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Vorwort

Wie schon in den vergangenen Jahren verdffentlicht der Osterreichische Wasser- und Abfallwirt-
schaftsverband (OWAV) auch heuer wieder die wasser- und abfallrechtliche Judikatur des vergan-
genen Jahres. Auf diese Weise wird die aktuelle Judikatur einem breiten Kreis von Fachleuten in
der Wasser- und Abfallwirtschaft in handlicher Form zuginglich gemacht.

An dieser Stelle sei besonders den Autoren dieses Heftes, der gesamten Abteilung Wasserlegistik
und -6konomie und Mag. Christian Glasel, alle Bundesministerium fiir Land- und Forstwirt-
schaft, Umwelt und Wasserwirtschaft, fir die Erarbeitung des wasserrechtlichen bzw. abfallrechtli-
chen Abschnittes, Mag. Verena Dworschak fiir die abteilungsinterne Koordination und Frau Rita
Senftner fiir die sorgfiltige Bearbeitung des Manuskripts der wasserrechtlichen Judikatur recht
herzlich gedankt.

OSTERREICHISCHER
WASSER- UND ABFALLWIRTSCHAFTSVERBAND

Wien, im September 2011
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I. Wasserrechtliche Judikatur 2010 in Leitsatzform

Zusammengestellt und bearbeitet von der
Abteilung Wasserlegistik und -6konomie
Bundesministerium fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft

Wiasserrechtliche Regelungen werden zunehmend komplexer sowie von anderen Vorschriften be-
einflusst und tiberlagert (EU-Recht, Umweltvertriglichkeitspriifung, Abfallrecht, Gewerberecht,
Verwaltungsverfahrensrecht usw.). Es ist daher notwendig, zur Bewahrung des Uberblicks auch
die Entwicklung der Judikatur der Hochstgerichte zu wasserrechtlichen Problemen im Auge zu
behalten, zumal dies das Verstindnis fiir Zusammenhinge und Losungsmoglichkeiten weckt und
damit die (Mit-)Anwendung des Wasserrechts in anderen Verfahren erleichtert, sodass neue Linien
und Tendenzen in der Rechtsprechung frithzeitig erkannt werden konnen.

Die Zusammenstellung erfolgte in gleicher Weise wie bisher:

* Ausgewertet wurde die einschligige Rechtsprechung insbesondere des Verwaltungsgerichtsho-
fes sowie anderer Gerichte.

* Die Nummerierung kniipft an die bisherigen Jahresberichte (insbesondere Heft 164) an.

* Die Leitsdtze entsprechen weitgehend dem Originaltext der ausgewerteten Erkenntnisse, ge-
ringfiigige Umformulierungen ohne Verinderung des Sinns erfolgten dort, wo dies zur besseren
Verstidndlichkeit notig erschien.

* Im Interesse der Benutzerfreundlichkeit wird das Thema oder die Hauptaussage dem jeweiligen
Textauszug vorangestellt; mafigeblich bleibt aber die Textaussage.

* Soweit es sich erkennbar um gefestigte Judikatur handelt, wurden die Leitsdtze mit dem Hin-
weis ,,stRsp“ (= stindige Rechtsprechung) versehen.

* Hinweise auf die Vorjudikatur sind den Erkenntnissen selbst entnommen und daher keines-
wegs als vollstindig anzusehen.

* Leitsitze, die der Literatur entnommen wurden, sind als solche gekennzeichnet.

* Die Anmerkungen sind den Entscheidungsgriinden der VwGH-Erkenntnisse entnommen und
sollen zum besseren Verstindnis der Leitsitze dienen.

* Nicht aufgenommen wurden Beschliisse und Erkenntnisse, die nach Meinung der Bearbeiter
keine fiir eine Auswertung relevanten generellen Aussagen enthalten.

* Auf weitere Auswertungen, Besprechungen u. a. in ,Recht der Umwelt“, in ,Zeitschrift fiir
Verwaltung® etc. wird hingewiesen.

Da die Leitsitze in der Regel auf generell formulierten, aber auf den jeweiligen Anlassfall bezo-
genen Aussagen des Verwaltungsgerichtshofes beruhen, kann fraglich sein, inwieweit Leitsdtzen
(bzw. allgemeinen Aussagen des Verwaltungsgerichtshofes) tiber den Anlassfall hinausgehende Be-
deutung zukommt. Im Einzelfall sollten daher vorsorglich auch das in Betracht kommende Origi-
nalerkenntnis und die darin zitierten — insbesondere jiingeren — Vorjudikate und Literaturstellen
studiert werden, um die Anwendbarkeit auf den zu beurteilenden Fall zu priifen.

Auflerdem empfiehlt es sich, angesichts der lebhaften und materientibergreifend wirksamen Tatig-
keit des Gesetzgebers stets auch die Aktualitdt der Leitsitze zu kontrollieren.
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Der Inhalt der Zusammenstellung gliedert sich wie folgt:

1. Judikatur zum WRG 1959,

2. Judikatur zum Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz,
3. Judikatur zu sonstigen Rechtsvorschriften,

4. Register der ausgewerteten Judikatur.
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E 42

E 43

E 44

E 20

Kapitel 1 - Judikatur zum WRG

1. Judikatur zum WRG
§ 5 Abs. 1 WRG

Zivilrechtliche Einwilligung durch den Verwalter des 6ffentlichen Wassergutes als
Voraussetzung fiir die Erteilung einer wasserrechtlichen Bewilligung
Die nach § 38 Abs. 1 WRG 1959 fiir die Errichtung eines Satteldaches erforderliche
wasserrechtliche Bewilligung kann aus dem Grunde des § 5 Abs. 1 Satz 2 WRG 1959
nur bei Vorliegen der zivilrechtlichen Einwilligung durch den Verwalter des 6ffentlichen
Wassergutes erteilt werden, ohne dass die Griinde, aus denen der Verwalter des 6ffentlichen
Wasserguts die zivilrechtliche Einwilligung versagt, im wasserrechtlichen Verfahren von
Interesse wiren.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0096; Hinweis auf VwGH 11.07.1996, 93/07/0144
und VwGH 14.3.1995, 94/07/0005, mwN

§ 5 Abs. 2 WRG

Nutzungsbefugnis auf verbiicherte Dienstbarkeit stiitzbar

Nutzungsbefugnisse nach § 5 Abs. 2 WRG 1959 miissen nicht auf dem Eigentum am
Grund, zu dem das Privatgewisser gehort, beruhen, sondern kénnen auch auf andere Titel,
wie etwa eine verbiicherte Dienstbarkeit, gestiitzt sein. Nicht in Betracht kommt eine blof§

obligatorische Nutzungsberechtigung.
VwGH 22.04.2010, 2008/07/0099; Hinweis auf VwGH 17.10.2002, 2000/07/0042

Mogliche Verletzung von wasserrechtlich geschiitzten Rechten
Die Verletzung wasserrechtlich geschiitzter Rechte iSd § 12 Abs. 2 WRG 1959 kann von
einer Person mit dem Vorbringen geltend gemacht werden, dass ein Dritter Wasser aus
einer Quelle bezieht, die auf ihrem Grundstiick liegt oder dass durch die Wasserentnahme
in ihre aus dem Grundeigentum resultierenden Nutzungsbefugnisse iSd § 5 Abs. 2 WRG
1959 eingegriffen wird.
VwGH 30.09.2010, 2009/07/0001
Anmerkung: Die Beschwerdefiibrerin fiibrt aus, dass die belangte Behorde zu Unrecht ibre
Parteistellung verneint habe. Ihre Parteistellung sei nicht zweifelhaft, da ihr Grundeigen-
tum ,beriihrt“ sei. Sie sei durch die Erhohung der Konsensmenge unmittelbar beriihrt, da
sie Wasser aus der gegenstindlichen Quelle beziehe und eine tatsichliche Beeintrichtigung
nicht ausgeschlossen werden kinne. Mit dem Vorbringen, dass das Wasser noch immer vom
Grund der Beschwerdefiihrerin entnommen werde, machte sie eine Verletzung wasserrechtlich
geschiitzter Rechte iSd § 12 Abs. 2 WRG 1959 geltend. Die Wasserrechtsbehorden haben sich
damit nicht auseinander gesetzt, sodass auch nicht beurteilt werden kann, ob der Beschwer-
defiibrerin Parteistellung zukam oder nicht.

§ 10 Abs. 1 WRG
Einheitlicher Begriff des ,,Haus- und Wirtschaftsbedarfs*
Der Begriff ,Haus- und Wirtschaftsbedarf™ ist ein einheitlicher Begriff, d. h. die Wasser-

entnahme muss auf solche Wirtschaftszweige beschrinkt bleiben, die in unmittelbarem

Wasserrechtliche Judikatur 2010 in Leitsatzform 9



Kapitel 1 - Judikatur zum WRG

E 21

E 22

10

Zusammenhang mit der Wohnstitte betrieben werden, gleichgiiltig, ob das Wasser fiir
landwirtschaftliche oder fiir kleingewerbliche Zwecke benétigt wird.
VwGH 18.03.2010, 2007/07/0113, 0114; Hinweis auf OGH 03.10.1996,
1 Ob 2170/96s
Anmerkung: Ohne auf die Unterscheidung zwischen kleingewerblichen und gewerblichen
Wirtschafisbedarf eingehen zu miissen, wurde die hier verfahrensgegenstindliche Wasserent-
nahme in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit einer Wobnstiitte betrieben, sondern
in Zusammenhang mit der Warmeversorgung der Stadt E, weshalb von einem Haus- und

Wirtschaftsbedarf im Sinne des § 10 Abs. 1 WRG 1959 nicht gesprochen werden kann.

Grundwasserentnahme zur Betreibung eines Fernwirmenetzes stellt keine Grund-
wasserentnahme in einem angemessenen Verhiltnis zum eigenen Grund dar
Der von den Beschwerdefiihrern behaupteten Bewilligungsfreiheit der Wasserentnahme steht
auch der Wortlaut der Bestimmung des § 10 Abs. 1 WRG 1959 insofern entgegen, als allein
der Umstand der Betreibung eines Fernwirmenetzes fiir die Stadt E und damit in Zusam-
menhang mit anderen Grundstiicken, keine Grundwasserentnahme mehr in einem ange-
messenen Verhiltnis zum eigenen Grund bildet und deshalb bereits eine {iber den notwen-
digen (eigenen) Haus- und Wirtschaftsbedarf hinausgehende Grundwassernutzung darstellt.
VwGH 18.03.2010, 2007/07/0113, 0114; Hinweis auf VwGH 19.09.1996,
94/07/0031, mwN
Anmerkung: Der VwGH bezieht sich hier auf einen RS aus dem Jabhr 1996 (VwGH
19.9.1996, ZI. 94/07/0031), wonach ,allein der Umstand der Versorgung auch nur eines
Nachbargrundstiickes bewirkt, dass eine Grundwasserentnahme nicht mebr in einem ange-
messenen Verhdltnis iSd § 10 Abs. 1 WRG zum eigenen Grunde steht und damit bereits eine
iiber den notwendigen (eigenen) Hausbedarf und Wirtschaftsbedarf hinausgehende Grund-
wassernutzung darstellt”. Grundsitzlich sieht der Aufbau des Abs. 1 vor, dass es sich — um
bewilligungsfrei Grundwasser benutzen zu diirfen — um die Benutzung des Grundwassers
fiir den notwendigen Haus- und Wirtschafisbedarf handeln muss, unter der zusitzlichen
Voraussetzung, dass die Entnahme in einem angemessenen Verbdltnis zum ,,eigenen” Grund
steht. Bei Verneinung des Haus- und Wirtschaftsbedarfs ist eine bewilligungsfreie Benutzung
des Grundwassers an sich schon nicht mehr maglich.

Bewilligungsfreie Benutzung des Grundwassers nur fiir Grundeigentiimer

Die bewilligungsfreie Benutzung des Grundwassers im Sinne des [Anm.: § 10] Abs. 1 leg.

cit. kommt nur dem Grundeigentiimer, nicht auch demjenigen zu, der tiber ein (sonstiges)

dingliches Recht verfiigt, das ihm eine Nutzungsbefugnis im Sinne des § 5 Abs. 2 WRG

1959 einrdumt. Dies ergibt sich aus der Koppelung von Grundeigentum und Wasserbedarf.
VwGH 22.04.2010, 2008/07/0099; Hinweis auf Bumberger/Hinterwirth, WRG, K 2
zu § 10 und auf VwGH 19.09.1996, 94/07/0031
Anmerkung: Der mitbeteiligten Partei kommt in Form der eingerdumten Dienstbarkeit ein
Nutzungsrecht gemdfS § 5 Abs. 2 WRG 1959 zu. Entgegen den Ausfiihrungen der belangten
Behorde regelt § 10 Abs. 1 WRG 1959 allein eine Nutzung des Grundwassers durch den
Grundeigentiimer selbst; diese Bestimmung stellt daher nicht darauf ab, wem das Grund-
wasser im Sinne des § 5 Abs. 2 leg. cit. ,,gehort”. Die verfabrensgegenstindliche Grundwas-
serbenutzung durch die mitbeteiligte Partei bedarf daher sehr wohl einer wasserrechtlichen
Bewilligung gemdfS § 10 Abs. 2 WRG 1959.

Wasserrechtliche Judikatur 2010 in Leitsatzform



E 23

E 24

Kapitel 1 - Judikatur zum WRG

§ 10 Abs. 2 WRG

Titer iSd § 137 WRG
Als Téter im Sinne des im § 32 iVm § 137 Abs. 2 Z 5 WRG 1959 enthaltenen Verbotes
kommt jede Person in Betracht, welche eine Einwirkung auf ein Gewisser vornimmt oder
durch andere Personen vornehmen lisst, obwohl sie zur vorausgehenden Einholung einer
Bewilligung verpflichtet gewesen wire. Dies kann sinngemif3 auf die in den vorliegenden
Beschwerdefillen anwendbare Regelung des § 10 Abs. 2 iVm § 137 Abs. 2 Z 2 WRG 1959
ibertragen werden.
VwGH 18.03.2010, 2007/07/0113, 0114; stRsp; Hinweis auf VwGH 16.10.2003,
2002/07/0169 sowie VwGH 29.06.1995, 92/07/0187, mwN

§ 10 Abs. 3 WRG

Bewilligungspflicht fiir artesische Brunnen
Artesische Brunnen bediirfen einer wasserrechtlichen Bewilligung nach § 10 Abs. 3 WRG
1959.

VwGH 17.06.2010, 2009/07/0037-7; Hinweis auf VwGH 21.12.1995, 95/07/0035.

§ 12 Abs. 2 WRG

E 225 Bestehende Rechte nach § 12 Abs. 2 WRG sind fremde Rechte im Sinne des § 41

Abs. 4 WRG
Die in § 12 Abs. 2 WRG 1959 angefiihrten bestehenden Rechte, nimlich rechtmiflig ge-
tibte Wassernutzungen mit Ausnahme des Gemeingebrauches (§ 8), Nutzungsbefugnisse
nach § 5 Abs. 2 und das Grundeigentum, sind jedenfalls auch als fremde Rechte im Sinne
des § 41 Abs. 4 WRG 1959 anzusehen.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0089 und VwGH 30.09.2010, 2008/07/0134; Hinweis
auf VwGH 25.01.2007, 2005/07/0132
Anmerkung: Dass die BH in ibrem von der bel Beb bestitigten Bescheid die Zustimmung
der Bf zum gegenstindlichen Hochwasserschutzprojekt als nach § 12 WRG 1959 erforderlich
erachtete, begegnete demnach keinen Bedenken.

E 226 Vorliegen einer Parteistellung — Beeintrichtigung einer Parteistellung

Den Inhabern der in § 12 Abs. 2 WRG 1959 genannten Rechte kommt Parteistellung
dann zu, wenn eine Berithrung ihrer Rechte durch die projektsgemifie Austibung des mit
der behérdlichen Bewilligung verliechenen Rechts der Sachlage nach nicht auszuschlieffen
ist. Ob eine Beeintrichtigung dieses Rechtes tatsichlich stattfindet, ist Gegenstand des Ver-
fahrens, beriihrt jedoch nicht die Parteieigenschaft.
VwGH 20.5.2010, 2009/07/0099-9; stRsp; Hinweis auf VwGH 28.09.2006,
2005/07/0019, mwN

E 227 Erfordernisse fiir die Beurteilung einer Rechtsbeeintrichtigung

Rechtliche Folgerungen aus einem Gutachten, wonach eine Beeintrichtigung eines subjek-
tiven Rechts gemify § 12 Abs. 2 WRG 1959 nicht vorliege, setzen zum einen Feststellungen
tiber Inhalt und Ausmaf dieses Rechtes und zum anderen ein auf sachverstindiger Ebene

Wasserrechtliche Judikatur 2010 in Leitsatzform 11



Kapitel 1 - Judikatur zum WRG

erfolgtes Eingehen auf dieses Recht und dessen allfillige Beeintrichtigung voraus.

VwGH 20.05.2010, 2009/07/0099-9; Hinweis auf VwGH 11.12.2003,
2003/07/0007 und VwGH 25.3.2004, 2003/07/0131, mwN

Anmerkung: Im Zuge eines Verfahrens zur Erteilung einer wasserrechtlichen Bewilligung fiir
die Wasserentnahme aus einem Werkskanal ermittelte der hydrologische Amtssachverstindige
lediglich rechnerisch die dadurch bewirkte Absenkung des Wasserspiegels. In diesem Zusam-
menhang fanden sich aber weder Feststellungen zum Recht der Beschwerdefiibrerin, die eine
kanalabwiirts gelegene Wasserkraftanlage betrieb, noch gingen die Amtssachverstindigen auf
dieses Recht der Beschwerdefiihrerin im Zusammenhang mit den Auswirkungen des verfah-
rensgegenstindlichen Projektes ein. Deshalb konnte die belangte Behirde iiberhaupt keine
rechtlichen Schlussfolgerungen iiber eine allfillige Beeintrichtigung des Wasserbenutzungs-

rechtes der Beschwerdefiibrerin vornehmen.

E 228 Grundeigentum im Sinne des WRG
Grundeigentum im Sinne des § 12 Abs. 2 WRG 1959 umfasst sowohl das Eigentum an
Grund und Boden als auch die mit dem Grundeigentum verbundenen, nicht sonderrechts-
fahigen Anlagen und Baulichkeiten.
VwGH 17.06.2010, 2009/07/0063; vgl. dazu Oberleitner, Kommentar zum WRG
1959, Rdn 12 zu § 12 WRG; Hinweis auf VwGH 8.10.1959, Slg 5069

E 229 Beeintrichtigung der Substanz des Grundeigentums

Durch den Hinweis der Mitbeteiligten, dass bei einer zu hohen Dotierung des Werkska-

nals durch die dabei abgefiihrte Wassermenge das Grundwasser oder die Wasserverhiltnisse

zum Nachteil ihrer Liegenschaft beeinflusst werden wiirde, was sich dahingehend duf3ern

wiirde, dass bei hohem Wasserstand des Werkskanals der auf ihrer Liegenschaft befindliche

Keller regelmiflig tiberflutet werden wiirde, haben sie eine im Sinne des § 12 Abs. 2 WRG

1959 projektsbedingte Beeintrichtigung der Substanz ihres Grundeigentums dargetan.
VwGH 17.06.2010, 2009/07/0063; vgl. die bei Bumberger/Hinterwirth, WRG, 2008
zu § 12 WRG 1959 unter E 61 zitierte Judikatur

E 230 Maogliche Verletzung von wasserrechtlich geschiitzten Rechten
Die Verletzung wasserrechtlich geschiitzter Rechte iSd § 12 Abs. 2 WRG 1959 kann von
einer Person mit dem Vorbringen geltend gemacht werden, dass ein Dritter Wasser aus
einer Quelle bezieht, die auf ihrem Grundstiick liegt oder dass durch die Wasserentnahme
in ihre aus dem Grundeigentum resultierenden Nutzungsbefugnisse iSd § 5 Abs. 2 WRG
1959 eingegriffen wird.
VwGH 30.09.2010, 2009/07/0001
Anmerkung: Die Beschwerdefiibrerin fiibrt aus, dass die belangte Behorde zu Unrecht ibre
Parteistellung verneint habe. Ihre Parteistellung sei nicht zweifelhaft, da ihr Grundeigen-
tum ,beriihre“ sei. Sie sei durch die Erhohung der Konsensmenge unmittelbar beriihrt, da
sie Wasser aus der gegenstindlichen Quelle beziehe und eine tatsichliche Beeintrichtigung
nicht ausgeschlossen werden kinne. Mit dem Vorbringen, dass das Wasser noch immer vom
Grund der Beschwerdefiihrerin entnommen werde, machte sie eine Verletzung wasserrechtlich
geschiitzter Rechte iSd § 12 Abs. 2 WRG 1959 geltend. Die Wasserrechtsbehorden haben sich
damit nicht auseinander gesetzt, sodass auch nicht beurteilt werden kann, 0b der Beschwer-
defiihrerin Parteistellung zukam oder nich.

12 Wasserrechtliche Judikatur 2010 in Leitsatzform



Kapitel 1 - Judikatur zum WRG

E 231 Bereits die mogliche Beeintrichtigung von Rechten begriindet Parteistellung

Es reicht bereits die mogliche Beeintrichtigung von Rechten iSd § 12 Abs. 2 WRG 1959
aus, um die Parteistellung zu begriinden. Die Parteistellung ist nicht davon abhingig, dass

tatsichlich in geschiitzte Rechte eingegriffen wird.
VwGH 30.09.2010, 2009/07/0001, Hinweis auf VwGH 13.12.2001, 2001/07/0077

E 232 Bereits die mogliche Beeintrichtigung von Rechten begriindet Parteistellung

Es reicht fur die Verneinung der Parteistellung nicht aus, dass durch Vorschreibung von
Nebenbestimmungen ein (tatsichlicher) Eingriff in wasserrechtlich geschiitzte Rechte ver-
hindert wird. Entscheidend ist, ob die Mdglichkeit einer Beeintrichtigung besteht. Nur
wenn eine solche Moglichkeit nicht besteht, kann die Parteistellung verneint werden.

VwGH 30.09.2010, 2009/07/0001; Hinweis auf VwGH 13.12.2001, 2001/07/0077

E 233 Geruchsbelistigung ist kein projektsgemif} vorgesehener Eingriff in die Substanz des

Grundeigentums

Bei Geruchsbelistigungen durch ein wasserrechtlich zu bewilligendes Vorhaben handelt es
sich nicht um die Verletzung wasserrechtlich geschiitzter Rechte im Sinne des § 12 Abs. 2
WRG 1959. Wie der Verwaltungsgerichtshof bereits wiederholt ausgesprochen hat, setzt
namlich eine wasserrechtlich relevante Berithrung des Grundeigentums im Sinne des § 12
Abs. 2 WRG 1959 einen projektsgemif$ vorgesehenen Eingriff in dessen Substanz voraus,
der durch Geruchsimmissionen nicht bewirkt werden kann.

VwGH 18.11.2010, 2010/07/0098; Hinweis auf VwGH 15.11.2007, 2006/07/0124

§ 12 Abs. 4 WRG

E 234 Geltungsbereich des § 12 Abs. 4 WRG

E 18

Der § 12 Abs. 4 WRG 1959 gilt nur fir durch eine Wasserbenutzungsanlage hervorge-
rufene Nachteile infolge einer Anderung des Grundwasserstandes, nicht aber bei von den
Mitbeteiligten ins Treffen gefiihrten Uberschwemmungen.
VwGH 17.06.2010, 2009/07/0063; vgl. die bei Bumberger/Hinterwirth, WRG, 2008
zu § 12 WRG 1959 unter E 89 zitierte Judikatur
Anmerkung: Der Bf vertrat die Auffassung, den Mitbeteiligten stehe lediglich ein Anspruch
nach § 12 Abs. 4 WRG 1959 zu.

§ 12a WRG

Ausnahme vom Stand der Technik nur aufgrund expliziter gesetzlicher Anordnung
Aus der Tatsache, dass die Anordnung des § 12a Abs. 2 WRG 1959 idF der WRG-Novelle
1997, wonach die Behdrde Ausnahmen vom Stand der Technik tiber Antrag genechmigen
kann, ebenfalls entfallen ist, folgt indessen, dass eine Ausnahme vom Stand der Technik
nur mehr dort méglich ist, wo das Gesetz dies ausdriicklich vorsieht (so etwa in den §§ 21a
Abs. 3, 30g Abs. 3 und 33b Abs. 10 WRG 1959).

VwGH 17.06.2010, 2009/07/0037-7

Anmerkung: Infolge des mit der WRG-Novelle 2003 bewirkten Entfalls der Bestimmung des

§ 12a Abs. 2 idF der WRG-Novelle 1997 ist nunmehr zwar ein Antrag auf Abweichen vom

Stand der Technik in dieser Bestimmung nicht mebr vorgesehen. In diesem Zusammenhang
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ist allerdings zu bemerken, dass nach § 13 Abs. 1 letzter Satz eine Verpflichtung zur Einhal-
tung des Standes der lechnik nur bei einem entsprechenden Abwigungsergebnis hinsichtlich
der dort angefiihrten Kriterien vorgesehen ist.

§ 12a Abs. 1 WRG

E 19 Bestimmung des Standes der Technik im Einzelfall
Bestimmt der Bundesminister fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirt-
schaft den Stand der Technik iSd § 12a WRG 1959 nicht in einer Verordnung nach § 12a
Abs. 2 WRG 1959, ist diese Frage im Einzelfall mithilfe von Sachverstindigen zu kliren.
Dabei kénnen von den Sachverstindigen als Grundlage fiir die Beurteilung des Standes der
Technik neben — nicht auf § 12a Abs. 2 WRG 1959 gestiitzten — Verordnungen des Bun-
desministers fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft auch einschligi-
ge Regelwerke, wie z. B. ONORMEN, als objektivierte, generelle Gutachten herangezogen
werden.
VwGH 17.06.2010, 2009/07/0037-7; Hinweis auf VwGH 20.09.2001,
2000/07/0221
Anmerkung: Die diesbeziiglich knappen Ausfiihrungen in den Entscheidungserwigungen
konnten dahingehend verstanden werden, dass die Behorde bei der Bestimmung des Stan-
des der Technik zur Durchfiibrung einer VerhiltmismdfSigkeitspriifung nicht verpflichter sei.
Nach § 12a Abs. 1 letzter Satz WRG 1959 sind jedoch bei der Festlegung des Standes der
Technik unter Beachtung der sich aus einer bestimmten MafSnahme ergebenden Kosten und
ihres Nutzens und des Grundsatzes der Vorsorge und der Vorbeugung im Allgemeinen wie
auch im Einzelfall die Kriterien des Anhangs G zu beriicksichtigen.

§ 15 WRG

E 107 Beschrinkte Parteistellung des Fischereiberechtigten
Die Parteistellung des Fischereiberechtigten ist eine beschrinkte. Der Fischereiberechtigte
ist darauf beschrinkt, Maffnahmen zum Schutz der Fischerei zu begehren. Zu einer Ab-
lehnung des zur Bewilligung beantragten Vorhabens ist er hingegen nicht berufen. Die
Verletzung von Rechten des Fischereiberechtigten durch einen wasserrechtlichen Bewilli-
gungsbescheid findet demnach nur dann statt, wenn seinem Begehren nach Mafinahmen
zum Schutz der Fischerei zu Unrecht nicht Rechnung getragen wurde.

VwGH 18.11.2010, 2008/07/0194; Hinweis auf VwGH 25.05.2000, 99/07/0072

E 108 Keine Wahrung 6ffentlicher Interessen durch Fischereiberechtigte
Den Fischereiberechtigten obliegt es nicht, 6ffentliche Interessen geltend zu machen; deren
Wahrung ist allein Aufgabe der Wasserrechtsbehorde.
VwGH 18.11.2010, 2008/07/0194
Anmerkung: Auch der von den Beschwerdefiibrern wiederholt aufgezeigte angebliche Wider-
spruch zur WRRL bzw. zu § 30a WRG 1959 kann von diesen nicht als Verletzung eigener
subjektiver Rechte geltend gemacht werden.
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§ 15 Abs. 1 WRG

E 109 Auswirkungen der Rechte der Fischereiberechtigten
Die in § 15 WRG 1959 verankerten Rechte der Fischereiberechtigten konnen nicht zu
einer Versagung der Bewilligung, sondern nur zur Vorschreibung von Vorkehrungen und
allenfalls zur Zuerkennung einer Entschidigung fiithren.

VwGH 18.11.2010, 2008/07/0194; Hinweis auf VwGH 26.05.1998, 97/07/0126

E 110 Konkretisierte Vorschlige der Fischereiberechtigten als Grundlage fiir Auflagen
Dem Fischereiberechtigten ist die Obliegenheit auferlegt, dem projektierten Vorhaben mit
solchen konkretisierten Vorschligen zu begegnen, die sich dazu eignen, in die Bewilligung
des beantragten Vorhabens durch Vorschreibung von Auflagen Eingang zu finden.
VwGH 18.11.2010, 2008/07/0194; Hinweis auf VwGH 22.06.1993, 93/07/0058
und VwGH 15.09.2005, 2005/07/0071

E 111 Fischereiberechtigter kann nicht die Errichtung einer véllig anderen Anlage verlangen
Der Fischereiberechtigte kann nicht verlangen, dass eine nachgesuchte Wasserbenutzung
iberhaupt nicht stattfindet und anstelle der projektierten Anlage eine véllig andere Anlage
errichtet wird.

VwGH 18.11.2010, 2008/07/0194; Hinweis auf VwGH 08.04.1997, 95/07/0174,
VwGH 26.03.2009, 2007/07/0013 und VwGH 23.04.2009, 2007/07/0021
Anmerkung: Die Errichtung eines Himmelsteiches, also eines Teiches, der lediglich durch
Niederschlag gespeist wird und weder iiber einen Zu- noch iiber einen Abfluss verfiige, stellt
eine vollig andere Anlage dar als die zur Bewilligung eingereichte Errichtung eines Land-
schaftsteiches im Hauptschluss eines der P zuflieffenden Wiesengerinnes. Die von den Be-
schwerdefiihrern allein als Mafinahme zum Schutz der Fischerei genannte, auf die Errich-
tung eines Himmelsteiches gerichtete Forderung stellt daher keine Forderung dar, die im Zuge
des Verfahrens zur Bewilligung des hier gegenstindlichen Projektes umsetzbar gewesen wiire,
hitte ihre Beriicksichtigung doch zu einer Abweisung des verfahrensgegenstindlichen Projek-
tes fiihren miissen. Der Ansicht der belangten Behirde, die Beschwerdefiibrer hétten wihrend
des gesamten Verfahrens trotz Aufforderung keine geeigneten MafSnahmen im Sinne des § 15
WRG 1959 vorgeschlagen, sondern das Projekt an sich abgelehnt, kann daher nicht entgegen

getreten werden.
§ 21 Abs. 1 WRG

E 55 Die Befristung eines Wasserbenutzungsrechts hat im Spruch zu erfolgen

Mit dem alleinigen Verweis auf die Verhandlungsschrift wird eine Befristung eines unbe-

fristet beantragten Wasserbenutzungsrechtes nicht bewirkt. Dazu hitte die Behorde die

Befristung in ihrem Bescheid vielmehr ausdriicklich im Spruch verftigen miissen.
VwGH 18.03.2010, 2009/07/0025
Anmerkung: Im Spruch des Bewilligungsbescheides wurde die Verhandlungsschrift zum we-
sentlichen Bescheidbestandteil erklirt. Aus dieser Verhandlungsschrift ergibt sich, dass der
Amissachverstindige eine Befristung des zu erteilenden Wasserrechtes auf 30 Jahre gefordert
hat. Damit wird allerdings nicht objektiv zum Ausdruck gebracht, dass die eingerdumte Be-
willigung eben nur befrister erteilt wird.
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E 56

E 57

E 58

Voraussetzungen eines befristet gestellten Bewilligungsantrags

Auch wenn die in einem Verhandlungsprotokoll enthaltenen Empfehlungen des Amtssach-
verstindigen hinsichtlich einer Befristung des beantragten Wasserbenutzungsrechts vom
Antragssteller in Form einer Unterfertigung des Protokolls zur Kenntnis genommen wer-
den, kann dies schon objektiv von der Wortbedeutung her nicht als Zustimmung zu (Ein-
verstindnis mit) dieser zeitlichen Beschrinkung bzw. als Prizisierung des Bewilligungsan-
trages dergestalt gewertet werden, dass ein urspriinglich ohne jede zeitliche Einschrinkung
gestelltes Ansuchen nunmehr als befristet gestellt anzusehen sei.

VwGH 18.03.2010, 2009/07/0025; Hinweis auf VwGH 19.06.1990, 89/07/0174

Ersichtlichmachung einer Befristung im Wasserbuch ist nur deklaratorisch
Wenn sich aus der Eintragung im Wasserbuchbescheid eine Befristung ergibt, so ist darauf
zu verweisen, dass eine solche Eintragung rein deklaratorischer Natur ist.

VwGH 18.03.2010, 2009/07/0025; Hinweis auf VwGH 29.05.2008, 2007/07/0133
§ 21 Abs. 3 WRG

Eingeschrinkte Relevanz eines Grundsatzbeschluss iSd § 62 Abs. 3 Z 1 N6 BauO
Ein ,,Grundsatzbeschluss“ der Gemeinde im Sinne des § 62 Abs. 3 Z 1 N6 BauO 1996
hat lediglich fir den Zeitraum Bedeutung, innerhalb welchem ein Ausnahmeantrag von
der Anschlusspflicht nach § 62 Abs. 3 N6 BauO 1996 einzubringen ist. So ist nach dem
Grundsatzbeschluss des Gemeinderates innerhalb von spitestens 10 Wochen (6 Wochen
Dauer der Kundmachung plus 4 Wochen nach Ablauf der Kundmachung) ein Antrag auf
Ausnahme zu stellen.
VwGH 18.11.2010, 2010/07/0142; Hinweis auf VwGH 27.05.2008, 2007/05/0124
Anmerkung: Eine Ausnahme vom Anschlusszwang wurde im vorliegenden Fall von der be-
langten Behorde unter Bezug auf den Grundsatzbeschluss des Gemeinderates, in dem be-
schlossen worden war, dass alle Liegenschaften im Gemeindegebiet anzuschliefSen seien, als
ausgeschlossen angesehen. Der VwGH stellt hingegen fest, dass eine Ausnahme vom An-
schlusszwang nur auf Antrag erfolgen kann und dass dieser individuell zu priifen ist. Dabei
verweist der VwGH auf die Voraussetzungen des § 62 Abs. 3 Z 1 No BauO, der besagt, dass
von der Anschlusspflicht Liegenschaften ausgenommen sind, wenn die anfallenden Schmutz-
wisser tiber eine Kliranlage abgeleitet werden, fiir die eine wasserrechtliche Bewilligung er-
teilt wurde und u. a. die Bewilligung dieser Kliranlage vor der Kundmachung der Entschei-
dung der Gemeinde, die Schmutzwdsser der Liegenschaften iiber eine iffentliche Kanalanlage
zu entsorgen (Grundsatzbeschluss), erfolgte. Da es sich im gegenstindlichen Verfahren um
ein Wiederverleibungsverfahren handelt, ist gemdfS § 21 Abs. 3 WRG 1959 der Ablauf der
Bewilligungsdauer bis zur rechtskriftigen Entscheidung iiber das Ansuchen um Wiederverlei-
hung gehemmt und verfiigte somit der Beschwerdefiihrer vor dem ggst Gemeinderatsbeschluss
iiber eine wasserrechtliche Bewilligung seiner Kliranlage. Die Relevanz des Grundsatzbe-
schlusses besteht damit lediglich fiir den Zeitraum, innerhalb welchem ein Ausnahmeantrag
von der Anschlusspflicht einzubringen ist.
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§ 26 Abs. 2 WRG

E 18 Fiir den faktischen Ausschluss einer vorbeugenden Unterlassungsklage kommt es
nicht darauf an, ob der Kliger im wr. Bewilligungsverfahren Partei oder Beteiligter
war. Entscheidend ist der durch die Bewilligung erweckte Anschein der Gefahrlosig-
keit und Gesetzmifligkeit des geplanten Projekts.

Die Meinung des von der Behérde beigezogenen Sachverstindigen, die Verlegung des
Standorts sei eine ausreichende Mafinahme zur Vermeidung von dauernden Beeintrichti-
gungen der Quelle, rechtfertigt es, den faktischen Ausschluss einer vorbeugenden Unterlas-
sungsklage anzunehmen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Klager im wasserrechtli-
chen Bewilligungsverfahren nicht Partei, sondern nur Beteiligter gewesen wire, dem keine
Einwendungen oder Rechtsmittel zustanden. Maf3geblich ist vielmehr der durch die Bewil-
ligung erweckte Anschein der Gefahrlosigkeit und Gesetzmifligkeit des geplanten Projekts.
OGH 23.11.2010, 1 Ob 182/10m; Hinweis auf 1 Ob 21/82 = SZ 55/105
Anmerkung: Der § 26 WRG gilt allerdings nur fiir wasserrechtsbehirdlich bewilligte Was-
serbenutzungsanlagen. Eine Evdwdrmepumpenanlage ist keine Wasserbenutzungsanlage und
Jallt daber nicht in den Anwendungsbereich dieser Bestimmung, weshalb der OGH im vor-
liegenden Fall lediglich den § 364 Abs. 2 ABGB und den § 364a ABGB heranzog.

§ 29 Abs. 1 WRG

E 101 Parteistellung im Verfahren iiber das Erloschen von Wasserrechten
Im Verfahren iiber das Erloschen von Wasserrechten im Hinblick auf die blof§ deklarative
Feststellung des Erloschenstatbestandes kommt nur dem bisher Berechtigten, daher dem
Triger der bei Eintritt des Erloschenstatbestandes bestehenden Wasserberechtigung, nicht
jedoch den anderen in § 29 WRG 1959 genannten Personen Parteistellung zu.
VwGH 30.09.2010, 2007/07/0011; stRsp; Hinweis auf VwGH 29.06.2000,
99/07/0154 und VwGH 24.02.2005, 2002/07/0051

E 102 Rechtlicher Einfluss auf die Feststellung des Eintrittes eines Erloschensfalles besteht
nur fiir den bisher Berechtigten
Aufler dem bisher Berechtigten hat niemand rechtlichen Einfluss auf die Feststellung des
Eintrittes eines Erlschensfalles. Andere Personen, wie andere Wasserberechtigte und An-
rainer (§ 29 Abs. 1 WRG 1959) und an der Erhaltung der Anlage interessierte Beteiligte
(§ 29 Abs. 3 WRG 1959), konnten stets nur die Beeintrichtigung ihrer Rechte unter dem
Gesichtspunkt von Vorkehrungen beim Erloschen von Wasserbenutzungsrechten geltend
machen. Sie haben keinen rechtlichen Einfluss auf die Feststellung des Eintrittes eines Er-
16schensfalles selbst. Insofern fehlt ihnen die Parteistellung.
VwGH 30.09.2010, 2007/07/0011; stRsp; Hinweis auf VwGH 16.11.1993,
90/07/0036 und VwGH 24.02.2005, 2002/07/0051

E 103 Die Feststellung des Erlschens eines Wasserbenutzungsrechtes ist deklarativ
Die Feststellung des Erloschens eines Wasserbenutzungsrechtes ist deklarativer Natur.
VwGH 30.09.2010, 2007/07/0011; stRsp; Hinweis auf VwGH 18.09.2002,
98/07/0112, mwNN
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§ 30a WRG

Wirksamkeit des Verschlechterungsverbots (§§ 30a und 30c WRG 1959) und An-
wendbarkeit des § 104a WRG 1959 trotz Nichtvorliegens der Qualititszielverord-
nungen
Ob das bereits in den §§ 30a und 30c WRG 1959 verankerte Verschlechterungsverbot
vor Erlassung aller entsprechenden Verordnungen wirksam ist und ob damit § 104a leg.
cit., der an dieses Verschlechterungsverbot ankniipft, vor Erlassung solcher Verordnungen
anwendbar ist, hingt davon ab, ob ohne das Vorliegen aller Verordnungen eine Einstufung
von Gewissern in die einzelnen Zustandsklassen moglich ist. Sofern auf der Grundlage der
bereits vorhandenen Verordnungen, des WRG 1959 selbst und gemeinschaftsrechtlicher
Bestimmungen eine Einstufung von Gewissern in Zustandsklassen méglich ist, ist das Ver-
schlechterungsverbot anwendbar und damit auch § 104a Abs. 1 Z 1 lit. b und Z 2 leg, cit.
VwGH 28.01.2010, 2009/07/0038; Hinweis auf Bumberger/Hinterwirth, WRG, K 19
zu § 104a
Anmerkung: Der gewdsserokologische Amtssachverstindige hat in seinen gutachterlichen Aus-
fiihrungen den aktuellen Stand der Erhebungsergebnisse im Rahmen der Erstellung des Na-
tionalen Gewdsserbewirtschaftungsplanes beriicksichtigt und eine Zuordnung der einzelnen
Wasserzustinde in Zustandsklassen vorgenommen, was unter Zugrundelegung der obigen
Erwigungen zuldssig erscheint. Entgegen der Beschwerdeansicht war es der bel Beh daber

nicht verwehrt, gestiitzt auf diese gutachterlichen Ausfiibrungen eine Beurteilung des Projek-
tes nach § 104a Abs. 1 und 2 WRG 1959 vorzunehmen.

§ 30c WRG

Wirksamkeit des Verschlechterungsverbots (§$ 30a und 30c WRG 1959) und An-
wendbarkeit des § 104a WRG 1959 trotz Nichtvorliegens der Qualititszielverord-
nungen
Ob das bereits in den §§ 30a und 30c WRG 1959 verankerte Verschlechterungsverbot
vor Erlassung aller entsprechenden Verordnungen wirksam ist und ob damit § 104a leg.
cit., der an dieses Verschlechterungsverbot ankniipft, vor Erlassung solcher Verordnungen
anwendbar ist, hingt davon ab, ob ohne das Vorliegen aller Verordnungen eine Einstufung
von Gewissern in die einzelnen Zustandsklassen moglich ist. Sofern auf der Grundlage der
bereits vorhandenen Verordnungen, des WRG 1959 selbst und gemeinschaftsrechtlicher
Bestimmungen eine Einstufung von Gewissern in Zustandsklassen moglich ist, ist das Ver-
schlechterungsverbot anwendbar und damit auch § 104a Abs. 1 Z 1 lit. b und Z 2 leg. cit.
VwGH 28.01.2010, 2009/07/0038; Hinweis auf Bumberger/Hinterwirth, WRG, K 19
zu § 104a
Anmerkung: Der gewdsserikologische Amtssachverstindige hat in seinen gutachterlichen Aus-
fiihrungen den aktuellen Stand der Erhebungsergebnisse im Rabhmen der Erstellung des Na-
tionalen Gewdsserbewirtschaftungsplanes beriicksichtigt und eine Zuordnung der einzelnen
Wasserzustinde in Zustandsklassen vorgenommen, was unter Zugrundelegung der obigen
Erwigungen zuldssig erscheint. Entgegen der Beschwerdeansicht war es der bel Beh daber
nicht verwehrt, gestiitzt auf diese gutachterlichen Ausfiibrungen eine Beurteilung des Projek-
tes nach § 104a Abs. 1 und 2 WRG 1959 vorzunehmen.
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§ 31 WRG

E 189 §§31 und 39 WRG stellen keine Bewilligungstatbestinde dar
Weder § 39 WRG 1959 noch § 31 WRG 1959 stellen einen Bewilligungstatbestand dar.
Die Vorschriften der §§ 31 Abs. 1 und des § 39 WRG 1959 legen Verpflichtungen fest, de-
ren Zuwiderhandeln Grundlage fiir ein behordliches Vorgehen sein kann. In einem Bewil-
ligungsverfahren (hier: nach § 38 WRG 1959) finden diese Bestimmungen aber als weitere
Bewilligungstatbestinde keine Berticksichtigung.
VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127

§ 31 Abs. 1 WRG

E 190 Keine Rechtsverletzung durch Bezug des wp Auftrages auf § 32 WRG 1959, wenn
dieser auf § 31 Abs. 3 WRG 1959 gestiitzt werden kann
Selbst wenn man der Auffassung der beschwerdefithrenden Partei, es wire der gegenstind-
liche Auftrag auf § 31 WRG 1959 zu stiitzen gewesen, folgt, wiirde sie nicht in ihren Rech-
ten verletzt werden, weil der von der belangten Behorde festgestellte Sachverhalt durchaus
geeignet ist, die Verwirklichung verschiedener Verstofle gegen § 31 Abs. 1 leg. cit. aufzuzei-
gen. Da der in Bescheidform erlassene wasserpolizeiliche Auftrag im Beschwerdefall auch
auf die erste Alternative des § 31 Abs. 3 erster Satz WRG 1959 gestiitzt werden kann, lag
insoweit keine Rechtsverletzung der beschwerdefiihrenden Partei vor.
VwGH 28.01.2010, 2006/07/0140; Hinweis auf VwGH 03.07.2003, 2000/07/0266
und VwGH 24.10.1995, 93/07/0145
Anmerkung: Im Erkenntnis vom 3.7.2003, 2000/07/0266 hatte der ViwGH ausgefiihrt, dass
das latbild der fehlenden wasserrechtlichen Bewilligung gemdf§ § 32 WRG 1959 sich nach
der stindigen Judikatur von dem des § 31 leg. cit. dadurch unterscheide, dass im ersteren Fall
ein konkret wirksamer und beabsichtigter Angriff auf die bisherige Beschaffenheit von Wasser
vorliegen muss, der plangemdfS unter Verwendung von Anlagen erfolge, wihrend im zweiten
Fall die Verpflichtung zur Vermeidung von Verunreinigungen sich in erster Linie auf Anlagen
und Mafnahmen beziehe, bei denen eine Einwirkung auf Gewdsser zwar nicht vorgesehen,
aber erfabrungsgemdfS maglich ist (vgl. VwGH 24. Oktober 1995, ZI. 93/07/0145).
Da im nunmehrigen Erkenntnis explizit auf das Erkenntnis vom 3.7.2003, 2000/07/0266
verwiesen wird, ist davon auszugehen, dass die bisher von der Judikatur entwickelte Unter-
scheidung der Tatbilder der §§ 31 und 32 WRG 1959 weiterhin aufrechterhalten werden
soll. Ein Sachverhalt ist daber entweder unter § 31 oder unter § 32 zu subsumieren, kann
allerdings nicht beide Tatbilder gleichzeitig erfiillen. Stiitzt die Behirde einen wasserpolizei-
lichen Auftrag unzutreffend auf § 138 Abs. 1 lit. a iVm § 32 WRG anstatt richtigerweise
auf' § 31 Abs. 1iVm § 31 Abs. 3 erster Satz erste Alternative WRG, wird der Verpflichtete
hiedurch nicht in seinen Rechten verletzt, wenn der von der Behorde festgestellte Sachverhalt
geeignet ist, die Verwirklichung verschiedener VerstifSe gegen § 31 Abs. 1 leg. cit. aufzuzeigen.
Im nunmehrigen Erkenntnis bleibt offen, ob der Sachverhalt das Tatbild des § 31 oder des
§ 32 erfiills.
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§ 31 Abs. 3 WRG

E 191 Konkrete Umstinde der Gefahr einer Gewisserverunreinigung

Fiir die Vorschreibung von Maf§nahmen nach § 31 Abs. 3 WRG 1959 (wie auch fiir die
Erfilllung des Tatbestandes nach § 32 Abs. 2 lit. ¢ leg. cit.) ist ausreichend, wenn nach
dem natiirlichen Lauf der Dinge mit einer Gewisserverunreinigung zu rechnen ist, wobei
das Erfordernis einer konkreten Gefahr nicht bedeutet, dass eine Gewisserverunreinigung
unmittelbar bevorstehen oder bereits eingetreten sein muss, sondern es geniigt, wenn nach
der Lage des Einzelfalles konkrete Umstinde die Gefahr einer Gewisserverunreinigung
erkennen lassen.

VwGH 28.01.2010, 2006/07/0140; stRsp; Hinweis auf VwGH 22.04.2004,

2004/07/0053

Anmerkung: Im nunmehrigen Erkenntnis bleibt offen, ob der Sachverbalt das 1atbild des

§ 31 oder des § 32 erfiillt.

Es wird weiters darauf hingewiesen, dass unter Verunreinigung gemdfS § 30 Abs. 3 Z 1 WRG

jede Beeintrichtigung der Beschaffenbeit der Gewiisser und jede Minderung des Selbstreini-

gungsvermaogens verstanden wird. Gemdf§ § 32 Abs. 1 zweiter Satz WRG 1959 gelten blof¢

geringfiigige Einwirkungen bis zum Beweis des Gegenteils nicht als Beeintrichtigung der Be-

schaffenheit der Gewdsser und stellen somit grundsitzlich keine Gewdsserverunreinigung dar.

E 192 Behérdliche Anordnungsbefugnis erstreckt sich auf vollstindige Sanierung

Die behordliche Anordnungsbefugnis nach § 31 Abs. 3 WRG 1959 erstrecke sich auf die

vollstindige Sanierung des eingetretenen Gefihrdungsfalles.
VwGH 16.07.2010, 2007/07/0036; Hinweis auf VwGH 22.04.2004, 2004/07/0053
Anmerkung: Der VwGH zur Frage, ob die mit dem angefochtenen Bescheid aufgetrage-
nen Mafsnahmen ,zur Vermeidung einer Gewdsserverunreinigung erforderlich® im Sinne
des § 31 Abs. 3 WRG 1959 waren. Zur Sanierung standen drei Sanierungsvarianten zur
Verfiigung, wobei die Variante ,, Bodenaushub* dem SV zweckmdfSig erschien, um einer Ge-
wisserverunreinigung konsequent Einhalt zu gebieten. Die Beschwerdefiihrerin hielt dieser
Variante entgegen, dass nur rund ein Drittel des kontaminierten Erdreichs ausgehoben wer-
den konne und selbst bei einem sehr hohen finanziellen Aufwand eine vollstindige Sanierung
nicht annihernd erzielbar wire. Der mit den Rotationskernbohrungen verbundene finan-
zielle und technische Aufwand und die damit verbundenen Eingriffe in die Rechte Dritter
und der Beschwerdefiihrerin stiinden in keinem angemessenen Verhiltnis zu dem durch ei-
nen Bodenaushub maximal erzielbaren Sanierungserfolg. Die Variante ,Beweissicherung“
sei zweckmdfSiger.

E 193 Sanierungsmafinahmen sollen der Gewisserverunreinigung konsequent Einhalt ge-
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bieten
Die den Gegenstand einer Anordnung nach § 31 Abs. 3 WRG 1959 bildenden Sicherungs-
und Sanierungsmafinahmen sind dann als erforderlich zu beurteilen, wenn sie der Gewis-
serverunreinigung konsequent Einhalt gebieten.
VwGH 16.07.2010, 2007/07/0036; Hinweis auf VwGH 06.08.1998, 96/07/0053
Anmerkung: Der VwGH zur Frage, ob die mit dem angefochtenen Bescheid aufgetrage-
nen MafSnahmen ,zur Vermeidung einer Gewdsserverunreinigung erforderlich im Sinne
des § 31 Abs. 3 WRG 1959 waren. Zur Sanierung standen drei Sanierungsvarianten zur
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Verfiigung, wobei die Variante ,, Bodenaushub® dem SV zweckmdfSig erschien, um einer Ge-
wdsserverunreinigung konsequent Einhalt zu gebieten. Die Beschwerdefiibrerin hielt dieser
Variante entgegen, dass nur rund ein Drittel des kontaminierten Erdreichs ausgehoben wer-
den konne und selbst bei einem sehr hohen finanziellen Aufwand eine vollstindige Sanierung
nicht annihernd erzielbar wire. Der mit den Rotationskernbobhrungen verbundene finan-
zielle und technische Aufwand und die damit verbundenen Eingriffe in die Rechte Dritter
und der Beschwerdefiihrerin stiinden in keinem angemessenen Verhiltnis zu dem durch ei-
nen Bodenaushub maximal erzielbaren Sanierungserfolg. Die Variante , Beweissicherung“
sei zweckmdfSiger.

E 194 UnverhiltnismiRigkeit
Bei den wegen des 6ffentlichen Interesses an der Reinhaltung der Gewisser erforderlichen
MafSnahmen iSd § 31 Abs. 3 WRG 1959 spielen finanzielle Belastungen, die aus ihrer Rea-
lisierung resultieren konnen, keine entscheidende Rolle.
VwGH 16.07.2010, 2007/07/0036; Hinweis auf VwGH 22.04.2004, 2004/07/0053
Anmerkung: Zur Behauptung der Beschwerdefiihrerin, die angeordneten Ermittlungen wi-
ren unverhdiltnismdfig.

E 195 § 31 Abs. 3 ermichtigt auch zu Maflnahmen, die lediglich eine Verminderung der Ge-
fihrdung oder eine teilweise Behebung einer schon eingetretenen Beeintrichtigung
ermdglichen
Die Vorschriften des WRG 1959 betreffend die Vermeidung oder Beseitigung von Gewis-
serbeeintrichtigungen greifen nicht nur dort, wo eine Gefihrdung oder Beeintrichtigung
des Gewissers zur Ginze verhindert werden kann, sondern auch dort, wo lediglich eine
Verminderung der Gefihrdung oder eine teilweise Behebung einer schon eingetretenen
Beeintrichtigung erreicht werden kann. § 31 Abs. 3 WRG 1959 ermichtigt daher die
Behérde nicht nur zur Setzung von Mafinahmen, die eine véllige Hintanhaltung einer
Gewisserbeeintrichtigung gewihrleisten, sondern auch zu solchen Mafinahmen, die eine
Verminderung einer drohenden oder bereits eingetretenen Gewisserbeeintrichtigung her-
beifiihren.

VwGH 16.07.2010, 2007/07/0036; Hinweis auf VwGH 12.12.1996, 96/07/0151
Anmerkung: Dass mit der primar verfolgten Sanierungsvariante , Bodenaushub“ nur ein 1eil
der Kontamination erfasst werden kann — wie von der Beschwerdefiihrerin vorgebracht —,
steht dem Aufirag von diesbeziiglichen ErkundungsmafSnahmen somit nicht entgegen.

E 196 Verfahren zur Erlassung eines gewisserpolizeilichen Auftrags als Einparteienverfahren
Beim Verfahren zur Erlassung eines gewisserpolizeilichen Auftrags nach § 31 Abs. 3 WRG
1959 handelt es sich um ein Einparteienverfahren, in welchem anderen Personen als dem
Auftragsadressaten keine Mitspracherechte zukommen.
VwGH 16.07.2010, 2010/07/0033; Hinweis auf VwWGH 17.10.2002, 98/07/0061 bis
0062, mwN
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§ 32 WRG

E 214 Keine Rechtsverletzung durch Bezug des wp Auftrages auf § 32 WRG 1959, wenn

dieser auf § 31 Abs. 3 WRG 1959 gestiitzt werden kann
Selbst wenn man der Auffassung der beschwerdefithrenden Partei, es wire der gegenstind-
liche Auftrag auf § 31 WRG 1959 zu stiitzen gewesen, folgt, wiirde sie nicht in ihren Rech-
ten verletzt werden, weil der von der belangten Behorde festgestellte Sachverhalt durchaus
geeignet ist, die Verwirklichung verschiedener Verstofle gegen § 31 Abs. 1 leg. cit. aufzuzei-
gen. Da der in Bescheidform erlassene wasserpolizeiliche Auftrag im Beschwerdefall auch
auf die erste Alternative des § 31 Abs. 3 erster Satz WRG 1959 gestiitzt werden kann, lag
insoweit keine Rechtsverletzung der beschwerdefiihrenden Partei vor
VwGH 28.01.2010, 2006/07/0140; Hinweis auf VwGH 03.07.2003, 2000/07/0266
und VwGH 24.10.1995, 93/07/0145
Anmerkung: Im Erkenntnis vom 3.7.2003, 2000/07/0266, hatte der VwGH ausgefiibrt,
dass das 1atbild der fehlenden wasserrechtlichen Bewilligung gemdfs § 32 WRG 1959 sich
nach der stindigen Judikatur von dem des § 31 leg. cit. dadurch unterscheide, dass im erste-
ren Fall ein konkret wirksamer und beabsichtigter Angriff auf die bisherige Beschaffenbeit
von Wasser vorliegen muss, der plangemdf§ unter Verwendung von Anlagen erfolge, wihrend
im zweiten Fall die Verpflichtung zur Vermeidung von Verunreinigungen sich in erster Li-
nie auf Anlagen und Mafnahmen beziehe, bei denen eine Einwirkung auf Gewdisser zwar
nicht vorgesehen, aber erfahrungsgemdfS moglich ist (vgl. das hg. Erkenntnis vom 24. Okto-
ber 1995, ZI. 93/07/0145).
Da im nunmebrigen Erkenntnis explizit auf das Erkenntnis vom 3.7.2003, 2000/07/0266,
verwiesen wird, ist davon auszugehen, dass die bisher von der Judikatur entwickelte Unter-
scheidung der Tatbilder der §§ 31 und 32 WRG 1959 weiterhin aufrechterhalten werden
soll. Ein Sachverbalt ist daher entweder unter § 31 oder unter § 32 zu subsumieren, kann
allerdings nicht beide Tatbilder gleichzeitig erfiillen. Stiitzt die Behorde einen wasserpolizei-
lichen Auftrag unzutreffend auf § 138 Abs. 1 lit. a iVm § 32 WRG anstatr richtigerweise
auf' § 31 Abs. 1 iVm § 31 Abs. 3 erster Satz erste Alternative WRG, wird der Verpflichtete
hiedurch nicht in seinen Rechten verletzt, wenn der von der Behirde festgestellte Sachverhalt
geeignet ist, die Verwirklichung verschiedener VerstofSe gegen § 31 Abs. 1 leg cit aufzuzeigen.
Im nunmehrigen Erkenntnis bleibt offen, 0b der Sachverhalt das Tatbild des § 31 oder des
§ 32 erfiillr.

E 215 Keine automatische Rechtsverletzung der Bf bei Anwendung verschiedener Tatbe-
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stinde bei der Bewilligungserteilung
Allein aufgrund der Tatsache, dass die bel Beh die Erteilung der Bewilligung auf einen an-
deren Tatbestand des WRG 1959 als die BH gestiitzt hat, kénnen die Bf in keinem Recht
verletzt sein. Der festgestellte Sachverhalt war vor beiden Verwaltungsinstanzen ident. Es
oblag der bel Beh im Rahmen ihrer Entscheidungsbefugnis als Berufungsbehorde, diesen
Sachverhalt rechtlich anders zu qualifizieren.
VwGH 22.04.2010, 2009/07/0059; Hinweis auf VwGH 11.07.1996, 95/07/0231
Anmerkung: Die BH stiitzte die wasserrechtliche Bewilligung in ihrem Bescheid auf § 34
WRG 1959. Die bel Beh ging dagegen — in Entsprechung des aufhebenden Erkenntnisses des
VwGH vom 24.04.2008, 2007/07/0051 — von einer Bewilligungspflicht nach § 32 Abs. 2
lit. ¢ WRG 1959 aus.
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E 216 Entscheidend fiir die Bewilligungspflicht nach § 32 WRG ist das eingereichte Projekt
Entscheidend fiir die Beurteilung, nach welcher Bestimmung des WRG 1959 Bewilli-
gungspflicht vorliegt, ist das zur Bewilligung eingereichte Projekt. Wenn von der Behorde
in nachvollziehbarer Weise dargelegt wird, dass qualitative Beeintrichtigungen des Grund-
wassers (bzw. des Grundstiickes) durch Verunreinigung nicht tiber das in § 32 Abs. 1 WRG
1959 genannte geringfligige Ausmafd hinausgehen, scheidet eine Bewilligungspflicht des
Projektes nach § 32 (hier: gemaf$ Abs. 2 lit. ¢) WRG 1959 aus.

VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127

§ 34 Abs. 1 WRG

E 106 Recht des Wasserbenutzungsberechtigten auf Antragstellung nach § 34 Abs. 1 WRG
Der Verwaltungsgerichtshof hat in seiner Rechtsprechung wiederholt zum Ausdruck ge-
bracht, dass Schutzgebietsbestimmungen nach § 34 Abs. 1 WRG 1959 Anordnungen sind,
die im 6ffentlichen Interesse an einer einwandfreien Wasserversorgung erlassen werden.
Dass eine Schutzgebietsbestimmung im offentlichen Interesse gelegen ist, schliefft nicht
aus, dass sie auch Interessen des Wasserbenutzungsberechtigten dient. Dass dies der Fall ist,
ergibt sich aus § 34 Abs. 1 WRG 1959. Danach dient die Bestimmung eines Schutzgebietes
dem Schutz von Wasserversorgungsanlagen gegen Verunreinigung (§ 30 Abs. 2; nunmehr
Abs. 3) oder gegen eine Beeintrichtigung ihrer Ergiebigkeit. Aus dieser Zweckfestlegung ist
erkennbar, dass das Institut des Schutzgebietes auch und gerade im Interesse des Inhabers
des Wasserbenutzungsrechtes festgelegt wurde. Daraus folgt, dass der Wasserbenutzungs-
berechtigte auch einen Anspruch darauf hat, dass bei Zutreffen der gesetzlichen Voraus-
setzungen ein Schutzgebiet bestimmt wird und dass er befugt ist, einen entsprechenden
Antrag einzubringen.

VwGH 22.04.2010, 2008/07/0099; Hinweis auf VwGH 29.10.1998, 98/07/0111

E 107 Zustimmung der Grundeigentiimer
Eine Zustimmung der betroffenen Grundeigentiimer zur Festlegung eines Schutzgebietes
sieht § 34 Abs. 1 WRG 1959 nicht vor.
VwGH 22.04.2010, 2008/07/0099

E 108 Einwendungen des Grundeigentiimers gegen Einbeziehung seines Grundstiickes in
ein Schutzgebiet
Grundeigentiimern im Schutzgebietsbereich kommt das Recht zu, sowohl gegen die Einbe-
ziehung ihrer Grundstiicke in ein Schutzgebiet als auch gegen die vorgesehenen Anordnun-
gen {ber die Bewirtschaftung oder sonstige Benutzung ihrer Grundstiicke Einwendungen
zu erheben , und sie sind — wenn die gesetzlichen Voraussetzungen gegeben sind — gemifS
§ 34 Abs. 4 WRG 1959 fiir die durch Schutzgebietsanordnungen erfolgenden Beschrin-
kungen ihres Eigentums vom Wasserberechtigten angemessen zu entschidigen.
VwGH 22.04.2010, 2008/07/0099; Hinweis auf VwGH 23.09.2004, 2001/07/0150
Anmerkung: Eine Zustimmung der betroffenen Grundeigentiimer zur Festlegung eines
Schutzgebietes sieht § 34 Abs. 1 WRG 1959 nicht vor.
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E 109 Grundsatz der Eingriffsminimierung

E 29

E 30
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§ 34 Abs. 1 WRG 1959 ist der Grundsatz der Eingriffsminimierung immanent: Anord-
nungen im Sinne dieser Gesetzesstelle sollen nur in dem Ausmaf$ getroffen werden, in dem
sie im offentlichen Interesse an einer einwandfreien Wasserversorgung erforderlich sind.

VwGH 22.04.2010, 2008/07/0099; Hinweis auf VwGH 22.09.1992, 92/07/0116

§ 36 Abs. 1 WRG

Gemeindeaufsichtsbehérde fiir einen auf der Grundlage eines Ausfiithrungsgesetzes
gemifd § 36 Abs. 1 WRG 1959 ergangenen Bescheid ist der Landeshauptmann
Das Steiermirkische Gemeindewasserleitungsgesetz 1971 ist in Ausfithrung des § 36 Abs. 1
des Wasserrechtsgesetzes 1959 ergangen. Die Vollzichung dieses Gesetzes steht daher nach
Art. 10 Abs. 2 dritter Satz B-VG dem Bund zu, sodass sich die Zustindigkeit der Gemein-
deaufsichtsbehérde nach dem Bundes-Gemeindeaufsichtsgesetz, BGBL. Nr. 123/1967,
richtet. Dieses sicht als Aufsichtsbehorde, an die in diesen Fillen eine Vorstellung gegen die
letztinstanzliche Entscheidung eines Gemeindeorgans gemif § 7 leg. cit. zu richten ist, den
Landeshauptmann oder die von ihm delegierte Bezirkshauptmannschaft vor (§ 3 Abs. 1
leg. cit.). Der Landesregierung kommt keine Zustindigkeit zu.
VwGH 18.03.2010, 2009/07/0193; Hinweis auf VwGH 17.09.2009, 2009/07/0060
Anmerkung: Mit dem vorhergehenden Erkenntnis VwGH 17.9.2009, 2009/07/0060, war
der Bescheid der Landesregierung infolge Unzustindigkeit aufgehoben worden. Der nunmebr
angefochtene Bescheid wurde wie folgr gefertige: ,, Fiir die Steiermdrkische Landesregierung:
Der Leiter Fachabteilung XX*. Aufgrund dieser Unterfertigung ist auch der nunmebrige
Bescheid der dafiir unzustindigen , Landesregierung® und nicht dem ., Landeshauptmann®
guzurechnen.

(iVm § 3 Abs. 2 Z 3 OO Wasserversorgungsgesetz) Maf3stab fiir die Verhiltnismifig-
keit von Anschlusskosten
Als Maf3stab fiir die VerhiltnismifSigkeit der den Bf erwachsenden Anschlusskosten wiren
jene durchschnittlichen Kosten in der mitbeteiligten Gemeinde heranzuziehen, die auf den
Leitungslingen der Anschlussleitungen, also der Leitungen zwischen der Versorgungslei-
tung und den Ubergabestellen, basieren.
VwGH 22.04.2010, 2008/07/0143 bis 0146
Anmerkung 1: Nach § 3 Abs. 2 Z 3 OO0 WasserversorgungsG hat die Gemeinde fiir Objekte
mit eigener Wasserversorgungsanlage auf Antrag eine Ausnahme vom Anschlusszwang zu ge-
wdhren, wenn die Kosten fiir den Anschluss — gemessen an den durchschnittlichen Anschluss-
kosten in der Gemeinde — unverhdltnismdfSig hoch wdiren.
Anmerkung 2: Weil die bel Beh unter den Anschlusskosten des § 3 Abs. 2 Z 3 OO Wasserver-
sorgungsG lediglich die Kosten fiir die Herstellung der Anschlussleitung bis zur Grundgrenze
verstand, feblt es den angefochtenen Bescheiden aber an nachvollziehbaren Feststellungen
iiber die Situierung der jeweils gegenstindlichen Ubergabestellen. Denn nur, wenn sich diese
auf der jeweiligen Grenze der Grundstiicke der Bf befinden und die Anschlussleitungen da-
mit an der jeweiligen Grundstiicksgrenze endeten, diirften auch die derart fiir die Bf errech-
neten Anschlusskosten zur Ermittlung der Verbdltmismd(Sigkeit herangezogen werden.
Anmerkung 3: Ob als MafSstab fiir die VerhiltnismifSigkeit der den Bf erwachsenden An-

schlusskosten jene durchschnittlichen Kosten in der mitbeteiligten Gemeinde herangezogen
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wurden, die auf den Leitungslingen der Anschlussleitungen, also der Leitungen zwischen der
Versorgungsleitung und den Ubergabestellen, basieren, kann mangels diesbeziiglicher Feststel-
lungen in den angefochtenen Bescheiden nicht nachvollzogen werden.

E31 (iVm§ 3 Abs. 2 Z 1 OO WVG iVm § 1 Abs. 1 lit. b und Abs. 3 OO IbG) Unter
~Anschlusskosten® iSd O6. WasserversorgungsG sind , Interessentenbeitrige” iSd
O6. InteressentenbeitrigeG nicht zu subsumieren
»Interessentenbeitrige” sind nicht unter den Begriff der ,Anschlusskosten® im Sinne des
§ 3 Abs. 2 Z 3 O6. WasserversorgungsG zu subsumieren. ,Interessentenbeitrige® sind
wirtschaftlich gesehen als Entgelt fiir die von der Gemeinde erbrachten Leistungen zu
verstehen. Dieser ,Interessentenbeitrag® zu den Errichtungskosten der gemeindeeigenen
Wasserversorgungsanlage hat nichts mit den Kosten fiir die Errichtung der Leitungen und
Anlagen zum Zwecke des Anschlusses an die Versorgungsleitung der gemeindeeigenen
Wiasserversorgungsanlage zu tun.

VwGH 21.10.2010, 2009/07/0051; Hinweis auf VwGH 22.04.2010, 2008/07/0143
bis 0146 und auf VwGH 21.01.2009, 2008/17/0192 (vgl in diesem Erkenntnis den
Verweis auf die Rsp des VEFGH)

Anmerkung 1: Nach § 3 Abs. 2 Z 3 OO0 WasserversorgungsG hat die Gemeinde fiir Objekte
mit eigener Wasserversorgungsanlage auf Antrag eine Ausnahme vom Anschlusszwang zu ge-
wdhren, wenn die Kosten fiir den Anschluss — gemessen an den durchschnittlichen Anschluss-
kosten in der Gemeinde — unverhdltnismdfSig hoch wiren.

Anmerkung 2: Unter den , Kosten fiir den Anschluss®im Sinne des § 3 Abs. 2 Z 3 Oé. Wasser-
versorgungsG sind die Kosten fiir den Anschluss an die Verbrauchsleitung, fiir die Errichtung
der Anschlussleitung selbst bis zur Ubergabestelle und fiir die Errichtung der Ubergabestelle
zu verstehen.

Anmerkung 3: Nach § 1 Abs. 1 lit. b Oo. InteressentenbeitrigeG werden die Gemeinden
aufgrund eines Beschlusses der Gemeindevertretung ermdchtigt, den Beitrag zu den Kosten
der Errichtung einer gemeindeeigenen Wasserversorgungsanlage — Wasserleitungs-Anschluss-
gebiihr zu erheben.

Anmerkung 4: Nach § 1 Abs. 3 O6. InteressentenbeitrigeG darf an Interessentenbeitrigen je-
weils nicht mehr erhoben werden, als den von der Gemeinde geleisteten oder voranschlagsma-
[Sig zu leistenden Aufwendungen entspricht. Die Hohe der Interessentenbeitrige darf ferner
nicht in einem wirtschaftlich ungerechtfertigten Missverhdiltnis zum Wert der die Beitrags-
pflicht begriindenden Liegenschaft und iiberdies zu dem fiir die Liegenschaft aus der Anlage
oder Einrichtung entstehenden Nutzen stehen.

§ 38 WRG

E 123 , Leitlinien“ sind keine im Wasserrechtsverfahren zu beachtenden Rechtsnormen
Bei den , Leitlinien fiir die Beurteilung von Raumordnungsfragen in Hochwasserabflussbe-
reichen aus wasserwirtschaftlicher, hydrologischer und schutzbaulicher Hinsicht handelt
es sich um keine im Wasserrechtsverfahren zu beachtenden Normen. Eine Verletzung von
Rechten kann aus der Nichtberiicksichtigung dieser Leitlinie daher nicht abgeleitet werden.
VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127
Anmerkung: Die bel Bebh stellte im angef Bescheid fest, dass die mafSgebliche Sachfrage der
Verletzung von Rechten der Beschwerdefiihrer nicht auf der Grundlage von Leitlinien, son-
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dern durch eine auf den Einzelfall bezogene fachliche Beurteilung zu beantworten sei. In
diesem Sinn ist auch die (der Auffassung der bel Beh zustimmende) Aussage des VwGH zu
verstehen (s. die Wiedergabe des angef Bescheides im Erkenntnis des VwGH, S. 10).

E 124 § 38 WRG ist gegeniiber § 32 WRG subsidiir
Die Bestimmung des § 38 WRG 1959 ist nicht nur gegeniiber §§ 9 und 41 subsidiir;
keiner Bewilligung nach § 38 WRG 1959 bediirfen auch Mafinahmen, die nach § 32 be-
willigungspflichtig sind. Dies ergibt sich aus § 32 Abs. 6 WRG 1959, der Anlagen im Sinne
des § 32 solchen nach § 9 gleichstellt.
VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127; Hinweis auf Bumberger/Hinterwirth, WRG,
S.290,K1zu§ 38

E 125 Zweck des § 38
Der Bewilligungstatbestand des § 38 WRG 1959 dient der vorbeugenden Verhinderung
von zusitzlichen Hochwassergefahren oder Hochwasserschiden.

VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127; Hinweis auf VwGH 21.01.1999, 98/07/0155

E 126 Voraussetzungen fiir eine Bewilligung nach § 38
Die Bewilligung nach § 38 ist dann zu erteilen, wenn durch das Vorhaben weder 6ffentliche
Interessen beeintrichtigt, noch wasserrechtlich geschiitzte Rechte Dritter verletzt werden.
VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127; stRsp; Hinweis auf VwGH 29.06.2000,
2000/07/0029 und VwGH 16.11.1993, 93/07/0085

E 127 Hochwasserabflussgebiet als Maf3stab fiir die Beriihrung fremder Rechte
Die Umschreibung des Hochwasserabflussgebietes in § 38 Abs. 3 WRG 1959 ist gleich-
zeitig auch Maf3stab fiir die Beriithrung fremder Rechte durch ein Projekt. Erhohen die
Auswirkungen eines Wasserbauvorhabens die Gefahr einer Uberschwemmung im 30-jihr-
lichen Hochwasserabflussbereich nicht, sind sie irrelevant.
VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127; Hinweis auf Bumberger/Hinterwirth, WRG,
S.291,K 11 zu§ 38

E 128 Verletzung des Grundeigentums Dritter durch ein Projekt
Eine Verletzung des Grundeigentums Dritter kime dann in Betracht, wenn Liegenschaften
durch die Auswirkungen einer durch das Projekt bedingten Anderung der Hochwasserab-
fuhr groflere Nachteile im Hochwasserfall als zuvor erfahren wiirden, wobei nach der Be-
stimmung des dritten Absatzes des § 38 WRG 1959 als Beurteilungsmaf3stab ein 30-jihr-
liches Hochwasser heranzuziehen ist.
VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127 und VwGH 16.07.2007, 2007/07/0028; Hin-
weis auf VwGH 27.09.1994, 92/07/0076, mwN sowie auf VwGH 06.11.2003,
99/07/0082 und VwGH 21.02.2002, 2001/07/0159

E 129 Beeintrichtigungen durch seltener als 30-jihrlich auftretende Hochwasser
Auf im Falle seltener als 30-jahrlich auftretender Hochwasser moglicherweise eintretende Be-
eintrichtigungen von Grundstiicken Dritter kommt es bei der Bewilligung nach § 38 nichtan.
VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127
Anmerkung: Dass durch die geplante Anlage auf den Grundstiicken der Bf keine Beeintriich-
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tigungen, sondern sogar Verbesserungen im Falle eines 30-jahrlichen Hochwassers eintreten
werden, hat die bel Beh, gestiitzt auf eine im Ergebnis nicht zu beanstandende Beweiswiir-
digung, festgestellt. Mit Einwdnden, die auf Beeintrichtigungen gerichtet sind, die durch
seltener als 30-jihrlich auftretende Hochwasser moglicherweise eintreten, zeigen die Bf keine
Rechtswidrigkeit des angef Besch auf.

§ 38 Abs. 1 WRG

E 130 Keine ,,Erheblichkeitsschwelle® fiir die Genehmigungspflicht
Dem Gesetz ist eine ,Erheblichkeitsschwelle® fiir die Genehmigungspflicht nach § 38
Abs. 1 WRG 1959 nicht zu entnehmen.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0096; Hinweis auf VwGH 06.11.2003, 2003/07/0034

E 131 Zivilrechtliche Einwilligung durch den Verwalter des 6ffentlichen Wassergutes als
Voraussetzung fiir die Erteilung einer wasserrechtlichen Bewilligung
Die nach § 38 Abs. 1 WRG 1959 fuir die Errichtung eines Satteldaches erforderliche was-
serrechtliche Bewilligung kann aus dem Grunde des § 5 Abs. 1 Satz 2 WRG 1959 nur bei
Vorliegen der zivilrechtlichen Einwilligung durch den Verwalter des 6ffentlichen Wassergu-
tes erteilt werden, ohne dass die Griinde, aus denen der Verwalter des 6ffentlichen Wasser-
guts die zivilrechtliche Einwilligung versagt, im wasserrechtlichen Verfahren von Interesse
waren.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0096; Hinweis auf VwGH 11.07.1996, 93/07/0144
und VwGH 14.03.1995, 94/07/0005, mwN

E 132 Planmiflig angelegte Baumkultur ist Anlage im Sinne des § 38 Abs. 1 WRG 1959
Unter ,Anlage” im Sinne des § 38 Abs. 1 WRG 1959 muss alles verstanden werden, was
durch die Hand des Menschen angelegt wird. Auch eine planmiflig angelegte Baumkultur
ist vor dem Hintergrund dieses Anlagenbegriffes als Anlage im Sinne des § 38 Abs. 1 WRG
1959 zu verstehen.

VwGH 17.06.2010, 2010/07/0028; Hinweis auf VwGH 29.06.1995, 93/07/0060

E 133 Unbereifte, ,aufgestinderte“ LKW-Container sind Anlagen im Sinne des § 38 Abs. 1
WRG 1959
Nicht bereifte, sondern ,aufgestinderte” LKW-Container kénnen nicht unverziiglich aus
dem Hochwasserabflussbereich entfernt werden. Diese wurden von der belangten Behorde
zutreffend als Anlage im Sinne des § 38 Abs. 1 WRG 1959 qualifiziert (vgl. dazu VwGH
vom 31. Mirz 1977, ZI. 2863/76, wonach das Aufstellen eines nicht fahrbereiten Auto-
busses im Hochwasserabflussbereich flielender Gewisser als eine Anlage im Sinne des § 38
WRG 1959 gewertet wurde).
VwGH 17.06.2010, 2010/07/0028; Hinweis auf VwGH 31.03.1977, 2863/76
Anmerkung: In der Beschwerde wurde behauptet, dass es sich bei den im angefochtenen Be-
scheid angefiihrten ,,zwei aufgestinderten LKW-Containern® um zwei fabrtiichtige LKW
handle.
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E 134 Gewerberechtliche Bewilligung ersetzt nicht die wasserrechtliche Bewilligung nach
§ 38 Abs. 1 WRG 1959
Eine gewerberechtliche Bewilligung fiir einen Betrieb kann nicht die nach § 38 Abs. 1
WRG 1959 erforderliche wasserrechtliche Bewilligung ersetzen. Die Zustindigkeit der Ge-
werbebehorde hinsichtlich wasserrechtlich relevanter Tatbestinde beschrinkt sich auf die
in § 356b Abs. 1 GewO angefiihrten Tatbestinde und umfasst eben gerade nicht die im
vorliegenden Beschwerdefall erforderliche Bewilligung nach § 38 WRG 1959.
VwGH 17.06.2010, 2010/07/0028
Anmerkung: Im vorliegenden Beschwerdefall wire fiir den Betrieb des Bf eine wr. Bewilli-
gung nach § 38 WRG 1959 erforderlich gewesen, welche aber nicht eingeholt wurde. Der
Bf fiihrte ins Treffen, dass ohnebin eine gewerberechtliche Bewilligung fiir seinen Betrieb

vorliege.

E 135 Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Bewilligung nach § 38 WRG

Der Bewilligungstatbestand des § 38 WRG 1959 dient der vorbeugenden Verhinderung

von zusitzlichen Hochwassergefahren oder Hochwasserschiden. Die Bewilligung nach

§ 38 WRG 1959 ist dann zu erteilen, wenn durch das Vorhaben weder 6ffentliche Interes-

sen beeintrichtigt, noch wasserrechtlich geschiitzte Rechte Dritter verletzt werden.
VwGH 16.07.2010, 2007/07/0028; Hinweis auf VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127;
vgl. auch VwGH 03.07.1970, Slg 7841 A; 20.09.1983, 83/07/0028; 09.07.1985,
85/07/0050

E 136 Bewilligungspflicht nach § 38 WRG
Fir die Bewilligungspflicht gemaf§ § 38 WRG 1959 ist es vollig belanglos, ob eine im
Hochwasserabflussbereich errichtete Anlage im Sinne des Steiermirkischen Baugesetzes
baubewilligungspflichtig ist oder nicht.
VwGH 30.09.2010, 2008/07/0135; Hinweis auf VwGH 29.10.1996, 94/07/0021

E 137 § 38 WRG kniipft nicht an den Bauwerksbegriff an
§ 38 WRG 1959 spricht ,von anderen Anlagen innerhalb der Grenzen des Hochwasser-
abflusses®, worunter alles verstanden werden muss, was durch die Hand des Menschen
angelegt, also errichtet wird, und kniipft nicht an den Bauwerksbegriff an. Auch Entenka-
fige, Holzhiitten und Unterstinde kénnen nach § 38 WRG 1959 wasserrechtlich geneh-
migungspflichtig sein, wenn sie im Hochwasserabflussbereich des § 38 Abs. 3 WRG 1959
zu liegen kommen.
VwGH 30.09.2010, 2008/07/0135; Hinweis auf VwGH 29.06.1995, 94/07/0071,
VwGH 21.01.1999, 98/07/0155 und VwGH 19.04.2001, 99/06/0017

E 138 Die Bewilligungspflicht nach § 38 Abs. 1 WRG kniipft nicht an das Vorliegen von
Gefahrensituationen an
Die Bewilligungspflicht nach § 38 Abs. 1 WRG 1959 kniipft nicht an das Vorliegen von
Gefahrensituationen im Falle eines Extremhochwasserereignisses an, sondern besteht ginz-
lich unabhingig davon.
VwGH 30.09.2010, 2008/07/0135
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E 139 Voraussetzung fiir die Erteilung einer Bewilligung nach § 38 WRG

Die Bewilligung gemif§ § 38 WRG 1959 ist zu erteilen, wenn durch das Vorhaben weder
offentliche Interessen noch Interessen Dritter beeintrichtigt werden.

VwGH 30.09.2010, 2008/07/0135; stRsp

E 140 Wesentliches Kriterium fiir die Bewilligungspflicht nach § 38 Abs. 1 WRG

E 34

E 35

E 36

Fiir die Bewilligungspflicht nach § 38 Abs. 1 WRG 1959 kommt es ausschlieSlich darauf
an, ob etwaige Anlagen und Einbauten innerhalb der Grenzen des Hochwasserabflusses
fliefender Gewisser (Hochwasserabflussgebiet iSd § 38 Abs. 3 WRG 1959) liegen oder
nicht.
VwGH 30.09.2010, 2008/07/0135; Hinweis auf VwGH 26.06.1996, 96/07/0052
Anmerkung: Darauf, ob die Anlagen gleichzeitig im Bereich der Stauwurzel eines unterlie-
genden Kraftwerkes liegen, kommt es bei dieser Beurteilung nicht an.

§ 39 WRG

Grundstiick iSd § 39 WRG 1959
Unter einem Grundstiick im Sinn des § 39 WRG 1959 ist eine Liegenschaft, d. h. eine
Grundfliche, zu verstehen, die zu einer anderen, in fremdem Eigentum stehenden Grund-
fliche in einem solchen riumlichen Naheverhiltnis steht, dass Mafinahmen oder Vorkeh-
rungen auf der einen Grundfliche sich fir die andere Grundfliche nachteilig auswirken
kénnen. Daraus folgt, dass durch die Vorschriften des § 39 leg. cit. jeder Oberlieger bzw.
Unterlieger geschiitzt ist, sofern sich ein Eingriff in den natiirlichen Wasserablauf zum
Nachteil seiner Liegenschaft auswirkt. Diese Bestimmung erfasst daher nicht nur die un-
mittelbar angrenzende, sondern jede Liegenschaft, auf die sich die Anderung des natiirli-
chen Wasserablaufes nachteilig auswirkt.
VwGH 22.04.2010, 2008/07/0076; Hinweis auf die in Bumberger/Hinterwirth, WRG,
E 1 zu § 39 zitierte Judikatur

§$ 31 und 39 WRG stellen keine Bewilligungstatbestinde dar
Weder § 39 WRG 1959 noch § 31 WRG 1959 stellen einen Bewilligungstatbestand dar.
Die Vorschriften der §§ 31 Abs. 1 und des § 39 WRG 1959 legen Verpflichtungen fest, de-
ren Zuwiderhandeln Grundlage fiir ein behordliches Vorgehen sein kann. In einem Bewil-
ligungsverfahren (hier: nach § 38 WRG 1959) finden diese Bestimmungen aber als weitere
Bewilligungstatbestinde keine Beriicksichtigung.

VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127

Widmung ohne Bedeutung

Welche Widmung fiir ein Grundstiick im Flichenwidmungsplan besteht, ist fiir die An-

wendung des § 39 WRG ohne Bedeutung.
VwGH 17.06.2010, 2008/07/0131; Hinweis auf VwGH 16.11.1995, 95/07/0088;
vgl. weiters zur Anwendbarkeit des § 39 WRG 1959 VwGH 18.09.2002,
2002/07/0058
Anmerkung: Obwohl dem Wortlaut des § 39 WRG 1959 selbst keine diesbeziigliche Be-
schrinkung zu entnehmen ist, bezieht sich § 39 Abs. 1 WRG grundsditzlich auf unverbaute,
landwirtschaftlichen Zwecken dienende Grundstiicke. Dies deshalb, weil die Ableitung der
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E 37

E 38

E 44

30

Niederschlagswisser auf Baugrundstiicken und dffentlichen Verkebrsflichen in den Bauord-
nungen und in den StrafSengesetzen geregelt ist. Daraus folgt aber auch, dass dann, wenn
baubehérdliche Vorschrifien fiir die Abwendung jener Gefahren, die aus der Anderung der
natiirlichen Abflussverhiltnisse des Wassers bei bebauten Grundstiicken resultieren kinnen,

keine Regelung treflen, § 39 WRG 1959 auch auf bebaute Grundstiicke anzuwenden ist.

Nach § 138 Abs. 1 muss der Eigentiimer der Liegenschaft die eigenmichtige Neue-
rung in Form der willkiirlichen Anderung der Abflussverhiltnisse selbst vorgenom-
men haben
Einem Betroffenen im Sinne des § 138 Abs. 1 WRG 1959 kommt — nach der zweiten
Alternative des § 138 Abs. 1 WRG 1959 — nur das Recht zu, die Erlassung eines wasserpo-
lizeilichen Auftrages nach Abs. 1 oder 2 zu verlangen. Das setzt nach den Ausfithrungen im
Vorerkenntnis Z1. 2004/07/0065 [Anm.: VwGH vom 16.12.2004] im Fall des § 39 WRG
voraus, dass der Eigentiimer der Liegenschaft die eigenmichtige Neuerung in Form der
willkiirlichen Anderung der Abflussverhiltnisse selbst vorgenommen hat.
VwGH 30.09.2010, 2007/07/0108; Hinweis auf VwGH 13.12.2007, 2006/07/0038
Anmerkung: Da nicht beweisbar war, dass der Mitbeteiligte die gegenstindlichen kiinstlichen
Verinderungen selbst vorgenommen hat, kommt die Anwendung des § 138 Abs. 1 oder 2
WRG 1959 nicht in Betracht und erfolgte die Abweisung des wasserpolizeilichen Auftrages
zu Recht.

§ 39 Abs. 1 WRG

Herstellung des gesetzmifligen Zustands
Ein Grundstiickseigentiimer, der dem § 39 Abs. 1 WRG 1959 zuwiderhandelt, verwirk-
licht den Tatbestand des § 138 Abs. 1 lit. a leg. cit., wonach unabhingig von Bestrafung
und Schadenersatzpflicht derjenige, der die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes iiber-
treten hat, wenn das 6ffentliche Interesse es erfordert oder der Betroffene es verlangt, von
der Wasserrechtsbehorde zu verhalten ist, auf seine Kosten eigenmichtig vorgenommene
Neuerungen zu beseitigen.
VwGH 18.02.2010, 2009/07/0080; Hinweis auf VwGH 08.07.2004, 2001/07/0023
Anmerkung: Der wasserpolizeiliche Aufirag erging an den Mitbeteiligten aufgrund der Vor-
nahme von umfangreichen Gelindekorrekturen (Entfernung von Biumen und Striuchern,

Auffiillung von Gelindemulden).
§ 41 WRG

Bestimmungen betreffend Wasserbenutzungen gemif § 41 Abs. 4 und Abs. 5 WRG
1959 bei Bewilligungen nach § 41 sinngemifl anwendbar

Bewilligungen nach § 41 WRG 1959 verleihen kein Wasserbenutzungsrecht. § 41 Abs. 4
und Abs. 5 WRG 1959 erkliren jedoch mehrere Bestimmungen betreffend Wassernutzun-
gen fiir sinngemifd anwendbar. Insbesondere wird auf § 12 Abs. 3 leg. cit. verwiesen, wel-
cher beziiglich der Moglichkeit, bestehende Rechte durch Einrdumung von Zwangsrechten
zu beseitigen oder zu beschrinken, wiederum auf die Vorschriften des achten Abschnittes
dieses Gesetzes verweist (§ 60 ff WRG 1959). Die nach § 41 WRG 1959 erforderliche Be-

willigung ist demnach unter anderem zu versagen, wenn fremde Rechte dieser Bewilligung
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entgegenstehen, die nach entsprechender Interessenabwigung nicht durch Zwangsrechte
tiberwunden werden kdnnen.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0089 und VwGH 30.09.2010, 2008/07/0134; Hinweis
auf VwGH 20.02.1997, 96/07/0080

Verweis auf Instandhaltungspflichten des Projektwerbers im Bewilligungsbescheid
kann behauptete Rechtsverletzungsméglichkeit im Grundeigentum nicht ausschlie-
flen

Der in der Begriindung eines Bescheides vorgenommene Verweis auf die den Projektwerber
eines Gerinnes zur Ableitung von Hangwissern treffenden Pflichten des § 50 Abs. 1 und 6
WRG 1959 ist nicht geeignet, die von den Eigentiimern der unterliegenden Grundstiicke
behauptete Rechtsverletzungsmoglichkeit durch die Beeintrichtigung ihres Grundeigen-
tums durch die Auswirkungen der Anlage (Uberschwemmung bei Verklausung) auszu-
schliefden.

Die dem Projektwerber im Fall der Erteilung der Bewilligung obliegende Verpflichtung
gemif$ § 50 Abs. 1 und 6 WRG 1959, die Anlage so zu erhalten, dass 6ffentliche Interessen
und fremde Rechte nicht verletzt werden, setzt die Erteilung der wasserrechtlichen Bewil-
ligung zur Errichtung des geplanten Schutzwasserbaues voraus. Die Erteilung dieser was-
serrechtlichen Bewilligung ist aber nur dann méglich, wenn keine Rechte der Eigentiimer
der unterliegenden Grundstiicke verletzt (oder ihnen gegeniiber Zwangsrechte eingerdumt)
werden.

VwGH 30.09.2010, 2008/07/0134

§ 41 Abs. 1 WRG

Verrohrung eines flieRenden Gewissers als Schutz- und Regulierungswasserbau
Die Verrohrung eines fliefenden Gewissers auch nur auf einer Teilstrecke stellt, wenn da-
bei das ganze Wasser in die Rohrleitung aufgenommen wird, einen Schutz- und Regulie-
rungswasserbau nach § 41 WRG 1959 dar.

VwGH 20.05.2010, 2009/07/0065

§ 41 Abs. 4 WRG

§ 12 Abs.1 WRG im Verfahren nach § 41 wegen § 41 Abs. 4 nicht anwendbar

§ 41 Abs. 4 WRG 1959 enthilt eine spezielle Bestimmung zum Schutz fremder Rechte,
weshalb die Bestimmung des § 12 Abs. 1 WRG 1959, wonach durch Wasserbenutzungen
offentliche Interessen nicht beeintrichtigt und bestehende Rechte nicht verletzt werden
diirfen, im Verfahren betreffend einen Schutz- und Regulierungswasserbau nach § 41 nicht
zur Anwendung gelangt.

VwGH 18.03.2010, 2008/07/0089

Bestehende Rechte nach § 12 Abs. 2 WRG sind fremde Rechte im Sinne des § 41
Abs. 4 WRG

Die in § 12 Abs. 2 WRG 1959 angefiihrten bestehenden Rechte, nimlich rechtmifig ge-
tibte Wassernutzungen mit Ausnahme des Gemeingebrauches (§ 8), Nutzungsbefugnisse
nach § 5 Abs. 2 und das Grundeigentum, sind jedenfalls auch als fremde Rechte im Sinne
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E 42

E 20

E 21
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des § 41 Abs. 4 WRG 1959 anzusehen.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0089; Hinweis auf VwGH 25.01.2007, 2005/07/0132
Anmerkung: Dass die BH in ihrem von der bel Bebh bestitigten Bescheid die Zustimmung
der Bf zum gegenstiindlichen Hochwasserschutzprojekt als nach § 12 WRG 1959 erforderlich
erachtete, begegnete demnach keinen Bedenken.

§ 50 WRG

Verweis auf Instandhaltungspflichten des Projektwerbers im Bewilligungsbescheid
kann behauptete Rechtsverletzungsméglichkeit im Grundeigentum nicht ausschlieflen
Der in der Begriindung eines Bescheides vorgenommene Verweis auf die den Projektwerber
eines Gerinnes zur Ableitung von Hangwissern treffenden Pflichten des § 50 Abs. 1 und 6
WRG 1959 ist nicht geeignet, die von den Eigentiimern der unterliegenden Grundstiicke
behauptete Rechtsverletzungsmoglichkeit durch die Beeintrichtigung ihres Grundeigen-
tums durch die Auswirkungen der Anlage (Uberschwemmung bei Verklausung) auszu-
schlieflen.

Die dem Projektwerber im Fall der Erteilung der Bewilligung obliegende Verpflichtung ge-
mifl § 50 Abs. 1 und 6 WRG 1959, die Anlage so zu erhalten, dass 6ffentliche Interessen und
fremde Rechte nicht verletzt werden, setzt die Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung
zur Errichtung des geplanten Schutzwasserbaues voraus. Die Erteilung dieser wasserrechtli-
chen Bewilligung ist aber nur dann moglich, wenn keine Rechte der Eigentiimer der unter-
liegenden Grundstiicke verletzt (oder ihnen gegeniiber Zwangsrechte eingeriumt) werden.

VwGH 30.09.2010, 2008/07/0134

§ 60 WRG

Unterlassen des Hinwirkens auf giitliche Ubereinkunft kein wesentlicher Verfahrens-
mangel
Wie der VwGH zur Bestimmung des § 60 Abs. 2 WRG 1959, die die Einrdumung von
Zwangsrechten an die Bedingung des Scheiterns einer giitlichen Ubereinkunft zwischen
den Beteiligten kniipft, bereits wiederholt ausgesprochen hat, stellt die Unterlassung des
Versuches der Behorde, auf eine giitliche Ubereinkunft hinzuwirken, keinen zur Aufhe-
bung eines Bescheides fiihrenden wesentlichen Verfahrensmangel dar.
VwGH 21.10.2010, 2008/07/0193; Hinweis auf VwGH 10.07.1997, 96/07/0122,
VwGH 27.06.2002, 99/07/0163 und VwGH 10.06.1999, 96/07/0209, 97/07/0017

Enteignungsvoraussetzungen

Eine Enteignung ist dann nicht rechtswidrig, wenn Grundstiick(steil)e in Anspruch ge-
nommen werden, ohne die das zur Bewilligung anstehende Projekt technisch und wirt-
schaftlich nicht einwandfrei durchgefithrt werden kann, wenn der fur das Projekt erforder-
liche Grund nicht anders als durch ein Zwangsrecht zu beschaffen war, wenn weiters die
Maf$nahme im 6ffentlichen, das entgegenstehende Interesse des Grundeigentiimers {iber-
wiegenden Interesse steht, und wenn die Art und der Umfang der Zwangsrechtsbegriin-
dung nicht unverhiltnismifig sind und das angestrebte Ziel sinnvollerweise nicht durch
gelindere MafSnahmen zu erreichen ist.

VwGH 21.10.2010, 2008/07/0193; Hinweis auf VwGH 20.02.1997, 96/07/0080
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Eindeutige und unmissverstindliche Feststellung der Grundflichen als Voraussetzung
fiir Zwangsrechtseinriumung

Es muss Klarheit tiber die Eigentumsverhiltnisse an den mit dem Zwangsrecht belasteten
Grundflichen bzw. — wegen der Priifung von Alternativtrassen — an den benachbarten
Grundflichen bestehen. Die Eigentumsverhiltnisse an den vom betroffenen Vorhaben be-
rithrten Grundflichen bediirfen einer eindeutigen und unmissverstindlichen Feststellung,
bevor eine Entscheidung iiber die Einrdiumung von Zwangsrechten getroffen werden kann.

VwGH 21.10.2010, 2008/07/0193; Hinweis auf VwGH 27.06.2002, 99/07/0163

Grenzkataster
Ist ein Grundstiick nicht im Grenzkataster erfasst, so kommt es nach der Judikatur des
OGH fiir die Frage des richtigen Grenzverlaufs vorrangig auf die tatsichlichen Verhilt-
nisse, somit auf den in der Natur festzustellenden Verlauf der Grenze an und nicht auf die
Ubertragung der aus den Mappenplinen ersichtlichen Grenzen in der Natur.
VwGH 21.10.2010, 2008/07/0193; Hinweis auf VwGH 20.05.2009, 2006/07/0104
und VwGH 25.06.2009, 2006/07/0110

Grenzkataster

Die Grundbuchsmappe beurkundet nicht die Grenze; sie ist nur ein Beweismittel wie je-
des andere auch. Erst durch die Eintragung der Grundstiicke im Grenzkataster wird die
»Papiergrenze® verbindlich. Die Frage, wo die natiirliche Grenze verlduft, ist eine Frage der
Wiirdigung aller Beweise einschliefllich der Kataster- und der Grundbuchsmappe sowie
eine Frage der Feststellung von Tatsachen. Es besteht auch keine Beweislast fiir denjeni-
gen, der einen von der Grundbuchsmappe abweichenden Grenzverlauf behauptet (Hin-
weis Urteil OGH 5. Juni 2008, 6 Ob 102/08f). Nach § 8 Z 1 VermG 1968 erbringt der
Grenzkataster den verbindlichen Nachweis fiir die darin enthaltenen Grundstiicksgrenzen.
Demgegeniiber dient die Grundbuchsmappe lediglich zur ,,Veranschaulichung der Lage
der Liegenschaften® (§ 3 Allgemeines Grundbuchsanlegungsgesetz). Die ,Papiergren-
ze“ (Mappengrenze) nimmt nicht ,am 6ffentlichen Glauben des Grundbuchs® teil. Die
Grundbuchsmappe macht keinen Beweis iiber die Grofle und die Grenzen der Grund-
stiicke, wenn sie auch ein im Rahmen der freien Beweiswiirdigung zu beriicksichtigendes
Beweismittel ist. Die Behauptung eines bestimmten Grenzverlaufs kann aber nicht bereits
durch Grundbuchsausziige oder durch Mappenkopien verlisslich bewiesen werden.

VwGH 21.10.2010, 2008/07/0193; Hinweis auf VwGH 20.05.2009, 2006/07/0104

Verfahrensmangel bei fehlender Einrdumung des Parteiengehdrs zu giitlicher Uber-
einkunft

Wurde zur Erforschung des Willens der vertragsschlieffenden Parteien, ob die mit der
Stadtgemeinde geschlossene Vereinbarung auch die Verlegung solcher Leitungen durch
den konsenswerbenden Abwasserverband umfasst, ein Ermittlungsverfahren durchgefiihre
und von den Beschwerdefiihrern geriigt, dass ihnen die Stellungnahme des betroffenen
Vertragspartners (Anm.: Stadtgemeinde) nicht zur Kenntnis gebracht worden war, stellt
dies einen Verfahrensmangel dar, da die Beschwerdefiithrer andernfalls einen Zeugen dafiir
namhaft machen hitten kénnen, dass die Berechtigung Dritter (Anm.: Abwasserverband)
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bei Vertragsabschluss niemals beabsichtigt gewesen wire.

VwGH 21.10.2010, 2008/07/0193; Hinweis auf VwGH 20.02.1997, 96/07/0080
Anmerkung: Bei der gegenstindlichen Vereinbarung zwischen Beschwerdefiihrern und Stadt-
gemeinde wurde seitens der Beschwerdefiihrer zugesichert, ,,dffentliche oder der Allgemeinheir
dienende Versorgungs- und Entsorgungsleistungen, wie insbesondere fiir Wasser, Kanal, elek-
trischen Strom, Kabel-TV etc. verlegen bzw. warten zu lassen®. Fraglich war, ob die mit der
Stadtgemeinde geschlossene Vereinbarung auch die Verlegung solcher Leitungen durch den
konsenswerbenden Abwasserverband wmfasst. Es wird vom VwGH dazu ausgefiibrt, dass es
sich beim mitbeteiligten Abwasserverband jedenfalls um eine andere Rechtsperson handelt als
die Stadtgemeinde; diese ist eines von mehreren Mitgliedern des Verbandes.

§ 63 WRG

E 87 Verhiltnis § 63 zu § 111 Abs. 4

E 88

E 89
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Wenn weder die Zustimmung des Grundeigentiimers vorliegt noch ein Fall des § 111
Abs. 4 WRG 1959 gegeben ist, hat die Wasserrechtsbehorde zu iiberpriifen, ob die Vor-
aussetzungen fiir die Einrdumung eines Zwangsrechtes bestehen und dieses entweder ein-
zurdumen oder den Antrag als Folge der entgegenstehenden fremden Rechte abzuweisen.
VwGH 30.09.2010, 2008/07/0134
Anmerkung: Ein solches Zwangsrecht wurde aber im vorliegenden Fall nicht begriindet. Die
Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung ohne Zustimmung der betroffenen Eigentiime-
rinnen (bzw obhne Zwangsrechtseinriumung ibhnen gegeniiber) verletzte daber Rechte der
Beschwerdefiihrerinnen. Der angef Bescheid war daber (schon aus diesem Grund) wegen
inhaltlicher Rechtswidyigkeit aufzubeben.

Enteignungsvoraussetzungen

Eine Enteignung ist dann nicht rechtswidrig, wenn Grundstiick(steil)e in Anspruch ge-
nommen werden, ohne die das zur Bewilligung anstehende Projekt technisch und wirt-
schaftlich nicht einwandfrei durchgefiihrt werden kann, wenn der fiir das Projekt erforder-
liche Grund nicht anders als durch ein Zwangsrecht zu beschaffen war, wenn weiters die
MafSnahme im 6ffentlichen, das entgegenstehende Interesse des Grundeigentiimers tiber-
wiegenden Interesse steht, und wenn die Art und der Umfang der Zwangsrechtsbegriin-
dung nicht unverhiltnismifig sind und das angestrebte Ziel sinnvollerweise nicht durch
gelindere MafSnahmen zu erreichen ist.

VwGH 21.10.2010, 2008/07/0193; Hinweis auf VwGH 20.02.1997, 96/07/0080

Eindeutige und unmissverstindliche Feststellung der Grundfldchen als Voraussetzung
fiir Zwangsrechtseinriumung

Es muss Klarheit tiber die Eigentumsverhiltnisse an den mit dem Zwangsrecht belasteten
Grundflichen bzw. — wegen der Priifung von Alternativtrassen — an den benachbarten
Grundflichen bestehen. Die Eigentumsverhiltnisse an den vom betroffenen Vorhaben be-
rithrten Grundflichen bediirfen einer eindeutigen und unmissverstindlichen Feststellung,
bevor eine Entscheidung iiber die Einrdiumung von Zwangsrechten getroffen werden kann.

VwGH 21.10.2010, 2008/07/0193; Hinweis auf VwGH 27.06.2002, 99/07/0163
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Grenzkataster
Ist ein Grundstiick nicht im Grenzkataster erfasst, so kommt es nach der Judikatur des
OGH fur die Frage des richtigen Grenzverlaufs vorrangig auf die tatsichlichen Verhilt-
nisse, somit auf den in der Natur festzustellenden Verlauf der Grenze an und nicht auf die
Ubertragung der aus den Mappenplinen ersichtlichen Grenzen in der Natur.
VwGH 21.10.2010, 2008/07/0193; Hinweis auf VwGH 20.05.2009, 2006/07/0104
und VwGH 25.06.2009, 2006/07/0110

Grenzkataster

Die Grundbuchsmappe beurkundet nicht die Grenze; sie ist nur ein Beweismittel wie je-
des andere auch. Erst durch die Eintragung der Grundstiicke im Grenzkataster wird die
»Papiergrenze® verbindlich. Die Frage, wo die natiirliche Grenze verliuft, ist eine Frage der
Wiirdigung aller Beweise einschliefSlich der Kataster- und der Grundbuchsmappe sowie
eine Frage der Feststellung von Tatsachen. Es besteht auch keine Beweislast fiir denjeni-
gen, der einen von der Grundbuchsmappe abweichenden Grenzverlauf behauptet (Hin-
weis Urteil OGH 5. Juni 2008, 6 Ob 102/08f). Nach § 8 Z 1 VermG 1968 erbringt der
Grenzkataster den verbindlichen Nachweis fiir die darin enthaltenen Grundstiicksgrenzen.
Demgegeniiber dient die Grundbuchsmappe lediglich zur ,Veranschaulichung der Lage
der Liegenschaften (§ 3 Allgemeines Grundbuchsanlegungsgesetz). Die ,Papiergren-
ze“ (Mappengrenze) nimmt nicht ,am offentlichen Glauben des Grundbuchs® teil. Die
Grundbuchsmappe macht keinen Beweis iiber die Grofle und die Grenzen der Grund-
stiicke, wenn sie auch ein im Rahmen der freien Beweiswiirdigung zu beriicksichtigendes
Beweismittel ist. Die Behauptung eines bestimmten Grenzverlaufs kann aber nicht bereits
durch Grundbuchsausziige oder durch Mappenkopien verlisslich bewiesen werden.

VwGH 21.10.2010, 2008/07/0193; Hinweis auf VwGH 20.05.2009, 2006/07/0104

§ 63 lit. b WRG

Hochwasserschutzmaflnahmen begegnen den schidlichen Wirkungen der Gewisser
im Sinne des § 63
Aus einem Vorbringen, wonach die Zwangsrechtseinraumung (die bel Beh verpflichtete
die Bf zur Duldung der durch die Errichtung des Hochwasserschutzes Y bei einem be-
stimmten Hochwasserszenario entstehenden erheblichen Wasserspiegellagenerh6hung von
berechneten 15 cm) sich nicht auf § 63 lit. b WRG 1959 stiitzen konne, der Wortlaut
dieser Bestimmung die behordliche Verfiigung nicht decke und tiberdies die Einriumung
der Zwangsrechte nicht auf ein Uberwiegen 6ffentlicher Interessen gestiitzt werden kénne,
ist nicht ersichtlich, inwiefern diese Eigentumsbeschrinkung nicht unter § 63 lit. b WRG
1959 subsumierbar sein soll.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0089
Anmerkung: Durch die Verwirklichung der geplanten Hochwasserschutzmafnahmen soll
den Gefahren und damit den schidlichen Wirkungen im Sinne des § 63 lit. b WRG 1959,
die Mensch und Umuwelt durch die Hochwiisser der D und der Y drohen, begegnet werden.
Die Errichtung des Dammes ist zur Zielerreichung notwendig. Vor diesem auf fachlicher
Ebene nicht widerlegten Hintergrund und mangels Anbaltspunkten betreffend das Bestehen
anderweitiger effektiver Befriedigungsmaiglichkeiten hegt der Verwaltungsgerichtshof keinen
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E93

E 94

E1l
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Zweifel am Bedarf des geplanten Hochwasserschutzprojektes zur Verwirklichung der in § 63
lit. b WRG 1959 genannten Ziele.

["Jberwiegende Vorteile im allgemeinen Interesse gemifs § 63 lit. b WRG

Wenn die Beh ausfithrt, dass durch die Verwirklichung des Hochwasserschutzprojektes
etwa 2.800 Personen geschiitzt wiirden, zudem diene das Projekt auch dem Schutz des
Wassers vor Einwirkungen durch den Menschen — so seien im Anschluss an die bisherigen
Hochwisser unzihlige Schiden mit wassergefihrdenden Stoffen (Ol aus Heizungen, Diin-
gemittel, Treibgut etc.) festgestellt worden, welche in Zukunft unterbunden werden sollen
—, und diese offentlichen Interessen seien hoher zu bewerten als das private Interesse der
Beschwerdefiihrerin an der Verhinderung einer Wasserspiegellagenerhohung von maximal
15 cm, welche seltener als einmal in 100 Jahren eintrete, so hat die Beh damit die maf3-
geblichen Argumente fiir und wider das in Frage stehende Projekt ausreichend dargelegt
und eine fiir den Verwaltungsgerichtshof nachvollziehbare und von § 63 lit. b WRG 1959
gedeckte Wertentscheidung zu dessen Gunsten getroffen.

VwGH 18.03.2010, 2008/07/0089

Zweck der Einraumung eines Zwangsrechts gemifl § 63 lit. b WRG
Die Einrdiumung eines Zwangsrechtes gemifd § 63 lit. b WRG 1959 bezweckt gerade die
Beschrinkung der einem Wasserbauvorhaben entgegenstehenden dinglichen Rechte. Es
geht dabei nicht um die Beseitigung der Verletzung der Rechte der betroffenen Personen,
sondern im Gegenteil um die ,,Uberwindung® (Einschrinkung) eben dieser Rechte zu
Gunsten eines im allgemeinen Interesse liegenden Vorhabens.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0089
Anmerkung: Die Bf hat geltend gemacht, dass die wesentliche Verletzung ibrer wasserrecht-
lich geschiitzten Rechte auch durch die im Bescheid normierte Zwangsrechtseinriumung
nicht beseitigt werden wiirde.

§ 96 WRG

Bestellung von geeigneten Personen nach § 96 WRG 1959 kann nicht in ,,sinngema-
fler Anwendung des § 120 WRG 1959 erfolgen
Der Verweis im § 96 WRG 1959 auf die ,sinngemifle Anwendung des § 120 WRG 1959¢
findet — inhaltlich gesehen — in der dort geregelten Aufsicht iiber die technische Austfiih-
rung von Anlagen ihre Grenze. Die Bestellung von geeigneten Personen nach § 96 WRG
1959, deren Aufgabe nicht in der technischen Uberwachung der Bauausfithrung bewilli-
gungspflichtiger Wasseranlagen, sondern in einem sonstigen Bereich der Aufsichtstitigkei-
ten liegt, kann daher nicht in ,sinngemifler Anwendung des § 120 WRG 1959 erfolgen.
Hier handelt es sich — wie im vorliegenden Fall auch bescheidmifiig geschehen — um die
Heranziehung nicht-amtlicher Sachverstindiger als Aufsichtsorgane. Daraus folgt aber,
dass § 120 Abs. 6 WRG 1959, wonach der Unternehmer die Kosten der wasserrechtlichen
Bauaufsicht zu tragen hat, im gegenstindlichen Fall einer Kostentragung fiir die durch ein
Aufsichtsorgan vorgenommene Gebarungskontrolle keine Bedeutung hat.

VwGH 18.11.2010, 2010/07/0097

Anmerkung: Die belangte Behorde hitte daher den Erstbescheid, der sich trotz der missver-

stindlichen Zitierung (auch) des § 76 AVG entscheidend auf § 120 Abs. 6 WRG 1959
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und somit auf eine falsche Rechtsgrundlage fiir den Ersatz der Barauslagen stiitzt, aufheben
miissen. § 117 Abs. 1 und 4 WRG 1959, der nach Ansicht der belangten Behirde auch die
Kosten des § 120 Abs. 6 WRG 1959 betrifft, findet daher keine Anwendung. Es war daber
im gegenstindlichen Fall auch nicht zu priifen, ob der Begriff der ,,Kosten“des § 117 Abs. 1
WRG 1959 auch die Kosten nach § 120 Abs. 6 leg. cit. umfasst. Die auf § 117 Abs. 1 und 4
WRG 1959 gestiitzte Zuriickweisung der Berufung erweist sich somit als rechtswidrig.

§ 102 Abs. 1 lit. b WRG

E 300 Bereits die mégliche Beeintrichtigung von Rechten begriindet Parteistellung
Es reicht bereits die mogliche Beeintrichtigung von Rechten iSd § 12 Abs. 2 WRG 1959
aus, um die Parteistellung zu begriinden. Die Parteistellung ist nicht davon abhingig, dass
tatsichlich in geschiitzte Rechte eingegriffen wird.
VwGH 30.09.2010, 2009/07/0001, Hinweis auf VwGH 13.12.2001, 2001/07/0077

E 301 Bereits die mégliche Beeintrichtigung von Rechten begriindet Parteistellung
Es reicht fiir die Verneinung der Parteistellung nicht aus, dass durch Vorschreibung von
Nebenbestimmungen ein (tatsichlicher) Eingriff in wasserrechtlich geschiitzte Rechte ver-
hindert wird. Entscheidend ist, ob die Mdglichkeit einer Beeintrichtigung besteht. Nur
wenn eine solche Méglichkeit nicht besteht, kann die Parteistellung verneint werden.

VwGH 30.09.2010, 2009/07/0001

E 302 Einwendung nur bei Geltendmachung der Verletzung eines subjektiven Rechts

Die Parteistellung im wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren setzt gemif§ § 102 Abs. 1
lit. b WRG 1959 voraus, dass eine Beriihrung geltend gemachter wasserrechtlich geschiitz-
ter Rechte durch die projektsgemifSe Ausiibung des mit der behordlichen Bewilligung ver-
lichenen Rechtes der Sachlage nach nicht auszuschlieflen ist. Aus der Umschreibung jener
Umstinde, die die Parteistellung im Sinn des § 102 Abs. 1 lit. b leg. cit. im wasserrechtli-
chen Bewilligungsverfahren begriinden, ergibt sich der Rahmen jener Einwendungen, die
in einem solchen Verfahren von diesen Parteien mit Erfolg geltend gemacht werden kon-
nen. Solche Einwendungen haben sich auf eine Verletzung jenes Rechtes zu bezichen, aus
welchem die Parteistellung abgeleitet wird. Demnach liegt eine Einwendung immer nur
dann vor, wenn die Partei die Verletzung eines subjektiven Rechtes geltend macht. Dem
betreffenden Vorbringen muss jedenfalls entnommen werden konnen, dass tiberhaupt die
Verletzung eines subjektiven Rechtes geltend gemacht wird und ferner, welcher Art dieses
Recht ist.

VwGH 18.11.2010, 2010/07/0098; stRsp; Hinweis auf VwGH 18.10.2001,

2001/07/0074

E 303 Keine Einwendungen iSd § 102 Abs. 1 lit. b WRG 1959, sondern 6ffentliche Inter-
essen
Das Berufungsvorbringen der Beschwerdefiihrer betreffend eine hohere Umweltbelastung
in Bezug auf Verkeimung, Reinigungsleistung und Klirschlammentsorgung bewegt sich
aufSerhalb des Rahmens jener Einwendungen, welche die Parteistellung im Sinn des § 102
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Abs. 1 lit. b WRG 1959 im Wasserrechtsverfahren begriinden.
VwGH 18.11.2010, 2010/07/0098; Hinweis auf VwGH 14.05.1997, 97/07/0009
Anmerkung: Mit dem vorliegenden Berufungsvorbringen einer hoheren Umweltbelastung in
Bezug auf Verkeimung, Reinigungsleistung und Klirschlammentsorgung im Vergleich zum
Projekt der Gemeinde M. werden von der Behirde zu wahrende iffentliche Interessen iSd
§ 105 WRG 1959 angesprochen und keine subjektiven Rechte.

§ 104 Abs. 1 lit. b WRG

E 10 Verpflichtung zur Einhaltung des Standes der Technik

Aus § 104 Abs. 1 lit. b WRG 1959, wonach die Wasserrechtsbehdrde Antrige auf Erteilung

einer wasserrechtlichen Bewilligung zunichst insbesondere daraufhin zu untersuchen hat,

ob die Anlagen dem Stand der Technik entsprechen, ist abzuleiten, dass eine wasserrecht-

liche Bewilligung nur erteilt werden darf, wenn die zur Bewilligung beantragten Anlagen

dem Stand der Technik iSd § 12a WRG 1959 entsprechen.
VwGH 17.06.2010, 2009/07/0037-7; Hinweis auf VwGH 12.03.1993, 91/07/0161,
VwGH 15.11.1994, 93/07/0066, VwGH 24.10.1995, 95/07/0046 und VwGH
25.04.1996, 95/07/0193
Anmerkung: § 104 Abs. 1 lit. b WRG 1959 verpflichtet die Behorde, sofern aus der Natur des
Vorbabens Auswirkungen auf offentliche Riicksichten zu erwarten sind, zur Durchfiibrung
des Verfabrens der vorliufigen Uberpriifung u. a. dabingehend, ob die Anlagen dem Stand
der Technik entsprechen. Der VwGH leitet allein aus dieser (an sich verfabrensrechtlichen)
Bestimmung eine Verpflichtung zur Einhaltung des Standes der Technik als Anforderung an
ein zur Bewilligung eingereichtes Vorhaben ab. Die Ansicht Obetleitners (Kommentar zum
Wasserrechtsgesetz’, 2007, Rz 8 zu § 12a WRG 1959), wonach aufgrund des Entfalls des
§ 12a Abs. 2 WRG 1959 idF der WRG-Novelle 1997 durch die WRG-Novelle 2003 die
Verpflichtung zur Einbhaltung des Standes der lechnik allgemein nur mebr im Bereich von
Emissionen (§ 30g¢ WRG 1959), im Ubrigen nur, soweit dies der Schutz iffentlicher Inter-
essen und fremder Rechte erfordere (vgl. § 21a WRG 1959), bestehe, widerspreche — nach
Ansicht des VwGH — der Genese des § 12a WRG 1959 mit der dazu von ihm zitierten Ju-
dikatur und den Gesetzesmaterialien.
Die Einhaltung des Standes der Technik stellr allerdings noch nicht per se ein dffentliches
Interesse dar. Dies wird auch aus der im Erkenntnis an anderer Stelle aufgegriffenen Syste-
matik des WRG 1959 ersichtlich, die eine Differenzierung zwischen ,,fremden Rechten, ,,of-
fentlichen Interessen und eben dem ,,Stand der Technik® als fiir das Bewilligungsverfahren
relevante Ankniipfungspunkte beinhalter.
In diesem Zusammenhang ist jedenfalls auch die im Erkenntnis unerwihnt gebliebene Be-
stimmung des § 13 Abs. 1 letzter Satz WRG 1959 zu beachten, die eine wesentliche ma-
teriell-rechtliche Ankniipfung an den Stand der Technik regelt, indem bei der Bestimmung
des MafSes der Wasserbenutzung u. a. die nach dem Stand der Technik maglichen und im
Hinblick auf die bestehenden wasserwirtschaftlichen Verbiltnissen gebotenen MafSnahmen
vorgusehen sind. Die Einhaltung des Standes Technik kann somit im Einzelfall — insbeson-
dere zur Verbinderung einer Beeintrichtigung des offentlichen Interesses — durchaus geboten
sein. Eine Verpflichtung zur generellen Einhaltung des Standes der Technik ist aus dieser
Bestimmung jedoch nicht ableitbar.
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Infolge des mit der WRG-Novelle 2003 bewirkten Entfalls der Bestimmung des § 12a Abs. 2
idF der WRG-Novelle 1997 ist nunmebr zwar ein Antrag auf Abweichen vom Stand der
Technik in § 12a nicht mebr vorgesehen. In diesem Zusammenhbang ist allerdings zu bemer-
ken, dass nach § 13 Abs. 1 letzter Satz eine Verpflichtung zur Einhaltung des Standes der
Technik nur bei einem entsprechenden Abwégungsergebnis hinsichtlich der dort angefiihrten
Kriterien (Festlegung der nach dem Stand der Technik maoglichen und im Hinblick auf die
bestehenden wasserwirtschaftlichen Verhiltnisse gebotenen Mafinahmen) vorgesehen ist. Die
dem obigen Rechtssatz zugrundeliegende Schlussfolgerung des ViwGH kann daber auch nur
Fallkonstellationen mit einem derartigen Abwigungsergebnis im Sinne des § 13 erfassen.

Auf die Sonderbestimmungen gemdfS §§ 21a, 30g, 33b und 33c WRG 1959 wird hingewie-

sen.

E 11 Verpflichtung zur Einhaltung des Standes der Technik

Ein Konsenswerber hat nur dann einen Rechtsanspruch auf die Erteilung der wasserrecht-

lichen Bewilligung, wenn diese — und sei es auch nur unter zahlreichen erschwerenden

Nebenbestimmungen — keine fremden Rechte verletzt, keine 6ffentlichen Interessen be-

eintrichtigt (§ 12 Abs. 1 WRG 1959) und die Anlage dem Stand der Technik iSd § 12a

leg. cit. entspricht.
VwGH 17.06.2010, 2009/07/0037-7; Hinweis auf VwGH 17.10.2002,
2001/07/0095
Anmerkung: Der VwGH greift in diesem Rechtssatz die dem WRG 1959 zugrundeliegende
Differenzierung zwischen ,,fremden Rechten, ., dffentlichen Interessen” und eben dem ,Stand
der Technik“ als fiir das Bewilligungsverfahren relevante Ankniipfungspunkte auf. Die Ein-
haltung des Standes der lechnik stellt allerdings noch nicht per se ein offentliches Interesse dar.
In diesem Zusammenhang ist jedenfalls auch die im Erkenninis unerwdihnt gebliebene Be-
stimmung des § 13 Abs. 1 letzter Satz WRG 1959 zu beachten, die eine wesentliche ma-
teriell-rechtliche Ankniipfung an den Stand der Technik regelt, indem bei der Bestimmung
des MafSes der Wasserbenutzung u. a. die nach dem Stand der Technik maiglichen und im
Hinblick auf die bestehenden wasserwirtschaftlichen Verbiltnissen gebotenen MafSnahmen
vorgusehen sind. Die Einhaltung des Standes Technik kann somit im Einzelfall — insbeson-
dere zur Verbinderung einer Beeintrichtigung des offentlichen Interesses — durchaus geboten
sein. Eine Verpflichtung zur generellen Einhaltung des Standes der Technik ist aus dieser
Bestimmunyg jedoch nicht ableitbar.
Infolge des mit der WRG-Novelle 2003 bewirkten Entfalls der Bestimmung des § 12a Abs. 2
idF der WRG-Novelle 1997 ist nunmebr zwar ein Antrag auf Abweichen vom Stand der
Technik in § 12a nicht mebr vorgesehen. In diesem Zusammenhang ist allerdings zu bemer-
ken, dass nach § 13 Abs. 1 letzter Satz eine Verpflichtung zur Einbaltung des Standes der
Technik nur bei einem entsprechenden Abwigungsergebnis hinsichtlich der dort angefiibhrten
Kriterien (Festlegung der nach dem Stand der Technik maoglichen und im Hinblick auf die
bestehenden wasserwirtschaftlichen Verhiltnisse gebotenen Mafinahmen) vorgesehen ist. Die
dem obigen Rechtssatz zugrundeliegende Schlussfolgerung des ViwGH kann daber auch nur
Fallkonstellationen mit einem derartigen Abwigungsergebnis im Sinne des § 13 erfassen.
Auf die Sonderbestimmungen gemdfS §§ 21a, 30g, 33b und 33¢ WRG 1959 wird hingewie-

sen.
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E3

E 4

§ 104a WRG

Wirksamkeit des Verschlechterungsverbots (§§ 30a und 30c WRG 1959) und An-
wendbarkeit des § 104a WRG 1959 trotz Nichtvorliegens der Qualititszielverord-
nungen
Ob das bereits in den §§ 30a und 30c WRG 1959 verankerte Verschlechterungsverbot
vor Erlassung aller entsprechenden Verordnungen wirksam ist und ob damit § 104a leg.
cit., der an dieses Verschlechterungsverbot ankniipft, vor Erlassung solcher Verordnungen
anwendbar ist, hingt davon ab, ob ohne das Vorliegen aller Verordnungen eine Einstufung
von Gewissern in die einzelnen Zustandsklassen moglich ist. Sofern auf der Grundlage der
bereits vorhandenen Verordnungen, des WRG 1959 selbst und gemeinschaftsrechtlicher
Bestimmungen eine Einstufung von Gewissern in Zustandsklassen méglich ist, ist das Ver-
schlechterungsverbot anwendbar und damit auch § 104a Abs. 1 Z 1 lit. b und Z 2 leg, cit.
VwGH 28.01.2010, 2009/07/0038; Hinweis auf Bumberger/Hinterwirth, WRG, K 19
zu § 104a
Anmerkung: Der gewdsserokologische Amtssachverstindige hat in seinen gutachterlichen Aus-
fiihrungen den aktuellen Stand der Erhebungsergebnisse im Rahmen der Erstellung des Na-
tionalen Gewdsserbewirtschaftungsplanes beriicksichtigt und eine Zuordnung der einzelnen
Wasserzustinde in Zustandsklassen vorgenommen, was unter Zugrundelegung der obigen
Erwigungen zuldssig erscheint. Entgegen der Beschwerdeansicht war es der bel Beh daber
nicht verwehrt, gestiitzt auf diese gutachterlichen Ausfiibrungen eine Beurteilung des Projek-
tes nach § 104a Abs. 1 und 2 WRG 1959 vorzunehmen.

§ 104a WRG 1959 enthilt richtlinienkonforme Umsetzung des Art. 4 Abs. 7 WRRL
Aus Art. 4 Abs. 7 Wasserrahmenrichtlinie ergibt sich, dass unter den darin niher angefiihr-
ten (strengen) Bedingungen auch das Nichterreichen eines guten 6kologischen Zustandes
oder sogar das Nichtverhindern einer Verschlechterung des Zustandes eines Oberflachen-
gewissers nicht gegen diese Richtlinie verstofit. Es kann daher keine Rede davon sein, dass
nach der WRRL nur eine Verschlechterung von einem sehr guten zu einem guten Zustand
zulissig sei.

VwGH 28.01.2010, 2009/07/0038

Anmerkung: Soweit die Beschwerde argumentiert, dass Art. 4 Abs. 7 zweiter Spiegelstrich

WRRL nicht ordnungsgemdfS in § 104a Abs. 1 WRG 1959 umgesetzt sei, missinterpretiert

sie die zitierte Richtlinienbestimmung, beziehen sich doch die in Art. 4 Abs. 7 WRRL an-

gefiibrten Bedingungen (lit. a bis d) — wie sich aus der Textierung zweifelsfrei ergibt — auch

auf die in Art. 4 Abs. 7 erster Spiegelstrich WRRL normierten Tatbestandsvoraussetzungen.

§ 105 WRG

E 162 Anschlusspflicht als grundsitzliches 6ffentliches Interesse

40

Die Bestimmung des § 62 NO BauO 1996 iiber die Anschlusspflicht dokumentiert ein
grundsitzliches offentliches Interesse am Anschluss und damit daran, dass Abwisser aus
Liegenschaften tiber einen 6ffentlichen Kanal abgeleitet werden. Dieses 6ffentliche Inter-
esse kann auch bei der Priifung der 6ffentlichen Interessen nach § 105 WRG 1959 von
Bedeutung sein.

VwGH 18.11.2010, 2010/07/0098; Hinweis auf VwGH 24.07.2008, 2007/07/0095
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E 163 Keine subjektiven Rechte aus § 105 WRG 1959 ableitbar

Die Wahrung der 6ffentlichen Interessen des § 105 WRG 1959 ist Sache der Behorde.

Parteien des wasserrechtlichen Verfahrens kénnen aus § 105 WRG 1959 keine subjektiven

Rechte ableiten.
VwGH 18.11.2010, 2010/07/0098; Hinweis auf VwGH 25.09.2008, 2007/07/0085
Anmerkung: Mit dem vorliegenden Berufungsvorbringen einer hoheren Umweltbelastung in
Bezug auf Verkeimung, Reinigungsleistung und Klirschlammentsorgung im Vergleich zum
Projekt der Gemeinde M. werden von der Behirde zu wahrende doffentliche Interessen iSd
$ 105 WRG 1959 angesprochen und keine subjektiven Rechte.

E 164 Anschlusspflicht als grundsitzliches 6ffentliches, aber nicht absolutes Interesse
Die Bestimmung des § 62 NO BauO 1996 iiber die Anschlusspflicht dokumentiert ein
grundsitzliches offentliches Interesse am Anschluss und damit daran, dass Abwisser aus
Liegenschaften tiber einen offentlichen Kanal abgeleitet werden. Dieses 6ffentliche Inter-
esse kann auch bei der Priifung der 6ffentlichen Interessen nach § 105 WRG 1959 von
Bedeutung sein. Es handelt sich dabei aber um kein absolutes Interesse, weil § 62 N6 BauO
1996 namlich selbst Ausnahmen von der Anschlusspflicht enthilt.
VwGH 18.11.2010, 2010/07/0142; Hinweis auf VwGH 24.07.2008, 2007/07/0095

E 165 Mangels Ausnahme von der Anschlusspflicht ist Verweigerung der wasserrechtlichen
Bewilligung méglich
Liegt ein 6ffentlicher Kanal im Sinne des § 62 Abs. 2 NO BauO 1996 vor und kommt eine
Ausnahme von der Anschlusspflicht gemif§ § 62 Abs. 3 leg. cit. nicht in Betracht, so kann
die Wasserrechtsbehorde die Erteilung der wasserrechtlichen Bewilligung verweigern, weil
selbst bei gedachter Erteilung einer wasserrechtlichen Bewilligung eine Ausnahme von der
Anschlusspflicht nicht in Frage kommt. In diesem Fall besteht kein Bedarf mehr fiir eine
Einzelkliranlage und die Entsorgung der Abwisser auf andere Weise als tiber den offentli-
chen Kanal wiirde 6ffentlichen Interessen widersprechen.
VwGH 18.11.2010, 2010/07/0142; Hinweis auf VwGH 21.02.2008, 2005/07/0124
und 2006/07/0123

E 166 Bei bestehender Ausnahme von der Anschlusspflicht kann Versagung der Bewilligung
nicht auf das 6ffentliche Interesse am Kanalanschluss gestiitzt werden
Erfiillt ein Antragsteller die Voraussetzungen fiir die Ausnahme von der Anschlusspflicht
an einen offentlichen Kanal im Sinne des § 62 Abs. 3 leg. cit., so kann eine Versagung der
wasserrechtlichen Bewilligung einer Einzelabwasserbeseitigungsanlage nicht auf das 6ffent-
liche Interesse am Anschluss an einen 6ffentlichen Kanal gestiitzt werden.

VwGH 18.11.2010, 2010/07/0142; Hinweis auf VwGH 24.07.2008, 2007/07/0095

§ 111 Abs. 4 WRG

E 180 Fehlende Zustimmung zur Grundstiicksinanspruchnahme und Dienstbarkeits-
begriindung
Haben die Grundeigentiimer keine Zustimmungserklirung zur Gerinnefithrung tiber ihre
Grundstiicke erteilt, sondern diese ausdriicklich nur ,,unter Vorbehalt® ausgesprochen, weil
sie eine Beeintrichtigung ihrer Rechte befiirchteten, kann nicht von einer Dienstbarkeits-
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begriindung im Sinne des § 111 Abs. 4 WRG 1959 ausgegangen werden.
VwGH 30.09.2010, 2008/07/0134

E 181 Ein Ausspruch gemifl § 111 Abs. 4 hat nur bei eindeutiger Bestimmtheit der Dienst-

barkeiten normative Wirkung
Die Rechtsfolgen des § 111 Abs. 4 treten bei Zutreffen der in dieser Bestimmung enthal-
tenen Voraussetzungen mit der Erteilung der wr. Bewilligung ein, ohne dass es eines dies-
beziiglichen bescheidmifligen Ausspruches bedarf. Die Aufnahme eines den Eintritt dieser
Rechtsfolgen feststellenden Ausspruches in den wr. Bewilligungsbescheid ist zuldssig; sie
hat aber nur deklarativen Charakter. Einem solchen Ausspruch kommt (nur) dann norma-
tiver Charakter zu, wenn die nach § 111 Abs. 4 als eingeriumt anzusehenden Dienstbarkei-
ten im wr. Bescheid eindeutig bestimmt werden, weil dann erforderlichenfalls unmittelbar
eine Vollstreckungsverfiigung ergehen kann, wihrend ansonst vorerst ein eigener Bescheid
zu erlassen ist.
VwGH 30.09.2010, 2008/07/0160; Hinweis auf VwGH 24.01.1980, 2559, 2560/79,
VwGH 11.07.1996, 96/07/0063 und OGH 30.05.1994, 1 Ob 13/94

E 182 Ein eindeutig bestimmter Ausspruch ist erforderlichenfalls durch gesonderten Be-

scheid nachzuholen

Fehlt ein eindeutig bestimmter Ausspruch im wasserrechtlichen Bewilligungsbescheid, so
obliegt es der Bewilligungsbehérde, die Duldungsverpflichtung auf der Basis der als einge-
riumt anzusehenden Dienstbarkeit durch gesonderten Bescheid, in dem das — unerhebli-
che — Ausmafd bestimmt zu bezeichnen ist, erst tauglich zu konkretisieren und solcherart
einen Exekutionstitel fiir die Verwaltungsvollstreckung zu schaffen. In diesem Verfahren
kann der Betroffene vorbringen, dass die Voraussetzungen des § 111 Abs. 4 WRG 1959 gar
nicht vorgelegen und die Rechtswirkungen des § 111 Abs. 4 WRG 1959 nicht eingetreten
seien.

VwGH 30.09.2010, 2008/07/0160

E 183 Bei Nichtvorliegen der Voraussetzungen des § 111 Abs. 4 WRG 1959 bedarf einer

E6

42

bescheidmifligen Zwangsrechtseinriumung

Erkennt sie Bewilligungsbehorde, dass die Voraussetzungen des § 111 Abs. 4 WRG 1959
nicht vorliegen, dann kann der Wasserberechtigte das bewilligte Vorhaben nur verwirkli-
chen, wenn ihm bescheidmifiig das erforderliche Zwangsrecht eingeriumt worden ist.

VwGH 30.09.2010, 2008/07/0160; Hinweis auf VwGH 24.01.1980, 2559, 2560/79

§ 120 WRG

Ausschlieftlich Kontrolle in technischer Hinsicht

Die wasserrechtliche Bauaufsicht ist nach Abs. 3 des § 120 WRG 1959 berechtigt, jeder-
zeit Untersuchungen, Vermessungen und Priifungen vorzunechmen, Einsicht in Unterlagen
etc. zu verlangen, Baustoffe, Bauteile und bautechnische Mafinahmen zu beanstanden und
sogar die Entscheidung der Wasserrechtsbehérde einzuholen (vgl. aber zum restriktiven
Verstindnis des Umfangs der Befugnisse der wasserrechtlichen Bauaufsicht die VwGH-
Erkenntnisse vom 24.02.2005, 2004/07/0030 und vom 28.09.2006, 2006/07/0004). Aus

dem Gesamtverstindnis dieser Bestimmung ergibt sich, dass die wasserrechtliche Bauauf-
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sicht nach § 120 WRG 1959 ausschliefllich zur Kontrolle der vorschriftsgemifSen Ausfiih-
rung der Bauarbeiten in technischer Hinsicht berufen ist.
VwGH 18.11.2010, 2010/07/0097; Hinweis auf VwGH 24.02.2005, 2004/07/0030
und VwGH 28.09.2006, 2006/07/0004

»dinngemifle Anwendung des § 120 WRG 1959“ in § 96 WRG 1959
Mit dem Hinweis der sinngemiflen Anwendung des § 120 WRG 1959 ist (lediglich) gemeint,
dass der LH, wenn er als Aufsichtsbehorde tiber die Wasserverbinde titig wird, sich bei der
Auswahl geeigneter Personen auch der in § 120 WRG 1959 vorgesehenen wasserrechtlichen
Bauaufsicht bedienen kann, deren Aufgabe — wie dargestellt — die Uberpriifung der techni-
schen Anlagen des Verbandes vor dem Hintergrund der jeweiligen Bewilligungsbescheide
darstellt. Diese Moglichkeit stiinde dem LH als Aufsichtsbehorde ansonsten nicht offen.
VwGH 18.11.2010, 2010/07/0097
Anmerkung: Im urspriinglichen Bescheid des LH wurde ein nichtamtlicher Sachverstindiger
fiir die Gebarungspriifung des Beschwerdefiibrers (ein burgenlindischer Wasserverband) be-
stellt. In diesem Bescheid fand sich ein Hinweis darauf, dass gemdf§ § 96 Abs. 1 iVm § 120
WRG 1959 die Kosten der Gebarungspriifung vom Beschwerdefiihrer zu tragen seien.
Von der Beiziehung eines nicht-amtlichen Sachverstindigen (zur Erstattung eines Gutachtens
iiber die technische Ausfiihrung der Anlagen des Wasserverbandes) unterscheidet sich aber die
Bestellung einer technischen Bauaufsicht ,,unter sinngemdfSer Anwendung des § 120 WRG
1959 durch den LH als Aufsichtsbehorde, weil der technischen Bauaufsicht auf Grundlage
der oben dargestellten Befugnisse des § 120 WRG 1959 mebr bzw. andere Befugnisse als ei-
nem nicht-amtlichen Sachverstindigen zukommen. Die ,,sinngemdfSe Anwendung des § 120
WRG 1959 ermiglicht es daber dem LH als Aufsichtsbehorde, sich bei Bestellung einer
technischen Bauaufsicht ebenfalls dieser Moglichkeiten zu bedienen.

Kein Ablehnungsrecht der beaufsichtigten Partei
Die wasserrechtliche Bauaufsicht wird zwar auch bescheidmiflig bestellt (§ 120 Abs. 1
WRG 1959), allerdings reicht der Rahmen der einer zu beaufsichtigenden Partei offenste-
henden Einwendungen gegen die Bestellung eines bestimmten Aufsichtsorgans nach § 120
Abs. 1 WRG 1959 aber nur soweit, als mangelnde Fachkunde oder Befangenheit des Or-
gans geltend gemacht werden. Hingegen ist einer beaufsichtigten Partei — anders als dies
gemifl § 53 AVG bei der Bestellung nicht-amtlicher Sachverstindiger der Fall ist — kein
Ablehnungsrecht eroffnet.
VwGH 18.11.2010, 2010/07/0097; Hinweis auf VwGH 29.06.1995, 91/07/0095
und das zur Deponieaufsicht ergangene Erkenntnis VwGH 25.06.2001, 99/07/0183

Bestellung von geeigneten Personen nach § 96 WRG 1959 kann nicht in ,,sinngemi-
fer Anwendung des § 120 WRG 1959 erfolgen

Der Verweis im § 96 WRG 1959 auf die ,sinngemifle Anwendung des § 120 WRG 1959
findet — inhaltlich gesehen — in der dort geregelten Aufsicht tiber die technische Ausfiih-
rung von Anlagen ihre Grenze. Die Bestellung von geeigneten Personen nach § 96 WRG
1959, deren Aufgabe nicht in der technischen Uberwachung der Bauausfithrung bewilli-
gungspflichtiger Wasseranlagen, sondern in einem sonstigen Bereich der Aufsichtstitigkei-
ten liegt, kann daher nicht in ,sinngemifler Anwendung des § 120 WRG 1959 erfolgen.

Hier handelt es sich — wie im vorliegenden Fall auch bescheidmiflig geschehen — um die
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Heranziechung nicht-amtlicher Sachverstindiger als Aufsichtsorgane. Daraus folgt aber,
dass § 120 Abs. 6 WRG 1959, wonach der Unternehmer die Kosten der wasserrechtlichen
Bauaufsicht zu tragen hat, im gegenstindlichen Fall einer Kostentragung fiir die durch ein
Aufsichtsorgan vorgenommene Gebarungskontrolle keine Bedeutung hat.
VwGH 18.11.2010, 2010/07/0097
Anmerkung: Die belangte Behorde hitte daber den Erstbescheid, der sich trotz der missver-
stindlichen Zitierung (auch) des § 76 AVG entscheidend auf § 120 Abs. 6 WRG 1959
und somit auf eine falsche Rechtsgrundlage fiir den Ersatz der Barauslagen stiitzt, aufheben
miissen. § 117 Abs. 1 und 4 WRG 1959, der nach Ansicht der belangten Behirde auch die
Kosten des § 120 Abs. 6 WRG 1959 betriffi, findet daber keine Anwendung. Es war daber
im gegenstindlichen Fall auch nicht zu priifen, ob der Begriff der ,,Kosten“des § 117 Abs. 1
WRG 1959 auch die Kosten nach § 120 Abs. 6 leg. cit. umfasst. Die auf § 117 Abs. 1 und 4
WRG 1959 gestiitzte Zuriickweisung der Berufung erweist sich somit als rechtswidrig.

§ 121 WRG

E 164 Gegenstand eines Kollaudierungsverfahrens
Gegenstand eines Kollaudierungsverfahrens nach § 121 WRG 1959 und des dieses Ver-
fahren abschlieenden Bescheides ist ausschlieflich die Frage der Ubereinstimmung der
ausgefiihrten mit der bewilligten Anlage. Die Rechtmifligkeit des Bewilligungsbescheides
selbst ist nicht mehr zu priifen. Dieser bildet die Grundlage fiir das Uberpriifungsverfahren
und den Uberpriifungsbescheid.
VwGH 16.12.2010, 2008/07/0220; Hinweis auf VwGH 22.04.1999, 99/07/0052

E 165 Widerspriichliche Fristen fiir die Mingelbeseitigung im Kollaudierungsbescheid
Mit dem Vorbringen, der Spruch des Bescheides sei in sich widerspriichlich, weil nicht
ersichtlich sei, ob insgesamt innerhalb von sechs oder von drei Monaten ab Erreichen des
Auslosewasserspiegels erginzende Ausbaggerungen in einem Badeteich durchgefiihre wer-
den sollten oder ob diese unabhingig vom Erreichen des Auslosewasserspiegels bis zum
Ende der Frist ausgefithrt werden miissten, zeigt die Beschwerdefiihrerin eine sie belastende
Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheides auf.
VwGH 16.12.2010, 2008/07/0220
Anmerkung: Der angefochtene Bescheid hielt — durch die Abweisung der Berufung als unbe-
griindet — die Einleitung und die Punkte 1 bis 5 des Mingelbehebungsaufirages des Erstbe-
scheides aufrecht und setzte lediglich in Punkt 6 die Erfiillungsfrist mit 30. Juni 2010 neu
fest. Nach der Einleitung des Auftrages sind die Mingel ,innerhalb von sechs Monaten ab
Eintreten des Auslosewasserspiegels zu beheben; nach Auflage 2 ist mit den Vertiefungsar-
beiten ,spdtestens ab Eintreten eines Auslosewasserspiegels von 261,0 miiA (das ist ca. 1,5 m
iiber NGW) zu beginnen und dann innerhalb von drei Monaten abzuschliefSen. “ Auflage 5,
die sich offensichtlich auch auf diese Auflage bezieht, legr fest, dass ,,die Arbeiten insgesamt
bis 30. Juni 2010 abzuschliefSen sind.
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§ 121 Abs. 1 WRG

E 166 Die Zustindigkeit zur Uberpriifung richtet sich nach der Zustindigkeit zur Bewilli-
gung zum Uberpriifungszeitpunkt
Fiir die Uberpriifung ist die ,,zur Erteilung der Bewilligung zustindige Behorde® zustindig.
Hat sich zwischen der Erteilung der Bewilligung und der Uberpriifung die Zustindigkeit
geindert, ist fiir die Uberpriifung jene Behorde zustindig, die zum Uberpriifungszeitpunke
fur die Bewilligung zustindig wire. Das Argument, es finde eine ,,perpetuatio fori“ statt,
weil die (ehemalige) Bewilligungsbehorde die Anlage am besten kenne, vermag nicht zu
iberzeugen. Das Gesetz spricht nicht davon, dass jene Behorde zustindig ist, die die Be-
willigung erteilt hat.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0049; Hinweis auf Bumberger/Hinterwirth, WRG, K 2
zu § 121.
Anmerkung: Mit den Bewilligungsbescheiden wurde u. a. eine Bewilligung zur Nutzwasser-
versorgung im AusmafS von max. 33 lfs ausgesprochen. Nicht nur im Zeitpunkt der Erteilung
der Bewilligung sondern auch im hier mafSgebenden Uberpriifungszeitpunkt fiel die Bewil-
ligung des diesen Bescheiden zugrunde liegenden Projektes in die erstinstanzliche Zustin-
digkeit des LH. Der LH war daber auch zur Durchfiihrung der in Frage stehenden wasser-
rechtlichen Uberpriifung und zur Erlassung des gegenstindlichen Kollaudierungsbescheides

in erster Instanz berufen.

E 167 Die Betrauung mit der Durchfiihrung des Bewilligungsverfahrens umfasst nicht au-
tomatisch auch die Betrauung mit der Vornahme der Kollaudierung
§ 101 Abs. 3 WRG 1959 ermoglicht eine Betrauung der nachgeordneten Behdrde nicht
nur fiir das Bewilligungsverfahren, sondern auch fiir das Uberpriifungsverfahren. Das er-
gibt sich bereits daraus, dass § 101 Abs. 3 WRG 1959 weder das Bewilligungsverfahren
noch das Uberpriifungsverfahren ausdriicklich erwihnt, sondern nur darauf abstellt, ob in
einer ,Sache® der Bundesminister oder der Landeshauptmann zustindig ist. In welchem
Umfang die tibergeordnete Behdrde von ihrer Befugnis zur Betrauung der nachgeordneten
Behorde Gebrauch macht, ist ihr tiberlassen. Es hingt daher von der im Einzelfall auszu-
sprechenden Ermichtigung ab, ob die nachgeordnete Behorde (auch) fiir das Uberprii-
fungsverfahren zustindig ist.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0049; Hinweis auf VwGH 27.04.2006, 2003/07/0096,
VwSlg 16905 A/2006

E 168 Verdringung des § 138 Abs. 1 lit. a WRG durch den § 121 Abs. 1 WRG
Die spezielle Norm des § 121 Abs. 1 WRG 1959 verdringt die Anwendbarkeit des § 138
Abs. 1 lit. a WRG 1959, wenn ein kosenswidriger Sachverhalt in einem technisch sachna-
hen Zusammenhang mit dem bewilligten Projeke steht.

VwGH 18.03.2010, 2008/07/0157
§ 122 Abs. 1 WRG

E 41 Vorliegen von Gefahr im Verzuge als Tatbestandsmerkmal des § 122 Abs. 1 WRG
Wenn Sachverstindigengutachten keine Hinweise enthalten, dass von einer Anlage eine
erhebliche und konkrete Gefahr fiir wasserrechtlich geschiitzte Rechtsgiiter und Interessen

Wasserrechtliche Judikatur 2010 in Leitsatzform 45



Kapitel 1 - Judikatur zum WRG

Dritter ausgehen, kann das Vorliegen von Gefahr im Verzuge als Tatbestandsmerkmal des
§ 122 Abs. 1 WRG 1959 (vgl. dazu etwa VwGH 25. Oktober 1994, ZI1. 92/07/0102 und
VwGH 29. Juni 2000, ZI. 99/07/0039) nicht angenommen werden.
VwGH 30.09.2010, 2009/07/0135
Anmerkung: Im ggst. Fall wurde eine auf einem fremden Grundstiick verlegte Druckrobr-
leitung nachtriglich ohne wasserrechtliche Bewilligung unterfiillt. Seitens des Grundstiicks-
eigentiimers wurde eine dadurch bewirkte Verschlechterung des Abflusses der vorhandenen
Oberflichengewdsser behaupter und deshalb eine ,SchliefSung des Werkes“ beantragt. Drei
Sachverstindigengutachten gelangten jedoch im Ergebnis iibereinstimmend zur Aussage, dass
keine drobende Gefahr gegeben sei. Die Erforderlichkeit eines Einschreitens der Behirde nach
§ 122 Abs. 1 WRG 1959 liefS sich daraus somit nicht ableiten.

§ 124 Abs. 3 WRG

E3  Ersichtlichmachung einer Befristung im Wasserbuch ist nur deklaratorisch
Wenn sich aus der Eintragung im Wasserbuchbescheid eine Befristung ergibt, so ist darauf
zu verweisen, dass eine solche Eintragung rein deklaratorischer Natur ist.

VwGH 18.03.2010, 2009/07/0025; Hinweis auf VwGH 29.05.2008, 2007/07/0133

§ 137 WRG

E 119 Abgrenzung der verwaltungsstrafrechtlichen Zurechenbarkeit von Auftraggeber und
beauftragtem Unternehmen
Als strafbarer Tdter im Sinne des § 137 Abs. 1 Z 16 WRG 1959 kommt jede Person in
Betracht, die einen nach § 56 bewilligungspflichtigen voriibergehenden Eingriff in den
Wasserhaushalt vornimmt oder durch andere Personen vornehmen lisst (Hinweis auf die
insoweit vergleichbare Strafbestimmung des § 137 Abs. 2 Z 5 leg. cit., VwGH Erkenntnis
vom 23.05.1995, 94/07/0091). Lediglich in dem Fall, in dem der Geschiftsfiihrer z. B.
einer GmbH einem befugten Unternehmen den Auftrag erteilt, alle zur Herstellung einer
Wasserbenutzungsanlage erforderlichen Arbeiten durchzufithren und auch die dazu beno-
tigten behordlichen Bewilligungen einzuholen, kann ein Verstof§ gegen eine eine Bewilli-
gungspflicht vorsehende Verwaltungsvorschrift verwaltungsstrafrechtlich nicht mehr dem
Auftraggeber, sondern nur noch dem beauftragten Unternehmen zugerechnet werden.
VwGH 30.09.2010, 2008/07/0180; Hinweis auf VwGH 29.06.1995, 92/07/0187
und VwGH 16.10.2003, 2002/07/0169
Anmerkung: In gegenstindlicher Fallkonstellation richtete sich der Bescheid gemdfs § 137
Abs. 1 Z 16 WRG 1959 an den selbstindig vertretungsbefugten handelsrechtlichen Ge-
schiftsfiibrer der GmbH (Aufiraggeberin), die ohne wasserrechtliche Bewilligung den Pump-
versuch vorgenommen hat. Dieser war der gemdf§ § 9 Abs. 1 VStG verwaltungsstrafrechtlich
Verantwortliche. Eine Ubertragung der verwaltungsstrafrechtlichen Verantwortung an das
beauftragte Unternehmen gemdfS § 9 Abs. 2 VStG konnte nicht erkannt werden, da dieses
laur Vertrag lediglich zu Verhandlungen mit den Behorden ermdchtigt worden war, aber
nicht auch zur Einholung der wasserrechtlichen Bewilligung.

46  Wasserrechtliche Judikatur 2010 in Leitsatzform



Kapitel 1 - Judikatur zum WRG

§ 137 Abs. 2 WRG

E 120 Keine gesetzliche Mindeststrafe
Da § 137 Abs. 2 WRG 1959 eine gesetzliche Mindeststrafe nicht vorsieht, kam die An-
wendung des § 20 VStG (auflerordentliche Milderung der Strafe) von vornherein nicht in
Betracht.
VwGH 18.03.2010, 2007/07/0113, 0114; Hinweis auf Walter/Thienel, Die oster-
reichischen Verwaltungsverfahrensgesetze 112, S. 382 unter E 6 zu § 20 VStG wiederge-
gebene Judikatur

§ 137 Abs. 2 Z 2 WRG

E 121 Titer iSd § 137 WRG
Als Téter im Sinne des im § 32 iVm § 137 Abs. 2 Z 5 WRG 1959 enthaltenen Verbotes
kommt jede Person in Betracht, welche eine Einwirkung auf ein Gewisser vornimmt oder
durch andere Personen vornehmen lisst, obwohl sie zur vorausgehenden Einholung einer
Bewilligung verpflichtet gewesen wire. Dies kann sinngemif3 auf die in den vorliegenden
Beschwerdefillen anwendbare Regelung des § 10 Abs. 2 iVm § 137 Abs. 2 Z 2 WRG 1959
tibertragen werden.
VwGH 18.03.2010, 2007/07/0113, 0114; stRsp; Hinweis auf VwGH 16.10.2003,
2002/07/0169 sowie VwGH 29.06.1995, 92/07/0187, mwN

§ 138 WRG

E 496 Priifung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit bei Auftrigen nach § 138 WRG nach
objektiven Gesichtspunkten
Bei Auftrigen nach § 138 WRG 1959 ist eine Priifung der wirtschaftlichen Zumutbarkeit
und der Adiquanz vorzunehmen (V{Slg. 13.587/93, V{Slg. 14.489/96). Es handelt sich
dabei aber nicht um eine subjektive, auf die jeweilige finanzielle Situation des Verpflichten-
den abstellende, sondern um eine objektive Zumutbarkeit im Sinne einer VerhiltnismifSig-
keit von Mitteleinsatz und , Erfolg®.
VwGH 17.06.2010, 2010/07/0028; Hinweis auf VwGH 26.03.2009, 2005/07/0038,
mwN
Anmerkung: Mit ihrem Verweis, wonach im derzeitigen Betrieb ,gerade noch betriebswirt-
schaftliche Erfolge® erzielt werden kinnten, bezieht sich die Beschwerde auf subjektive, die
[finanzielle Situation des Beschwerdefiihrers betreffende Momente, die auch nicht niher kon-
kretisiert werden. Diese subjektiven Umstinde spielen jedoch bei der VerhilmismdfSigkeits-
priifung keine Rolle.

E 497 , Eigenmichtige Neuerung®
Als eigenmichtige Neuerung ist die Errichtung von Anlagen oder die Setzung von Maf3-
nahmen zu verstehen, fiir die eine wr Bewilligung einzuholen gewesen wire, eine solche
aber nicht erwirkt wurde. Hiebei kann es sich um véllig konsenslose, aber auch um kon-
sensiiberschreitende Maf$nahmen handeln.
VwGH 21.10.2010, 2007/07/0005 und VwGH 16.12.2010, 2008/07/0203; Hinweis
auf VwGH 26.04.2007, 2006/07/0058; stRsp
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E 498 Die Berufungsbehorde hat grundsitzlich in der Sache selbst zu entscheiden

Der Umstand, dass die Behorde erster Instanz den Antrag auf Erteilung eines wasserpoli-
zeilichen Auftrages abgelehnt hat, bedeutet nicht, dass die Berufungsbehorde lediglich die
bekimpfte Entscheidung autheben und zur neuerlichen Entscheidung an die Erstbehorde
zuriickverweisen darf. Die Berufungsbehdrde hat in der Sache selbst zu entscheiden, das
heifdt zu priifen, ob ein wasserpolizeilicher Auftrag zu erlassen ist oder nicht.

VwGH 21.10.2010, 2007/07/0005; Hinweis auf VwGH 27.04.2006, 2006/07/0027

E 499 Der wasserpolizeiliche Auftrag hat die konkret vorzunehmenden Mafinahmen zu ent-

halten
Ein Bescheid, der nicht die konkret vorzunehmenden Mafinahmen enthilt, sondern dies-
beziiglich auf den im Wasserbuch eingetragenen ,,rechtlichen Bestand“ verweist, ist inhalt-
lich rechtswidrig.
VwGH 21.10.2010, 2007/07/0005; Hinweis auf VwGH 16.11.1995, 95/07/0088
Anmerkung: Es erscheint fraglich, ob die blofS deklarative Eintragung im Wasserbuch tat-
sdchlich den gesetzmdfSigen Zustand wiedergibt. Eine Bezugnahme auf das Wasserbuch bei
der Umschreibung des herzustellenden gesetzmdfSigen Zustandes erscheint auch unter diesem

Gesichtspunkt als fragwiirdig.

E 500 Rechtmifliger Zustand ergibt sich aus Bewilligungsbescheid und Kollaudierungs-

bescheid

Der rechtmif$ige Zustand einer Wasserbenutzungsanlage ergibt sich zwar auch, aber nicht
nur aus dem Bewilligungsbescheid, sondern auch aus dem Kollaudierungsbescheid. Gegen-
stand eines wasserpolizeilichen Auftrags nach § 138 Abs. 1 lit. a WRG 1959 kénnen Maf3-
nahmen, die als Abweichungen vom bewilligten Projekt anzusehen sind, bei Versiumung
der Veranlassung ihrer Beseitigung im Kollaudierungsbescheid nicht mehr sein, es sei denn,
dass kein technischer Zusammenhang zum bewilligten Projekt besteht.
VwGH 21.10.2010, 2007/07/0006; Hinweis auf VwGH 12.10.1993, 91/07/0087
Anmerkung: Es wire Sache der belangten Behorde gewesen, festzustellen was bewilligt wurde
und welcher Zustand dem Kollaudierungsbescheid zugrunde lag. Da dies nicht gescheben ist,
kann nicht festgestellt werden, ob nicht der zur Beseitigung vorgeschriebene Zustand durch
den rechrskriftigen Kollaudierungsbescheid gedeckt ist.

§ 138 Abs. 1 WRG

E 501 Herstellung des gesetzmifligen Zustands

48

Ein Grundstiickseigentiimer, der dem § 39 Abs. 1 WRG 1959 zuwider handelt, verwirk-
licht den Tatbestand des § 138 Abs. 1 lit. a leg. cit., wonach unabhingig von Bestrafung
und Schadenersatzpflicht derjenige, der die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes iiber-
treten hat, wenn das o6ffentliche Interesse es erfordert oder der Betroffene es verlangt, von
der Wasserrechtsbehorde zu verhalten ist, auf seine Kosten eigenmichtig vorgenommene
Neuerungen zu beseitigen.

VwGH 18.02.2010, 2009/07/0080; Hinweis auf VwGH 08.07.2004, 2001/07/0023
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E 502 Eigenmichtige Neuerung
Eine Mafinahme ist dann als eigenmichtige Neuerung im Sinne des § 138 WRG 1959 zu
beurteilen, wenn fiir sie eine wasserrechtliche Bewilligung erforderlich ist, diese aber nicht
erwirkt wurde.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0157; Hinweis auf VwGH 21.03.2002, 2000/07/0056
und VwGH 07.12.2006, 2003/07/0162, mwN

E 503 Eigenmichtige Neuerung
Als eigenmichtige Neuerung ist die Errichtung von Anlagen oder die Setzung von Maf3-
nahmen zu verstehen, fiir die eine wasserrechtliche Bewilligung einzuholen gewesen wire,
eine solche aber nicht erwirkt wurde. Darunter fillt auch das Fortdauern des durch die
betreffende MafSnahme herbeigefithrten Zustandes, weshalb auch die weitere Aufrecht-
erhaltung eines solchen konsenslos geschaffenen Zustandes als eigenmichtige Neuerung
anzusehen ist. Hiebei kann es sich um véllig konsenslose, ebenso jedoch auch um konsens-
tiberschreitende Verinderungen handeln.
VwGH 17.06.2010, 2008/07/0131; Hinweis auf VWGH 25.06.2009, 2007/07/0032,

mwN

E 504 Betroffener
Als ,Betroffener” im Sinne des § 138 Abs. 1 WRG 1959 kann nur derjenige angesehen
werden, in dessen Rechte durch die eigenmichtige Neuerung eingegriffen wird. Als solche
Rechte kommen allein die im § 12 Abs. 2 leg. cit. angefiihrten Rechte in Betracht, nimlich
rechtmiflig gelibte Wassernutzungen mit Ausnahme des Gemeingebrauches (§ 8), Nut-
zungsbefugnisse nach § 5 Abs. 2 und das Grundeigentum.
VwGH 17.06.2010, 2008/07/0131 und VwGH 16.12.2010, 2008/07/0203; stRsp;
Hinweis auf VwGH 10.04.1990, 90/07/0038, mwN

E 505 Abspruch iiber das Begehren eines Betroffenen auf Beseitigung bedarf nicht des Zu-
wartens auf die Entscheidung iiber den Antrag auf nachtrigliche wasserrechtliche Be-
willigung der Anlage
Um tber das Begehren eines Betroffenen auf Beseitigung eigenmichtig vorgenommener
Neuerungen absprechen zu kénnen, bedarf es nicht des Zuwartens auf die Entscheidung
tiber den Antrag auf nachtrigliche wasserrechtliche Bewilligung der Anlage. Ein solcher
Abspruch ist nicht Tatbestandselement des § 138 Abs. 1 WRG 1959. Auch bildet die Ent-
scheidung tiber ein Ansuchen des Verpflichteten um wasserrechtliche Bewilligung in Bezug
auf jene Neuerung, deren Beseitigung von einem Betroffenen verlangt wurde, keine Vorfra-
ge fiir die Entscheidung gemif8 § 138 Abs. 1 WRG 1959 iiber dieses Verlangen.

VwGH 17.06.2010, 2008/07/0131; stRsp

E 506 Nach § 138 Abs. 1 muss der Eigentiimer der Liegenschaft die eigenmichtige Neue-
rung in Form der willkiirlichen Anderung der Abflussverhiltnisse selbst vorgenom-
men haben
Einem Betroffenen im Sinne des § 138 Abs. 1 WRG 1959 kommt — nach der zweiten
Alternative des § 138 Abs. 1 WRG 1959 — nur das Recht zu, die Erlassung eines wasserpo-
lizeilichen Auftrages nach Abs. 1 oder 2 zu verlangen. Das setzt nach den Ausfithrungen im
Vorerkenntnis Z1. 2004/07/0065 [Anm.: VwGH vom 16.12.2004] im Fall des § 39 WRG
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voraus, dass der Eigentiimer der Liegenschaft die eigenmichtige Neuerung in Form der
willkiirlichen Anderung der Abflussverhiltnisse selbst vorgenommen hat.
VwGH 30.09.2010, 2007/07/0108; Hinweis auf VwGH 13.12.2007, 2006/07/0038
Anmerkung: Da nicht beweisbar war, dass der Mitbeteiligte die gegenstindlichen kiinstlichen
Verinderungen selbst vorgenommen hat, kommt die Anwendung des § 138 Abs. 1 oder 2
WRG 1959 nicht in Betracht und erfolgte die Abweisung des wasserpolizeilichen Auftrages
zu Recht.

E 507 Kein subjektiv-6ffentliches Recht auf Inanspruchnahme des Liegenschaftseigen-
tiimers bei Verletzung 6ffentlicher Interessen
Dem Betroffenen kommt kein subjektiv-6ffentliches Recht darauf zu, dass bei Verletzung
offentlicher Interessen ein wasserpolizeilicher Auftrag gegen den Liegenschaftseigentiimer
ergeht. Eine Heranzichung des Liegenschaftseigentiimers aus seiner subsididren Haftung
nach § 138 Abs. 4 WRG 1959 kommt (unter den dort genannten weiteren Voraussetzun-
gen) nur bei Vorliegen offentlicher Interessen in Betracht, ohne dass einem Betroffenen
im Sinne des ersten Absatzes des § 138 WRG 1959 auf eine solche Inanspruchnahme des
Liegenschaftseigentiimers ein subjektiv-offentliches Recht eingerdumt wire.
VwGH 30.09.2010, 2007/07/0108; Hinweis auf VwGH 19.07.2007, 2006/07/0097,
Punkt 5. und 6. der Entscheidungsgriinde und VwGH 13.12.2007, 2006/07/0038

E 508 Grenzkataster erbringt verbindlichen Nachweis fiir Grundstiicksgrenzen
Nach § 8 Z 1 Vermessungsgesetz 1968 erbringt der Grenzkataster den verbindlichen Nach-
weis fiir die darin enthaltenen Grundstiicksgrenzen.

VwGH 16.12.2010, 2008/07/0203; Hinweis auf VwGH 20.05.2009, 2006/07/0104
§ 138 Abs. 1 lit. a WRG

E 509 Verdringung des § 138 Abs. 1 lit. a WRG durch den § 121 Abs. 1 WRG
Die spezielle Norm des § 121 Abs. 1 WRG 1959 verdringt die Anwendbarkeit des § 138
Abs. 1 lit. a WRG 1959, wenn ein konsenswidriger Sachverhalt in einem technisch sachna-
hen Zusammenhang mit dem bewilligten Projekt steht.

VwGH 18.03.2010, 2008/07/0157

E 510 (Keine) Gegenstinde eines wasserpolizeilichen Auftrages
Gegenstand eines wasserpolizeilichen Auftrages nach § 138 Abs. 1 lit. a WRG 1959 kénnen
Maf$nahmen, die als Abweichungen vom bewilligten Projekt anzusehen sind, bei Verabsiu-
mung der Veranlassung ihrer Beseitigung im Kollaudierungsbescheid nicht mehr sein.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0157; Hinweis auf VwGH 20.02.1997, 96/07/0105
und VwGH 21.02.2002, 2000/07/0063

E 511 Rechtskriftige Kollaudierung eines Projekts und bindende Entscheidung iiber eine
eigenmichtige Neuerung
Whurde ein Projekt (z. B. ein Graben) rechtskriftig kollaudiert, so wurde damit auch bin-
dend die in einem Verfahren nach § 138 Abs. 1 lit. a WRG 1959 ebenfalls zu priifende
Frage entschieden, ob die konkrete Ausfithrung dieses Projekts eine im Vergleich zur vorlie-
genden Bewilligung eigenmichtige Neuerung darstellt oder nicht. Fiir ein Vorgehen nach
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§ 138 Abs. 1 lit. a WRG 1959 — im Zusammenhang mit dieser konkreten Ausfithrung des
Projekts — wire somit kein Raum mehr.

VwGH 18.03.2010, 2008/07/0157

E 512 Beschrinkung des Auftrages nach § 138 Abs. 1 lit. a WRG 1959 auf die Entfernung

der konsenslosen Neuerung

Ein auf § 138 Abs. 1 lit. a WRG 1959 gestiitzter Auftrag darf ausschliefllich die Entfernung

der konsenslosen Neuerung, nicht aber die Verpflichtung zur Setzung einer neuen Maf3-

nahme beinhalten.
VwGH 18.03.2010, 2009/07/0034; Hinweis auf VwGH 23.05.1995, 91/07/0120
Anmerkung: Es war nicht schliissig nachvollziehbar, inwieweit die aufgetragenen MafSnah-
men lediglich — wie die bel Beh ausfiibrt — die ,, Wiederherstellung des urspriinglichen Zu-
standes gewibrleisten und ,ihrer Art nach keine neuen MafSnahmen ™ darstellen, die diber
die Herstellung des urspriinglichen Zustandes hinausgehen. Es ware erforderlich gewesen, dass
die bel Beh die vom Bf vorgenommenen eigenmichtigen Neuerungen nachvollziehbar im
angef Bescheid darstellt und zu den vom wasserbautechnischen Amtssachverstindigen vorge-
schlagenen MafSnahmen, die in den Spruch des angefochtenen Bescheides Eingang gefunden
haben, in Beziehung setzt. Erst dann wire nachvollziehbar, 0b sich die Aufirige ratsichlich
auf die Entfernung der vorgenommenen Neuerungen beschrinken.

E 513 Keine Bindungswirkung von Bewilligungsversagungsbescheid fiir wp Auftrag

Eine Bindungswirkung eines den Antrag auf nachtrigliche wasserrechtliche Bewilligung

einer bereits errichteten Anlage abweisenden Bescheides hinsichtlich des Vorliegens 6ffent-

licher Interessen fiir die Erlassung eines wasserpolizeilichen Auftrages nach § 138 Abs. 1

lit. a WRG 1959 besteht nicht.
VwGH 18.03.2010, 2009/07/0034; Hinweis auf VwGH 20.07.1995, 94/07/0184
Anmerkung: Im fortgesetzten Verfahren wird sich die bel Beh auch mit der Frage, ob die
Iatbestandsvoraussetzungen fiir die Erlassung eines wasserpolizeilichen Auftrages nach § 138
Abs. 1 lit. a WRG 1959 — insbesondere auch das Vorliegen doffentlicher Interessen — gegeben
sind, zu beschdftigen haben. Im angef Bescheid gebt sie offenbar von der Auffassung aus, sie
hitte sich damit aufgrund einer Bindungswirkung ihres Bescheides vom 18. Juli 2007 nicht
mehr befassen miissen.
Aus 94/07/0184: ,, Der Hinweis der belangten Behorde auf ibren rechtskriftigen Bescheid vom
5. Mirz 1990, mit welchem die Erteilung einer Bewilligung zur Verrohrung des namenlo-
sen Gerinnes versagt wurde, vermag Feststellungen zur Bewilligungspflicht dieser Verrohrung
nicht zu ersetzen. Eine Bindung an die diesem Bescheid zugrundeliegende Auffassung, die
Verrohrung sei bewilligungspflichtig, bestiinde nur dann, wenn die Frage der Bewilligungs-
pflicht in einem Verfahren zur Erlassung eines wasserpolizeilichen Aufirages eine Vorfrage
wire, die die zur Bewilligung zustindige Behiorde als Hauptfrage zu beurteilen hitte oder
wenn vom Gesetzgeber sonst eine derartige Bindung angeordnet worden wire.

E 514 Unméglichkeit der nachtriglichen Bewilligung fiir dasselbe Vorhaben; Identitit der
Sache
Wenn aus offentlichen Riicksichten die Herstellung des gesetzmifliigen Zustandes notwen-
dig war, ist nicht nur ein Alternativauftrag nach § 138 Abs. 2 WRG 1959 zur Erwirkung

einer nachtriglichen Bewilligung unzulissig, sondern auch die Moglichkeit der Erwirkung
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einer nachtriglichen wasserrechtlichen Bewilligung fiir dasselbe Vorhaben, das bereits Ge-
genstand eines rechtskriftigen Auftrages nach § 138 Abs. 1 lit. a WRG 1959 im 6ffent-
lichen Interesse gewesen ist, ausgeschlossen. Mit einem von Amts wegen im 6ffentlichen
Interesse ergangenen wasserpolizeilichen Auftrag nach § 138 Abs. 1 lit. a WRG 1959 wird
nimlich unter einem auch dariiber abgesprochen, dass eine Anlage in der bestehenden
Form nicht bewilligungsfihig ist. Tatbestandselement eines im 6ffentlichen Interesse er-
gehenden wasserpolizeilichen Auftrages nach § 138 Abs. 1 lit. a WRG 1959 ist somit die
Unmédglichkeit der nachtriglichen Bewilligung fiir dasselbe Vorhaben. Zwischen einem im
offentlichen Interesse ergangenen rechtskriftigen wasserpolizeilichen Auftrag und einem
Antrag auf wasserrechtliche Bewilligung desselben Vorhabens liegt Identitit der Sache vor.
Ein solcher wasserpolizeilicher Auftrag spricht implizit tiber die Bewilligungsunfihigkeit
desselben Vorhabens ab.

VwGH 20.05.2010, 2008/07/0104; Hinweis auf VwGH 24.09.1991, 91/07/0016,

VwGH 26.03.2009, 2005/07/0038 und VwGH 17.01.1997, 96/07/0184

E 515 Umfang eines auf Verlangen eines Betroffenen angeordneten Beseitigungsauftrages
Die Beseitigung einer eigenmichtigen Neuerung darf nur in dem Umfang angeordnet wer-
den, in dem die Rechte des Betroffenen, der die Beseitigung verlangt hat, beriihrt sind.

VwGH 21.10.2010, 2007/07/0006; Hinweis auf VwGH 27.05.2003, 2002/07/0090

E 516 Beseitigungsauftrag kann nur die Herstellung des konsensmifligen Zustands umfassen
Die Herstellung eines anderen als des konsensmifSigen Zustandes konnen Betroffene nicht
fordern.

VwGH 21.10.2010, 2007/07/0006; Hinweis auf VwGH 26.04.2007, 2006/07/0058
§ 138 Abs. 2 WRG

E 517 Bedeutung eines Auftrags nach § 138 Abs. 2 WRG

Ein Auftrag nach § 138 Abs. 2 WRG 1959 bedeutet lediglich, dass die Erteilung einer
Bewilligung fiir die eigenmichtige Neuerung nicht von vornherein ausgeschlossen ist. In-
sofern hat die Wasserrechtsbehdrde in diesem Verfahren eine ,,Grobpriifung® hinsichtlich
der grundsitzlichen Bewilligungsfihigkeit der eigenmichtigen Neuerung durchzufithren.
Es soll nach dem Willen des Gesetzgebers nicht ein Alternativauftrag erteilt werden, dessen
im Auftrag zum Ansuchen um Bewilligung bestehende Alternative von vornherein wegen
Unmoglichkeit der Erteilung einer solchen Bewilligung sinnlos ist. Die eigentliche Prii-
fung der Bewilligungsfihigkeit hat in dem aufgrund des Antrages des Bewilligungswerbers
durchgefiihrten Bewilligungsverfahren zu erfolgen. Daraus ergibt sich auch, dass aus der
dem Alternativauftrag nach § 138 Abs. 2 WRG 1959 zugrunde liegenden Annahme der
Bewilligungsfihigkeit der eigenmichtigen Neuerung keine Bindung fiir die Bewilligungs-
behorde resultiert.

VwGH 30.09.2010, 2009/07/0178; stRsp; Hinweis auf VwGH 25.11.1999,

99/07/0121

E 518 Tatbestandsmerkmal eines wasserpolizeilichen Auftrages nach § 138 Abs. 2 WRG
Tatbestandsmerkmal eines wasserpolizeilichen Auftrages nach § 138 Abs. 2 WRG 1959 ist

das Vorliegen einer ,eigenmichtig vorgenommenen Neuerung®, also die bewilligungslose
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Vornahme wasserrechtlich bewilligungspflichtiger Mafinahmen.
VwGH 30.09.2010, 2009/07/0178

E 519 Rechtskriftiger wasserpolizeilicher Auftrag nach § 138 Abs. 2 WRG und Antrag auf
Bewilligung desselben Vorhabens — hinsichtlich der Bewilligungspflicht — Identitit
der Sache
Zwischen einem rechtskriftigen wasserpolizeilichen Auftrag nach § 138 Abs. 2 WRG 1959
und einem Antrag auf Bewilligung desselben Vorhabens liegt hinsichtlich der Frage der
Bewilligungspflicht Identitit der Sache vor. Ein solcher wasserpolizeilicher Auftrag spricht

tiber die wasserrechtliche Bewilligungspflicht desselben Vorhabens ab.
VwGH 30.09.2010, 2009/07/0178

E 520 Bewilligungsbehorde grundsitzlich an die dem Alternativauftrag nach § 138 Abs. 2
WRG zugrunde liegende Beurteilung des Vorhabens als bewilligungspflichtig gebun-
den
Die Bewilligungsbehorde ist an die dem Alternativauftrag nach § 138 Abs. 2 WRG 1959
zugrunde liegende Beurteilung des Vorhabens als bewilligungspflichtig gebunden. Dies al-
lerdings nur dann, wenn sich seit dem wasserpolizeilichen Auftrag weder die Rechtslage
noch der wesentliche Sachverhalt gedndert hat. In rechtlicher Betrachtungsweise darf somit
in den entscheidungsrelevanten Fakten keine wesentliche Anderung eingetreten sein.

VwGH 30.09.2010, 2009/07/0178; Hinweis auf Hengstschliger/Leeb, AVG (2009)
§ 68 Rz 24 und die dort angefiihrte Judikatur

§ 138 Abs. 3 WRG

E 521 Kein Antragsrecht des Betroffenen bei Verletzung 6ffentlicher Interessen
Bei dem ,,zur Wahrung des offentlichen Interesses zu erlassenden wasserpolizeilichen Auf-
trag gemif$ § 138 Abs. 3 WRG kommt dem Betroffenen im Sinne des Abs. 6 kein Antrags-
recht zu.
VwGH 30.09.2010, 2007/07/0108; Hinweis auf Bumberger/Hinterwirth, Kommentar
zum WRG, K39 zu § 138

§ 138 Abs. 4 WRG

E 522 Kein subjektiv-6ffentliches Recht auf Inanspruchnahme des Liegenschaftseigen-
tiimers bei Verletzung 6ffentlicher Interessen
Dem Betroffenen kommt kein subjektiv-6ffentliches Recht darauf zu, dass bei Verletzung
offentlicher Interessen ein wasserpolizeilicher Auftrag gegen den Liegenschaftseigentiimer
ergeht. Eine Heranzichung des Liegenschaftseigentiimers aus seiner subsidiaren Haftung
nach § 138 Abs. 4 WRG 1959 kommt (unter den dort genannten weiteren Voraussetzun-
gen) nur bei Vorliegen offentlicher Interessen in Betracht, ohne dass einem Betroffenen
im Sinne des ersten Absatzes des § 138 WRG 1959 auf eine solche Inanspruchnahme des
Liegenschaftseigentiimers ein subjektiv-offentliches Recht eingerdumt wire.
VwGH 30.09.2010, 2007/07/0108; Hinweis auf VwGH 19.07.2007, 2006/07/0097,
Punkt 5. und 6. der Entscheidungsgriinde und VwGH 13.12.2007, 2006/07/0038
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E 523 Nach § 138 Abs. 1 muss der Eigentiimer der Liegenschaft die eigenmichtige Neue-

rung in Form der willkiirlichen Anderung der Abflussverhiltnisse selbst vorgenom-
men haben
Einem Betroffenen im Sinne des § 138 Abs. 1 WRG 1959 kommt — nach der zweiten
Alternative des § 138 Abs. 1 WRG 1959 — nur das Recht zu, die Erlassung eines wasserpo-
lizeilichen Auftrages nach Abs. 1 oder 2 zu verlangen. Das setzt nach den Ausfithrungen im
Vorerkenntnis Zl1. 2004/07/0065 [Anm.: VwGH vom 16.12.2004] im Fall des § 39 WRG
voraus, dass der Eigentiimer der Liegenschaft die eigenmichtige Neuerung in Form der
willkiirlichen Anderung der Abflussverhiltnisse selbst vorgenommen hat.
VwGH 30.09.2010, 2007/07/0108; Hinweis auf VwGH 13.12.2007, 2006/07/0038
Anmerkung: Da nicht beweisbar war, dass der Mitbeteiligte die gegenstindlichen kiinstlichen
Verinderungen selbst vorgenommen hat, kommt die Anwendung des § 138 Abs. 1 oder 2
WRG 1959 nicht in Betracht und erfolgte die Abweisung des wasserpolizeilichen Auftrages
zu Recht.

§ 138 Abs. 6 WRG

E 524 Betroffener

Ein Anspruch auf Beseitigung einer eigenmichtigen Neuerung besteht dann, wenn durch
diese im § 138 Abs. 6 WRG 1959 genannte Rechte tatsichlich beeintrichtigt werden.
Zweck dieses Antragsrechtes ist es, unbefugte Eingriffe in die im § 138 Abs. 6 WRG 1959
genannten Rechte abzuwehren. Ein auf Antrag eines Betroffenen erlassener Beseitigungs-
auftrag gemif§ § 138 Abs. 1 WRG 1959 ist daher nur soweit gerechtfertigt, als dies zur
Beseitigung der Verletzung wasserrechtlich geschiitzter Rechte erforderlich ist. In diesem
Umfang hat der Betroffene aber einen Rechtsanspruch darauf, dass iiber seinen Antrag ein
wasserpolizeilicher Auftrag zur Beseitigung der eigenmichtigen Neuerung erlassen wird.
VwGH 17.06.2010, 2008/07/0131; Hinweis auf VwGH 25.06.2009, 2007/07/0032,

mwN

E 525 Umfang eines auf Verlangen eines Betroffenen angeordneten Beseitigungsauftrages

Die Beseitigung einer eigenmichtigen Neuerung darf nur in dem Umfang angeordnet wer-
den, in dem die Rechte des Betroffenen, der die Beseitigung verlangt hat, beriihrt sind.
VwGH 21.10.2010, 2007/07/0006; Hinweis auf VwGH 27.05.2003, 2002/07/0090

E 526 Beseitigungsauftrag kann nur die Herstellung des konsensmifligen Zustands umfassen

Die Herstellung eines anderen als des konsensmifSigen Zustandes konnen Betroffene nicht
fordern.

VwGH 21.10.2010, 2007/07/0006; Hinweis auf VwGH 26.04.2007, 2006/07/0058

E 527 Maoglichkeit der Stellung eines Antrages auf Erlassung eines wpol Auftrages, Zweck

54

des Antragsrechtes und Betroffener iSd § 138 WRG

§ 138 WRG 1959 gibt den Inhabern bestimmter Rechte die Moglichkeit, bei der Wasser-
rechtsbehorde den Antrag auf Erlassung eines wasserpolizeilichen Auftrages gegen denjeni-
gen zu stellen, der eine eigenmichtige Neuerung vorgenommen hat. Zweck des Antrags-
rechtes nach § 138 WRG 1959 ist es, unbefugte Eingriffe in die im § 138 Abs. 6 WRG
1959 genannten Rechte abzuwehren. Die Eigenschaft als Betroffener iSd § 138 WRG 1959
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kann aber demjenigen nicht zukommen, der fiir die Neuerung, die zur Beeintrichtigung
derin § 138 Abs. 6 WRG 1959 genannten Rechte fiihrt, selbst einzustehen hat.
VwGH 16.12.2010, 2008/07/0203; stRsp; Hinweis auf VwGH 28.07.1994,
92/07/0154

E 528 Bei Ablehnung der Herstellung des konsensmifligen Zustandes fehlt dem Betroffe-
nen das Rechtsschutzinteresse
Lehnt der Betroffene iSd § 138 Abs. 6 WRG 1959 die Herstellung des konsensmifSigen
Zustandes ab, fehlt es ihm an dem fiir einen Antrag nach § 138 WRG 1959 erforderlichen

Rechtsschutzinteresse.

VwGH 16.12.2010, 2008/07/0203; Hinweis auf VwGH 26.04.2007, 2006/07/0058
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E 22

E 38

E 24

E 45

56

§ 7 Abs. 1 AVG

Sanierung der Befangenheit
Eine von einem befangenen Organwalter getroffene erstinstanzliche Entscheidung wird
durch eine von Befangenheit freie Berufungsentscheidung saniert.
VwGH 21.10.2010, 2008/07/0193; stRsp; Hinweis auf VwGH 11.03.1997,
96/07/0077 und VwGH 17.03.2006, 2005/05/0310

§ 8 AVG

Fiir den faktischen Ausschluss einer vorbeugenden Unterlassungsklage kommt es
nicht darauf an, ob der Kliger im wr. Bewilligungsverfahren Partei oder Beteiligter
war. Entscheidend ist der durch die Bewilligung erweckte Anschein der Gefahrlosig-
keit und Gesetzmifigkeit des geplanten Projekts.

Die Meinung des von der Behdrde beigezogenen Sachverstindigen, die Verlegung des
Standorts sei eine ausreichende Mafinahme zur Vermeidung von dauernden Beeintrichti-
gungen der Quelle, rechtfertigt es, den faktischen Ausschluss einer vorbeugenden Unterlas-
sungsklage anzunehmen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob der Kliger im wasserrechtli-
chen Bewilligungsverfahren nicht Partei, sondern nur Beteiligter gewesen wire, dem keine
Einwendungen oder Rechtsmittel zustanden. Mafigeblich ist vielmehr der durch die Bewil-
ligung erweckte Anschein der Gefahrlosigkeit und Gesetzmifiigkeit des geplanten Projekts.

OGH 23.11.2010, 1 Ob 182/10m; Hinweis auf 1 Ob 21/82 = SZ 55/105

§ 10 Abs. 4 AVG

Amtsbekannter Angestellter als Vertreter des Antragstellers
Wird ein Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Bewilligung von der ,H-Miihle®,
vertreten durch einen Prokuristen, gestellt, so verletzt die Annahme der Behorde, es handle
sich beim Prokuristen um einen amtsbekannten Angestellten des als Antragsteller auftre-
tenden Mitbeteiligten als Einzelunternehmer (und Inhaber der ,,H-Miihle®) und es kon-
ne daher gemifl § 10 Abs. 4 AVG vom Vorliegen einer Vertretungsbefugnis ausgegangen
werden, ohne dass diese Bevollmichtigung bescheinigt werden misste, keine Rechte der
Beschwerdefiihrer.

VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127

Anmerkung: Der Antrag zum Ausbau der H-Miihle wurde vom Mitbeteiligten als Einzel-

unternehmer und nicht etwa als Privatperson gestellt.
§ 13 Abs. 8 AVG

Projektsinderung zulissig, wenn Vorhaben nicht als ein anderes zu beurteilen ist
Die nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes in einem gewissen Umfang
schon immer als zuldssig anerkannte Projektsinderung ist nunmehr in § 13 Abs. 8 AVG

ausdriicklich geregelt. Die Modifikation darf nach § 13 Abs. 8 AVG nicht das Wesen des

Vorhabens betreffen. Auch im Zuge eines Berufungsverfahrens sind Modifikationen des
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Projektes zulissig, die insgesamt betrachtet kein Ausmafd erreichen, dass das Bauvorhaben
als ein anderes zu beurteilen wire, bzw. die das Wesen (den Charakter) des Bauvorhabens
nicht betreffen.
VwGH 18.02.2010, 2008/07/0087; Hinweis auf VwGH 18.12.2008, 2008/06/0112,
mwN, VwGH 10.09.2008, 2007/05/0107
Anmerkung: Es handelt sich hier um die Errichtung eines wasserdichten Wannenobjektes,
wozu die temporire Errichtung eines Absetzbeckens und eines Versitzbeckens notwendig ist.
Diese Becken wurden in der Antragsinderung in ibrer Dimension nicht verindert; die hier
vorliegende Projektsinderung besteht lediglich darin, diese Becken um 50 m zu verschieben.

Nicht wesentliche Antragsinderungen
Anderungen des Projektes im Zuge des Genehmigungsverfahrens, die nicht geeignet sind,
gegeniiber dem urspriinglichen Projekt neue oder groflere Gefihrdungen, Beldstigungen
usw. im Sinne der anzuwendenden Materienvorschrift herbeizufiihren, sind als gemif§ § 13
Abs. 8 AVG nicht wesentliche Antragsinderungen zulissig.
VwGH 18.02.2010, 2008/07/0087; Hinweis auf VwGH 03.09.2008, 2006/04/0081
zum MinroG 1999, auf VwGH 14.09.2005, 2003/04/0007 zur GewO 1994 und auf
VwGH 10.09.2008, 2007/05/0107
Anmerkung: Es handelt sich hier um die Errichtung eines wasserdichten Wannenobjektes,
wozu die tempordre Errichtung eines Absetzbeckens und eines Versitzbeckens notwendig ist.
Diese Becken wurden in der Antragsinderung in ibrer Dimension nicht verindert; die hier
vorliegende Projektsinderung besteht lediglich darin, diese Becken um 50 m zu verschieben.

§ 42 Abs. 1 AVG

Priklusion und Verlust der Parteistellung
Priklusion bzw. Verlust der Parteistellung kann gemiff § 42 AVG nur hinsichtdich des
kundgemachten Verhandlungsgegenstandes eintreten. Die Identitit zwischen dem Gegen-
stand der Bekanntmachung und dem Gegenstand des Genehmigungsverfahrens ist unter
dem Blickwinkel zu sehen, dass die Bekanntmachung als Voraussetzung dafiir zu dienen
hat, dem Nachbarn die zur Verfolgung seiner Rechte erforderlichen Informationen zu ver-
mitteln.
VwGH 30.09.2010, 2008/07/0171; stRsp; Hinweis auf VwGH 08.11.1994,
93/04/0079, mwN und VwGH 27.05.1997, 94/05/0305, VwSlg 14683 A/1997

(Un-)Maoglichkeit der Erhebung von neuen Einwendungen bei Projektsinderung
Eine Projektsinderung ermdglicht neue Einwendungen nicht in den Bereichen, in denen
das bisherige Projekt iiberhaupt nicht gedndert worden ist. Bei einer Einschrinkung des
Vorhabens oder bei Projektsinderungen ausschliefSlich im Interesse des Nachbarn oder bei
solchen Anderungen des Gegenstandes, bei welchen eine Beriihrung subjektiv-6ffentlicher
Rechte des Nachbarn von vornherein ausgeschlossen ist bzw. eine Verbesserung der Nach-
barstellung offenkundig eintritt, ist eine bereits frither eingetretene Priklusion (bzw. ein
Verlust der Parteistellung) weiter als gegeben anzunehmen.

VwGH 30.09.2010, 2008/07/0171; stRsp; Hinweis auf VwGH 25.09.2008,

2007/07/0085, mwN und VwGH 29.04.2008, 2007/05/0313, mwN
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E 82 Einwendung einer Partei und eigenstindiger Antrag auf Erteilung einer Bewilligung

Erhebt eine Partei in einem Verfahren betreffend Erteilung einer wasserrechtlichen Bewil-
ligung eine Forderung, mit der ihr Grundeigentum vor nachteiligen Einwirkungen durch
Uberschwemmungen geschiitzt werden soll, stellt dieses Vorbringen grundsitzlich eine
Einwendung im Sinne des § 42 AVG dar, solange keine eindeutigen gegenteiligen Anhalts-
punkte — im Hinblick auf einen eigenstindigen Antrag auf Erteilung einer wasserrecht-
lichen Bewilligung — vorliegen.
VwGH 30.09.2010, 2008/07/0171
Anmerkung: Die Mauer bzw. der Damm waren nicht Gegenstand des Projektes. Wenn daber
von einem gesonderten Antrag auf Errichtung einer Mauer die Rede ist, so besagt das nur,
dass eine im Projekt nicht vorgesehene Mafsnahme beantragt wurde, ohne dass dem eine
Aussage dariiber zu entnehmen ist, dass damit ein Antrag der Bf auf Erteilung einer wasser-
rechtlichen Bewilligung fiir die Errichtung der Mauer durch die Bf selbst gestellt worden sei.
Schliefslich reicht auch der Umstand, dass die Bf in ibrer Stellungnahme ,an das moralische
Gewissen des Biirgermeisters appellierten, zumindest die Hilfte der Baukosten fiir die er-
forderliche Schutzmauer zu tragen, nicht fiir die Annahme aus, sie hétten mit dem Antrag
auf Errichtung einer Mauer die Erteilung einer ibnen zu erteilenden wasserrechtlichen Be-
willigung fiir die Mauer gemeint, konnten doch die Bf auch davon ausgegangen sein, dass
die Mauer zwar von der Gemeinde errichtet werde, die Kostentragung aber noch strittig sei.
Gegen die Annahme, die Bf hiitten eine ihnen zu erteilende wasserrechtliche Bewilligung fiir
die Mauer beantragt, spricht auch der Umstand, dass jene Behirde, welche die Verhandlung
durchgefiibrt hat, nimlich die BH, das Vorbringen der Bf nicht als Antrag auf Erteilung
einer eigenen wasserrechtlichen Bewilligung, sondern als Forderung nach der Errichtung der
Mauer durch die Gemeinde gedeuter und eine entsprechende Vorschreibung im Bescheid und
eine entsprechende Spruchgestaltung vorgenommen hat. Es kann daber nicht davon ausge-
gangen werden, dass der Antrag der Bf auf Errichtung einer Mauer auf eine ibnen zu er-
teilende wasserrechtliche Bewilligung gerichtet gewesen sei; dieser Antrag stellt sich vielmehr

— solange keine eindeutigen gegenteiligen Anbaltspunkte vorliegen — als Einwendung der Bf
im Sinne des § 42 AVG dar.

§ 45 Abs. 1 AVG

E 93 Offenkundige Tatsache

58

Der Rechtsansicht, dass es wegen des Fehlens eines Oberlaufes nicht zu Verklausungen ei-
nes geplanten Grabens durch ein einzelnes Niederschlagsereignis kommen konne, was eine
offenkundige Tatsache darstelle, welche gemif § 45 Abs. 1 AVG keines Beweises bediirfe,
ist entgegenzuhalten, dass der Fall auftreten konnte, dass Aste oder anderes Material aus
dem im Nahebereich des Erdgerinnes anzupflanzenden Strauch- und Baumbestand bei
Unwettern in das Gerinne gelangen und eine Verklausung verursachen kénnten, sodass
das Fehlen eines Oberlaufes des Gerinnes daher nicht offenkundig eine Verklausungsgefahr
ausschliefSt.

VwGH 30.09.2010, 2008/07/0134

Anmerkung: Die Frage, ob das geplante Erdgerinne bei einem Unwetter durch Aste und

sperriges Material verlegr werden konnte, und mit welchen Folgen fiir die Grundstiicke der

Beschwerdefiihrerinnen in diesem Fall zu rechnen wire, wire daher als Fachfrage von einem

Sachverstindigen zu beantworten gewesen. Die Klirung dieser Frage ist aber entscheidend
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fiir die Beurteilung, ob das gegenstindliche Projekt die obgenannten Rechte der Beschwerde-

fiihrerinnen verletzt oder nicht.
§ 45 Abs. 2 AVG

Bekimpfung eines Amtssachverstindigengutachtens nur auf gleicher fachlicher Ebene
Ein mit den Erfahrungen des Lebens und den Denkgesetzen nicht in Widerspruch ste-
hendes Gutachten eines Amtssachverstindigen kann in seiner Beweiskraft nur durch ein
gleichwertiges Gutachten, somit auf gleicher fachlicher Ebene (durch Einholung eines Gut-
achtens eines Privatsachverstindigen), bekimpft werden.

VwGH 18.03.2010, 2008/07/0089; Hinweis auf VwGH 16.12.2004, 2003/07/0175

Keine antizipierende Beweiswiirdigung im AVG
Dem AVG ist eine antizipierende Beweiswiirdigung fremd und diirfen Beweisantrige nur
dann abgelehnt werden, wenn die Beweistatsachen als wahr unterstellt werden, es auf sie
nicht ankommt oder das Beweismittel — ohne unzulissige Vorwegnahme der Beweiswiirdi-
gung — untauglich bzw. an sich nicht geeignet ist, iber den beweiserheblichen Gegenstand
einen Beweis zu liefern.
VwGH 22.04.2010, 2008/07/0076; stRsp; Hinweis auf die in Walrer/Thienel, Verwal-
tungsverfahren I?, zu § 45 AVG E 234 ff zitierte Rechtsprechung
Anmerkung: Indem sich die belangte Behirde iiber die Antrige des Beschwerdefiihrers auf
Vernehmung der Zeugen hinweggesetzt hat, wurde der angefochtene Bescheid mit einem we-
sentlichen Verfahrensmangel belastet.

Bekimpfung eines Amtssachverstindigengutachtens
Ein mit den Erfahrungen des Lebens und den Denkgesetzen nicht in Widerspruch ste-
hendes Gutachten eines Amtssachverstindigen kann in seiner Beweiskraft nur durch ein
gleichwertiges Gutachten, somit auf gleicher fachlicher Ebene (durch Einholung eines
Gutachtens eines Privatsachverstindigen), bekimpft werden. Widerspriiche zu den Er-
fahrungen des Lebens und zu den Denkgesetzen kénnen aber auch ohne sachverstindige
Untermauerung aufgezeigt werden. Auch Hinweisen auf die Ergidnzungsbediirftigkeit des
Gutachtens muss nachgegangen werden.
VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127; Hinweis auf VwGH 11.07.2006, 2001/12/0194,
VwGH 20.10.2005, 2005/07/0108 u. a.
Anmerkung: Eine Erginzungsbediirftigkeit oder Unschliissigkeit der Projektsunterlagen
konnten die Bf nicht aufzeigen, sodass sie, um das Gutachten in seiner Beweiskraft erschiit-
tern zu konnen, ein gleichwertiges Gutachten hdtten vorlegen miissen, um das Gutachten des

Amtssachverstindigen auf gleicher fachlicher Ebene zu bekimpfen.

Beweiswiirdigung durch die Berufungsbehérde bei zwei vorliegenden Gutachten

Die Berufungsbehorde ist im Rahmen der von ihr vorzunehmenden Beweiswiirdigung ver-
pflichtet, sich mit beiden vorliegenden Gutachten auseinander zu setzen und zu argumen-
tieren, aus welchem Grunde sie dem Gutachten des von ihr beigezogenen Sachverstindigen
und nicht dem im Verfahren erster Instanz eingeholten Gutachten folgt.

VwGH 30.09.2010, 2008/07/0135
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E 69

E70

E71

60

§ 52 AVG

Hinweisen nach der Erginzungsbediirftigkeit des Gutachtens muss nachgegangen
werden
Es trifft zwar zu, dass ein mit den Erfahrungen des Lebens und den Denkgesetzen nicht
in Widerspruch stehendes Gutachten eines Amtssachverstindigen in seiner Beweiskraft
nur durch ein gleichwertiges Gutachten, somit auf gleicher fachlicher Ebene (z. B. durch
Einholung eines Gutachtens eines Privatsachverstindigen), bekimpft werden kann. Wi-
derspriiche zu den Erfahrungen des Lebens und zu den Denkgesetzen konnen aber auch
ohne Sachverstindigenuntermauerung aufgezeigt werden. Auch Hinweisen nach der Er-
ganzungsbediirftigkeit des Gutachtens muss nachgegangen werden.
VwGH 18.02.2010, 2008/07/0087; Hinweis auf VwGH 20.10.2005, 2005/07/0108,
mwN
Anmerkung: Die Beschwerdefiibrerin hat in der Berufung die Forderung erhoben, den Durch-
lissigkeitsbeiwert des Absetzbeckens an drei Stellen (statt an einer Stelle) zu bestimmen. Sie
hat dies mit der GrifSe des Beckens begriindet. Daraus folgt, dass die Beschwerdefiihrerin
mit ihren Berufungseinwdnden erfolgreich eine Erginzungsbediirftigkeit des wasserbautech-
nischen Gutachtens aufgezeigt bat.
Abnlich dazu der VwGH im E vom 16. Juli 2010, 2007/07/0028, indem er ausspricht,
dass ,,(berechtigten) Hinweisen auf die Erginzungsbediirftigkeir eines Gutachtens jedenfalls
nachgegangen werden muss . Inhaltlich geht er auf die Bedeutung des Wortes ,,berechtigt™ in
diesem Zusammenhang nicht ein.

Unschliissigkeiten oder Unvollstindigkeiten des Gutachtens auch ohne Gegengut-

achten aufzeigbar

Dem Gutachten eines Sachverstindigen kann somit im Verfahren nicht nur mit einem

Gegengutachten entgegengetreten werden. Es ist einer Partei auch ohne Gegengutachten

moglich, Unschliissigkeiten oder Unvollstindigkeiten des Gutachtens aufzuzeigen.
VwGH 18.02.2010, 2008/07/0087; Hinweis auf VwGH 27.07.2001, 2000/07/0013
Anmerkung: Die Beschwerdefiibrerin hat in der Berufung die Forderung erhoben, den Durch-
lissigkeitsbeiwert des Absetzbeckens an drei Stellen (statt an einer Stelle) zu bestimmen. Sie
hat dies mit der GrifSe des Beckens begriindet. Daraus folgt, dass die Beschwerdefiihrerin
mit ihren Berufungseinwdnden erfolgreich eine Erginzungsbediirftigkeit des wasserbautech-
nischen Gutachtens aufgezeigt bat.

Bekimpfung eines Amtssachverstindigengutachtens nur auf gleicher fachlicher Ebe-
ne

Ein mit den Erfahrungen des Lebens und den Denkgesetzen nicht in Widerspruch ste-
hendes Gutachten eines Amtssachverstindigen kann in seiner Beweiskraft nur durch ein
gleichwertiges Gutachten, somit auf gleicher fachlicher Ebene (durch Einholung eines Gut-
achtens eines Privatsachverstindigen), bekimpft werden.

VwGH 18.03.2010, 2008/07/0089; Hinweis auf VwGH 16.12.2004, 2003/07/0175
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§ 52 Abs. 1 AVG

Gutachten eines Amtssachverstindigen nur auf gleicher fachlicher Ebene bekimpfbar
Ein mit den Erfahrungen des Lebens und den Denkgesetzen nicht in Widerspruch ste-
hendes Gutachten eines Amtssachverstindigen kann in seiner Beweiskraft nur durch ein
gleichwertiges Gutachten, somit auf gleicher fachlicher Ebene (z. B. durch Einholung eines
Gutachtens eines Privatsachverstindigen), bekdmpft werden.
VwGH 16.07.2010, 2007/07/0028; stRsp; Hinweis auf VwGH 18.02.2010,
2008/07/0087 und VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127

Aufzeigen von Widerspriichen zu den Denkgesetzen auch ohne Sachverstindigengut-
achten maglich
Widerspriiche zu den Erfahrungen des Lebens und zu den Denkgesetzen konnen auch
ohne Sachverstindigenuntermauerung aufgezeigt werden.
VwGH 16.07.2010, 2007/07/0028; Hinweis auf VwGH 18.02.2010, 2008/07/0087,
VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127 und VwGH 23.04.2009, 2006/07/0159

Pflicht der Behorde, den Hinweisen auf die Erginzungsbediirftigkeit eines Gutach-
tens nachzugehen
(Berechtigten) Hinweisen auf die Erginzungsbediirftigkeit eines Gutachtens muss jeden-
falls nachgegangen werden.
VwGH 16.07.2010, 2007/07/0028; Hinweis auf VwGH 18.02.2010, 2008/07/0087,
VwGH 20.05.2010, 2008/07/0127 und VwGH 23.04.2009, 2006/07/0159

§ 58 AVG

Widerspriichliche Fristen fiir die Mingelbeseitigung in einem Kollaudierungsbescheid
gemifl § 121 WRG 1959
Mit dem Vorbringen, der Spruch des Bescheides sei in sich widerspriichlich, weil nicht
ersichtlich sei, ob insgesamt innerhalb von sechs oder von drei Monaten ab Erreichen des
Auslosewasserspiegels erginzende Ausbaggerungen in einem Badeteich durchgefiihrt wer-
den sollten oder ob diese unabhingig vom Erreichen des Auslosewasserspiegels bis zum
Ende der Frist ausgefiihrt werden miissten, zeigt die Beschwerdefiihrerin eine sie belastende
Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheides auf.
VwGH 16.12.2010, 2008/07/0220
Anmerkung: Der angefochtene Bescheid hielt — durch die Abweisung der Berufung als unbe-
griindet — die Einleitung und die Punkte 1 bis 5 des Mingelbehebungsaufirages des Erstbe-
scheides aufrecht und setzte lediglich in Punkt 6 die Erfiillungsfrist mit 30. Juni 2010 neu
fest. Nach der Einleitung des Auftrages sind die Mingel ,innerhalb von sechs Monaten ab
Eintreten des Auslosewasserspiegels zu beheben; nach Auflage 2 ist mit den Vertiefungsar-
beiten ,spdtestens ab Eintreten eines Auslosewasserspiegels von 261,0 miiA (das ist ca. 1,5 m
iiber NGW) zu beginnen und dann innerhalb von drei Monaten abzuschliefSen. “ Auflage 5,
die sich offensichtlich auch auf diese Auflage bezieht, legt fest, dass ,die Arbeiten insgesamt
bis 30. Juni 2010 abzuschliefSen sind.
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§ 63 Abs. 5 AVG

E 41 Berufung an die zustindige Behorde

Eine ,an das Biiro der Frau Landeshauptmann® gerichtete Berufung ist als an die zustin-
dige Behorde gerichtet zu werten, zumal dieses Biiro der Behérde Landeshauptmann zure-
chenbar ist, wenn der Landeshauptmann Berufungsbehorde ist.

VwGH 30.09.2010, 2008/07/0135

§ 66 Abs. 1 AVG

E 151 Erginzungsbediirftigkeit eines Gutachtens und neuerliche Befassung des Amtssach-

verstindigen
Entsteht mit den auf gleicher fachlicher Ebene vorgebrachten Hinweisen und Einwinden
des Bf eine Ergidnzungsbediirftigkeit des von der belangten Behorde im Berufungsverfahren
eingeholten Gutachtens des Amtssachverstindigen, so hat die bel Beh ihren Amtssachver-
standigen neuerlich mit den in der Stellungnahme des Bf vorgetragenen Einwinden zu
befassen.

VwGH 17.06.2010, 2009/07/0063; Hinweis auf VWwGH 23.04.2009, 2006/07/0159,

mwN

§ 66 Abs. 2 AVG

E 152 Bindende Wirkung des Spruchs und der Begriindung eines Aufhebungsbescheides

nach § 66 Abs. 2 AVG

Die in Spruch und Begriindung eines Aufhebungsbescheides nach § 66 Abs. 2 AVG zum

Ausdruck kommende, die Behebung und Zuriickverweisung tragende Rechtsansicht der

Berufungsbehérde, ist, solange die dafiir mafigebende Sach- und Rechtslage keine Verin-

derung erfihrt, sowohl fiir die Unterbehérde als auch (im Fall eines weiteren Rechtsganges)

fir die Berufungsbehorde selbst bindend.
VwGH 22.04.2010, 2008/07/0099; Hinweis auf VwGH 20.09.2001, 98/07/0033
Anmerkung: Im gegenstindlichen Fall bezweifelte die mitbeteiligte Partei die Legitimation
der Beschwerdefiibrer zur Erhebung der Beschwerde an den VwGH mangels Eingriff in die
Rechtssphiire der Beschwerdefiibrer, da durch den angefochtenen Bescheid iiber den wasser-
rechtlichen Bewilligungsantrag der mitbeteiligten Partei noch nicht abgesprochen worden
war.

E 153 Mogliche Rechtsverletzung durch Zuriickverweisungsbescheid

62

Hat die Berufungsbehorde den erstinstanzlichen Bescheid gemifS § 66 Abs. 2 AVG beho-
ben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Bescheiderlassung an die Be-
horde erster Instanz zuriickverwiesen, so kann ein solcher Bescheid eine Rechtsverletzung
dadurch bewirken, dass die Berufungsbehorde entweder von der Regelung des § 66 Abs. 2
AVG zu Unrecht Gebrauch gemacht und keine Sachentscheidung erlassen hat, oder von
einer fir die betroffene Partei nachteiligen, jedoch fiir das weitere Verfahren bindenden un-
richtigen Rechtsansicht ausgegangen ist. Die Moglichkeit einer solchen Rechtsverletzung
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fiihrt zur Beschwerdelegitimation der Beschwerdefiihrer.
VwGH 22.04.2010, 2008/07/0099; Hinweis auf VwGH 26.01.2006, 2004/07/0136
Anmerkung: Im gegenstindlichen Fall bezweifelte die mitbeteiligte Partei die Legitimation
der Beschwerdefiihrer zur Erhebung der Beschwerde an den VwGH mangels Eingriff in die
Rechtssphiire der Beschwerdefiibrer, da durch den angefochtenen Bescheid iiber den wasser-
rechtlichen Bewilligungsantrag der mitbeteiligten Partei noch nicht abgesprochen worden
war.

E 154 Voraussetzungen fiir die Durchfithrung einer miindlichen Verhandlung durch die
Berufungsbehorde
Die Berufungsbehérde hat zunichst in rechdicher Gebundenheit zu beurteilen, ob ange-
sichts der Ergidnzungsbediirftigkeit des ihr vorliegenden Sachverhaltes die Durchfithrung
einer miindlichen Verhandlung als unvermeidlich erscheint. Die Voraussetzungen fiir ein
auf § 66 Abs. 2 AVG gestiitztes Vorgehen der Berufungsbehorde liegen dann vor, wenn der
fur die Erledigung der Sache mafigebende Sachverhalt nur in Form von Rede und Gegen-
rede aller an der Sache beteiligten Personen und aller sonst fiir seine Ermittlung in Betracht
kommenden Personen festgestellt werden kann und diese Personen daher gleichzeitig am
selben Ort zu einer miindlichen Verhandlung versammelt werden miissen.

VwGH 17.06.2010, 2009/07/0063; Hinweis auf VwGH 29.05.2008, 2005/07/0142,

mwN

E 155 Notwendigkeit von Verfahrenserginzungen und neuerliche Durchfithrung einer
miindlichen Verhandlung
Die Notwendigkeit von Verfahrenserginzungen durch nochmalige Befassung des Amts-
sachverstindigen ist allein kein Grund, aus dem die neuerliche Durchfiihrung einer miind-
lichen Verhandlung unvermeidlich erscheint.
VwGH 17.06.2010, 2009/07/0063; Hinweis auf VwGH 20.04.2001, 2001/05/0019
Anmerkung 1: Angesichts einer noch ausstehenden neuerlichen Befassung des Amissachver-
stindigen konnte die bel Beh eine Beurteilung der Frage, ob die Voraussetzungen fiir ein
Vorgehen nach § 66 Abs. 2 AVG vorliegen, noch gar nicht vornehmen.
Anmerkung 2: Dariiber hinaus rechtfertigt nicht jede Projektsinderung bzw. -erginzung
eine Aufhebung nach § 66 Abs. 2 AVG.

§ 66 Abs. 4 AVG

E 156 Bei Unzustindigkeit der Unterbehérde hat die Berufungsbehorde den bekimpften
Bescheid zu beheben
War die Unterbehérde unzustindig, so ist die Berufungsbehorde allein dafiir zustindig,
diese Unzustindigkeit aufzugreifen und den bekimpften Bescheid zu beheben. Greift die
Berufungsbehdrde — auch wenn sie selbst berufen wire, tiber den zugrundeliegenden An-
trag in erster Instanz zu entscheiden — die sich aus der Unzustindigkeit der Behorde, die in
erster Instanz entschieden hat, ergebende Rechtswidrigkeit nicht auf, sondern entscheidet
sie in der Sache selbst, begriindet dies eine Rechtswidrigkeit des Berufungsbescheides, auch
wenn dieser Umstand in der Berufung nicht geltend gemacht wurde.

VwGH 18.03.2010, 2008/07/0049; Hinweis auf VwGH 19.06.1996, 94/01/0597
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E 157 Ersatzlose Behebung

Eine Behebung ohne Zuriickverweisung — also ersatzlose Behebung — kommt beispielsweise
dann in Betracht, wenn eine Verpflichtung ohne Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzun-
gen erteilt wird, also eine Entscheidung von Rechts wegen gar nicht hitte getroffen werden

sollen; die Authebung stellt sich in diesem Fall selbst als eine negative Sachentscheidung
gemifS § 66 Abs. 4 AVG dar.

VwGH 17.06.2010, 2008/07/0131; Hinweis auf VwGH 20.11.2007, 2005/05/0161,
mwIN

Anmerkung: Im vorliegenden Fall hat die belangte Behirde als Berufungsbehirde die Aufhe-
bung des erstinstanzlichen Bescheides auf § 66 Abs. 4 AVG gestiitzt, obne eine Zuriickver-

wez’xung zu Uf?ﬁigﬂ’l.

E 158 Ersatzlose Behebung

E 43

E 44

64

Die ersatzlose Behebung eines unterinstanzlichen Bescheides unter Berufung auf § 66
Abs. 4 AVG fiihrt — mit hier nicht relevanten Ausnahmen — dazu, dass die Unterbehérde
tiber den Gegenstand nicht mehr neuerlich entscheiden darf.

VwGH 17.06.2010, 2008/07/0131; Hinweis auf VwGH 03.12.2008, 2008/19/0651,

mwN
§ 68 Abs. 1 AVG

Der der materiellen Rechtskraft fihige Abspruch eines Bescheides besteht nicht nur

aus dem Spruch allein

Der der materiellen Rechtskraft fihige Abspruch eines Bescheides besteht nicht nur aus

dem Spruch allein, sondern aus dem Spruch in Verbindung mit der Begriindung, insoweit

sich aus ihr der von der Behérde angenommene mafigebende Sachverhalt, sohin der als

Ankniipfungspunkt fiir die rechtliche Beurteilung dienende Sachverhalt ergibt.
VwGH 20.05.2010, 2008/07/0104; stRsp; Hinweis auf VwGH 12.12.2002,
2002/07/0016
Anmerkung: Spruchpunkt II des Bescheides vom 8. September 2004 verpflichtete den Be-
schwerdefiihrer u. a. zur Herstellung niher bestimmter Aufhohungen. Die Begriindung dieses
Bescheides gibt u. a. das Gutachten des technischen Amitssachverstindigen wieder, welches
ausfiihrlich darlegt, weshalb die spiter bescheidmiifSig aufgetragenen MafSnahmen zur Erhi-
hung des Betriebsgelindes des Beschwerdefiibrers zum Schutze des Grundwassers erforderlich
sind. Im — ebenfalls zur Bescheidbegriindung zu zihlenden — rechtlichen Erwdgungsteil des
genannten Bescheides begriindet die belangte Behorde gestiitzt auf das erwihnte Gutachten
den Beseitigungsauftrag sodann mit dem dffentlichen Interesse am Grundwasserschutz und
stellt klar, dass es sich um einen Auftrag nach § 138 Abs. 1 lit. a WRG 1959 handelt. Im
Sinne der obigen Rechtsprechung und entgegen der Auffassung der Beschwerde, die meinte,
dass kein dffentliches Interesse bestehe, erging der rechiskriftige Beseitigungsaufirag daber sehr
wohl im offentlichen Interesse am Grundwasserschutz.

Identitit der Sache

Entschiedene Sache liegt vor, wenn sich gegeniiber dem fritheren Bescheid weder die
Rechtslage noch der wesentliche Sachverhalt geindert haben. Bei der Beurteilung der
yldentitdt der Sache® ist in primir rechtlicher Betrachtungsweise festzuhalten, ob in den
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entscheidungsrelevanten Fakten eine wesentliche Anderung eingetreten ist. Maf3geblich fiir
die Entscheidung der Behorde ist dabei nicht nur § 68 Abs. 1 AVG und fiir die Berufungs-
behérde § 66 Abs. 4 AVG. Vielmehr hat die Behérde die Identitit der Sache im Vergleich
mit dem im Vorbescheid angenommenen Sachverhalt im Lichte der darauf angewendeten
(insbesondere materiellrechtlichen) Rechtsvorschriften zu beurteilen und sich damit aus-
einanderzusetzen, ob sich an diesem Sachverhalt oder seiner ,rechtlichen Beurteilung® (an
der Rechtslage) im Zeitpunkt ihrer Entscheidung tiber den neuen Antrag eine wesentliche
Anderung ergeben hat (vgl. dazu Hengstschliger/Leeb, AVG, § 68 Rz 24). Wesentlich ist
eine Anderung nur dann, wenn sie fiir sich allein oder in Verbindung mit anderen Tatsa-
chen den Schluss zulisst, dass nunmehr bei Bedachtnahme auf die damals als maf3geblich
erachteten Erwigungen eine andere Beurteilung jener Umstinde, die der angefochtenen
Entscheidung zugrunde lagen, nicht von vornherein als ausgeschlossen gelten kann und
daher die Erlassung eines inhaltlich anders lautenden Bescheides zumindest moglich ist.
VwGH 20.05.2010, 2008/07/0104; Hinweis auf VwGH 19.01.2010, 2009/05/0097,
mwN
Anmerkung: Eine Anderung der Rechtslage liegt im vorliegenden Fall nicht vor, da die Ein-
stellung der Betriebstitigkeit (die vom Bf als Novum erachtet wurde) bereits dem Bescheid
vom 08.09.2004 zugrunde lag.

Identitit der Sache

Bei der Priifung der Identitdt der Sache ist von dem rechtskriftigen Vorbescheid auszu-
gehen, ohne die sachliche Richtigkeit desselben — nochmals — zu tiberpriifen; die Rechts-
kraftwirkung besteht ja gerade darin, dass die von der Behorde einmal untersuchte und
entschiedene Sache nicht neuerlich untersucht und entschieden werden darf.

VwGH 20.05.2010, 2008/07/0104; Hinweis auf VwGH 26.02.2004, 2004/07/0014,
VwGH 05.09.2008, 2005/12/0158 u. a.

§ 73 Abs. 2 AVG

Unzulissiger Antrag in einem Verfahren iiber einen Devolutionsantrag
Ein dem Antrag des Bf von der belangten Behérde als ,, Aufsichtsbehérde®, diese moge dem
LH auftragen, ,die Verwaltungssache an sich zu ziehen®, entsprechendes Vorgehen seitens
der sachlich in Betracht kommenden Oberbehérde ist in einem Verfahren iiber einen De-
volutionsantrag im AVG nicht vorgesehen.

VwGH 30.09.2010, 2009/07/013

Anmerkung: Der Antrag wurde daber von der bel Beh zu Recht zuriickgewiesen.
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3. Judikatur zu sonstigen Rechtsvorschriften
3.1. Judikatur zum Verwaltungsgerichtshofgesetz (VwWGG)
§ 28 Abs. 1Z 4 VWGG

VwGH priift ausschliefllich, ob jenes subjektive Recht des Bf verletzt wurde, dessen
Verletzung er behauptet
Die Bezeichnung des Beschwerdepunktes ist nicht Selbstzweck, sondern vielmehr unter
dem Gesichtspunkt von rechtlicher Relevanz, dass es dem Verwaltungsgerichtshof nicht
zu priifen obliegt, ob irgendein subjektives Recht des Bf verletzt wurde, sondern nur ob
jenes verletzt wurde, dessen Verletzung er behauptet. Durch den Beschwerdepunkt wird
der Prozessgegenstand des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens festgelegt und der Rahmen
abgesteckt, an den der Verwaltungsgerichtshof bei Priifung des angefochtenen Bescheides
gebunden ist.
VwGH 30.09.2010, 2009/07/0178; stRsp; Hinweis auf VwGH 25.03.2004,
2004/16/0003

§ 34 Abs. 1 VWGG

Keine Zustindigkeit zur Rechtskraftfeststellung

Dem VwGH kommt von Gesetzes wegen eine Zustindigkeit zu einer Rechtskraftfeststel-

lung eines Bescheides einer BH nicht zu, sodass der darauf abzielende Antrag gemifl § 34

Abs. 1 VwWGG in einem gemif$ § 12 Abs. 3 VwGG gebildeten Senat zuriickzuweisen war.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0096

§ 39 Abs. 2 Z 6 VWGG

Die Verfahrensgarantie des ,fair hearing® iSd Art. 6 Abs. 1 EMRK kommt nicht zur
Anwendung, wenn einer Entscheidung in der Sache Prozesshindernisse entgegenste-
hen.
Gemif$ § 39 Abs. 2 Z 6 VwGG konnte von der Durchfithrung der miindlichen Verhand-
lung abgesehen werden. Eine zuriickweisende Entscheidung (hier: Zuriickweisung eines
Antrages wegen des Prozesshindernisses der entschiedenen Sache), in der nur dariiber ab-
gesprochen wird, ob ein neuer Antrag zulissig ist, nicht aber {iber die Sache selbst, ist aus
Sicht des Art. 6 EMRK keine (inhaltliche) Entscheidung ,tiber eine strafrechtliche Ankla-
ge“ oder ,iber zivilrechtliche Anspriiche oder Verpflichtungen®. Die Verfahrensgarantie
des ,fair hearing® iSd Art. 6 Abs. 1 EMRK kommt nicht zur Anwendung, wenn einer
Entscheidung in der Sache Prozesshindernisse entgegenstehen.

VwGH 20.05.2010, 2008/07/0104; Hinweis auf VIGH 28.11.2003, B 1019/03, mwN,

VwGH 27.09.2007, 2006/07/0066 und VwGH 27.07.2007, 2006/10/0040, u. a.
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§ 41 Abs. 1 VWGG

Aufhebung eines meritorischen Rechtsmittelbescheides durch den VwGH im Falle
der Unzustindigkeit der erstinstanzlichen Behorde
Wenn die belangte Behérde durch ihre meritorische Entscheidung das Recht des Beschwer-
defithrers auf Einhaltung der Zustindigkeitsordnung verletzt hat, ist diese Verletzung der
Behérdenzustindigkeit vom Verwaltungsgerichtshof ungeachtet einer Moglichkeit der Ver-
letzung sonstiger subjektiv-6ffentlicher Rechte von Amts wegen wahrzunehmen.
VwGH 18.03.2010, 2008/07/0049; Hinweis auf VwGH 12.12.1997, 96/19/2048
Anmerkung: Im zugrunde liegenden Fall wére von der belangten Behorde ausschliefSlich die
Unzustindigkeit der erstinstanzlichen Behorde aufzugreifen und deren Bescheid zu beheben
gewesen. Die stattdessen von der belangten Behirde getroffene Entscheidung in der Sache
selbst war somit vom VwGH aufzubeben.

Kein Neuerungsverbot im VwGH-Verfahren bei fehlendem Parteiengehor im Ermitt-
lungsverfahren
Soweit die Behérde zu den Ergebnissen des Ermittlungsverfahrens kein Parteigehor gewihrt
und die Partei mit einer bestimmten Feststellung erstmals im angefochtenen Bescheid kon-
frontiert, steht neuem Tatsachenvorbringen auch das im verwaltungsgerichtlichen Verfah-
ren geltende Neuerungsverbot gemifd § 41 Abs. 1 VwGG nicht entgegen.
VwGH 18.11.2010, 2010/07/0142; Hinweis auf VwGH 22.06.1993, 93/07/0004
und VwGH 30.10.2008, 2008/07/0121

3.2. Judikatur zum Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VVG)

§ 10 Abs. 1 VVG

Kein Rechtsanspruch einer Partei auf Einleitung eines Zwangsvollstreckungsverfah-
rens, sondern in der Regel amtswegige Einleitung
Ein Vollstreckungsverfahren ist grundsitzlich von Amts wegen einzuleiten; ein Rechtsan-
spruch einer Partei auf Einleitung eines Zwangsvollstreckungsverfahrens bzw. eine Antrags-
legitimation besteht im Allgemeinen nicht. Nur dann, wenn der Exekutionstitel in einem
Verfahren geschaffen wurde, das ausschlieflich aufgrund eines Parteienantrages eingeleitet
werden durfte, hat auch die Vollstreckung nur auf Antrag zu erfolgen, es sei denn, dass
der Titelbescheid Verpflichtungen auferlegt, deren Erfiillung die Behorde von Amts wegen
wahrzunehmen hat.
VwGH 16.07.2010, 2010/07/0033; Hinweis auf VwGH 24.11.2003, 2003/10/0243,
mwN und VwGH 27.04.2006, 2005/07/0137, mwN
Anmerkung: Im vorliegenden Verfahren wurde der dem Vollstreckungsverfahren zugrunde lie-
gende Titelbescheid in einem von Amts wegen erlassenen gewdsserpolizeilichen Auftrag nach
§ 31 Abs. 3 WRG 1959 geschaffen, bei dem es sich um ein Einparteienverfahren handelt, in

welchem anderen Personen als dem Auftragsadressaten keine Mitspracherechte zukommen.
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3.3. Judikatur zum Verwaltungsstrafgesetz (VStG)
§ 9 VStG

E 18 Abgrenzung der verwaltungsstrafrechtlichen Zurechenbarkeit von Auftraggeber und

E3

beauftragtem Unternehmen
Als stratbarer Tdter im Sinne des § 137 Abs. 1 Z 16 WRG 1959 kommt jede Person in
Betracht, die einen nach § 56 bewilligungspflichtigen voriibergehenden Eingriff in den
Wasserhaushalt vornimmt oder durch andere Personen vornehmen lisst (Hinweis auf die
insoweit vergleichbare Strafbestimmung des § 137 Abs. 2 Z 5 leg. cit., VwGH-Erkenntnis
23.05.1995, 94/07/0091). Lediglich in dem Fall, in dem der Geschiftsfithrer z. B. einer
GmbH einem befugten Unternehmen den Auftrag erteilt, alle zur Herstellung einer Was-
serbenutzungsanlage erforderlichen Arbeiten durchzufithren und auch die dazu benétigten
behordlichen Bewilligungen einzuholen, kann ein Verstof§ gegen eine eine Bewilligungs-
pflicht vorsehende Verwaltungsvorschrift verwaltungsstrafrechtlich nicht mehr dem Auf-
traggeber sondern nur noch dem beauftragten Unternehmen zugerechnet werden.
VwGH 30.09.2010, 2008/07/0180; Hinweis auf VwGH 29.06.1995, 92/07/0187
und VwGH 16.10.2003, 2002/07/0169
Anmerkung: In gegenstindlicher Fallkonstellation richtete sich der Bescheid gemif § 137
Abs. 1 Z 16 WRG 1959 an den selbststindig vertretungsbefugten handelsrechtlichen Ge-
schiftsfiibrer der GmbH (Auftraggeberin), die ohne wasserrechtliche Bewilligung den Pump-
versuch vorgenommen hat. Dieser war der gemdifS § 9 Abs. 1 VStG verwaltungsstrafrechtlich
Verantwortliche. Eine Ubertragung der verwaltungsstrafrechtlichen Verantwortung an das
beaufiragte Unternehmen gemdfS § 9 Abs. 2 VStG konnte nicht erkannt werden, da dieses
laut Vertrag lediglich zu Verhandlungen mit den Behorden ermdchtigt worden war, aber
nicht auch zur Einholung der wasserrechtlichen Bewilligunyg.

§ 21 Abs. 1 VStG

Kein Absehen von der Strafe

§ 21 Abs. 1 VStG setzt voraus, dass die Schuld des jeweiligen Beschwerdefiihrers nur ge-

ringfiigig war, d. h. dass das tatbildmifSige Verhalten des jeweiligen Téters hinter dem in der

betreffenden Strafdrohung typisierten Unrechts- und Schuldgehalt erheblich zuriickbleibt.
VwGH 18.03.2010, 2007/07/0113, 0114; Hinweis auf Walter/Thienel, Verwaltungs-
verfahrensgesetze II%, S. 388 unter E 6 zu § 21 VStG angefiihrte Judikatur

3.4. Judikatur zum Umweltvertraglichkeitspriifungsgesetz (UVP-G)

E2

68

§ 19 Abs. 1Z 7 UVP-G

Gemif} § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 kénnen anerkannte Umweltorganisationen die Ver-
letzung materieller Umweltschutzvorschriften auch vor dem Verwaltungsgerichtshof
geltend machen

Nach den Materialien zur UVP-G-Novelle 2004, BGBI. I Nr. 153, (RV 648 BlgNR 22. GP
12) und eines in der 89. Sitzung des Nationalrates gestellten Abdnderungsantrages (AA-
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108, 22. GP) kann es nicht zweifelhaft erscheinen, dass nach der Absicht des Gesetzgebers
gemif$ § 19 Abs. 7 UVP-G 2000 anerkannte Umweltorganisationen die Verletzung mate-
rieller Umweltschutzvorschriften durch die Behorde auch vor dem Verwaltungsgerichtshof
geltend machen kdnnen.
VwGH 28.01.2010, 2009/07/0038
Anmerkung: Nach den Materialien zur UVP-G-Novelle 2004, BGBL. I Nr. 153 (RV 648
BlgNR 22. GP 12), sollen anerkannte Umweltorganisationen in dem vorgenannten Sinn
als Parteien im Genehmigungs- und Abnahmeverfabren (u. a.) die Einhaltung materieller
Umuweltschutzvorschriften wahrnehmen kinnen, was das Recht der Berufung an den Um-
weltsenat einschliefSt, um die Parteienrechte ausiiben zu konnen. Wihrend in der Regierungs-
vorlage zur UVP-G-Novelle 2004 das Recht solcher Umweltorganisationen zur Erhebung
einer Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof noch nicht vorgesehen war, wurde aufgrund
der in den Beratungen geiufSerten Kritik an dieser Regelung und eines in der 89. Sitzung des
Nationalrates gestellten Abinderungsantrages (AA-108, 22. GP) die Zulissigkeit der Anruf-
barkeit des Verwaltungsgerichtshofes durch die genannten Umweltorganisationen beschlossen
(vgl. StProtINR 89. Sess 153 ff).

3.5. Judikatur zum Zustellgesetz (ZustellG)
§ 13 ZustellG

Ausschliefiliche Abgabestelle bei berufsmifliger Parteienvertretung ist die jeweilige
Kanzlei
Ist eine Person, fiir die das zuzustellende Dokument inhaltlich bestimmt ist (Empfinger im
materiellen Sinn), durch eine zur berufsmifSigen Parteienvertretung befugte Person vertre-
ten, so ist deren Kanzlei ausschlielliche Abgabestelle.
VwGH 20.05.2010, 2010/07/0014; Hinweis auf Walter/Thienel, Verwaltungsverfah-
rensgesetze 12, 1951 und 1884, sowie Raschauer/Sander/Wessely, Osterreichisches Zu-
stellrecht, 2007, Rdn 7 zu § 13 ZustellG

3.6. Judikatur zum Bundesverfassungsgesetz (B-VG)
Art. 131 Abs. 1Z 1 B-VG

Zulissigkeit einer auf Art. 131 Abs. 1 Z 1 B-VG gestiitzten Beschwerde
Eine auf Art. 131 Abs. 1 Z 1 B-VG gestiitzte Beschwerde ist nur dann zulissig, wenn
zumindest die Moglichkeit besteht, dass die beschwerdefithrende Partei durch den ange-
fochtenen Bescheid — im Rahmen des von ihr geltend gemachten Beschwerdepunktes — in
einem gesetzlich normierten subjektiven Recht verletzt wurde.
VwGH 16.07.2010, 2008/07/0081, 0082; Hinweis auf VwGH 25.06.2009,
2006/07/0143, mwN
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3.7. Judikatur zum Allgemeinen Biirgerlichen Gesetzbuch (ABGB)

§ 364 Abs. 2 1. Satz ABGB

E 12 Verinderung des Grundwasserspiegels ist Immission nach § 364 Abs. 2 Satz 1 ABGB

E 18

E19

70

Die hochstgerichtliche Judikatur qualifiziert Verinderungen des Grundwasserspiegels als

Immissionen nach § 364 Abs. 2 Satz 1 ABGB und zwar sowohl bei einer — durch Aufschiit-

tung ausgelosten — Anhebung als auch bei einem Absenken im Zuge von Baumafinahmen.
OGH 23.11.2010, 1 Ob 182/10m; Hinweis auf OGH 1 Ob 196/06i; 1 Ob 2170/96s
= §Z 69/220; Hinweis auf Holzner in RdU 1997, 40

§ 364a ABGB

Der Ausgleichsanspruch des § 364a ABGB
Der Ausgleichsanspruch des § 364a ABGB umfasst auch solche Schiden, die typischerwei-
se auf Baumafinahmen im Zuge der Errichtung einer Anlage zuriickzuftihren sind.
OGH 23.11.2010, 1 Ob 182/10m
Anmerkung 1: Die fiir das Versiegen der Quelle ursichliche Verpressung des Injektionsguts
stand im kausalen Zusammenhang mit der — behordlich genehmigten — Errichtung der Erd-
wdrmepumpenanlage.
Anmerkung 2: Der § 26 WRG gilt nur fiir wasserrechtsbehirdlich bewilligte Wasserbenut-
zungsanlagen. Eine Erdwdrmepumpenanlage ist keine Wasserbenutzungsanlage und fallt da-
her nicht in den Anwendungsbereich dieser Bestimmung, weshalb der OGH im vorliegenden

Fall lediglich den § 364 Abs. 2 ABGB und den § 364a ABGB heranzog.

Verschuldensunabhingiger Ausgleichsanspruch, wenn sich aus der Interessenlage aus-
reichende Anhaltspunkte fiir eine Analogie zu § 364a ABGB ergeben
Die stRsp billigt einen verschuldensunabhingigen Ausgleichsanspruch auch dann zu, wenn
sich aus der Interessenlage ausreichende Anhaltspunkte fiir eine Analogie zu § 364a ABGB
ergeben. Das wird insbesondere in Fillen angenommen, in denen durch eine behérdliche
Bewilligung der Anschein der Gefahrlosigkeit und damit der RechtmifSigkeit der bewillig-
ten Baumafinahme hervorgerufen und auch die Abwehr zwar nicht rechtlich ausgeschlos-
sen, aber faktisch derart erschwert wird, dass der Nachbar die Mafinahme praktisch hin-
nehmen muss. Dem Geschidigten muss daher ein Abwehrrecht genommen sein, das ihm
sonst nach dem Inhalt seines Eigentums zugestanden wire.
OGH 23.11.2010, 1 Ob 182/10m; Hinweis auf OGH 1 Ob 1/88 = SZ 61/61 mwN;
1 Ob 21/82 = SZ 55/105; Hinweis auf Eccher in KBB? § 364a ABGB Rz 6
Anmerkung: Mit Bescheid vom 17.04.2007 wurde die wasserrechtliche Bewilligung fiir die
Errichtung und den Betrieb einer Erdwirmepumpenanlage (§ 31¢ WRG) bis Ende 2032

erteilt.

Wasserrechtliche Judikatur 2010 in Leitsatzform



4. Register der ausgewerteten Judikatur

Paragrafen ohne Nennung des Gesetzes bezichen sich auf das WRG.

Inhaltlich nicht ausgewertete Erkenntnisse sind nicht genannt.

VwGH

2010-01-28

2010-02-18

2010-03-18

2010-04-22

2010-05-20

2010-06-17

2006/07/0140-7
2009/07/0038-14

2008/07/0087-7
2009/07/0080-10
2007/07/0113, 0114-5

2008/07/0049-15

2008/07/0089-11
2008/07/0096-9

2008/07/0157-7
2009/07/0025-13
2009/07/0034-6
2009/07/0193-7
2008/07/0076-18

2008/07/0099-6
2008/07/0143 bis 0146-8
2009/07/0059-5
2008/07/0104-6
2008/07/0127-9
2009/07/0065-11
2009/07/0099-9
2010/07/0014-8
2008/07/0131-8

2009/07/0037-7
2009/07/0063-7

§§ 31 Abs. 1 und 3, 32

§§ 30a, 30c, 104a

§19 Abs. 1 Z7 UVP-G

§§ 13 Abs. 8 und 52 AVG

§ 39 Abs. 1 und 138 Abs. 1

§§ 10 Abs. 1 und 2, 137 Abs. 2 und 137 Abs. 27 2
§ 21 Abs. 1 VStG

§ 121 Abs. 1

§ 66 Abs. 4 AVG

§ 41 Abs. 1 VwGG

§§ 12 Abs. 2, 41, 41 Abs. 4 und 63 lit. b

§§ 45 Abs. 2, 52 AVG

§§ 5 Abs. 1, 38 Abs. 1

§ 34 Abs. 1 VwGG

§§ 121 Abs. 1, 138 Abs. 1 und 138 Abs. 1 lit. a
§S 21 Abs. 1 und 124 Abs. 3

§ 138 Abs. 1 lit. a

§ 36 Abs. 1

§ 39

§ 45 Abs. 2 AVG

§§ 5 Abs. 2, 10 Abs. 1, 34 Abs. 1

§ 66 Abs. 2 AVG

§ 36 Abs. 1 WRG iVm § 3 Abs. 2 Z 3 OO Wiasser-
versorgungsgesetz

§ 32

§ 138 Abs. 1 lit. a

§ 68 Abs. 1 AVG

§ 39 Abs. 2 Z 6 VwGG

§9 31, 32, 38, 39

§S 10 Abs. 4, 45 Abs. 2 AVG

§ 41 Abs. 1

§ 12 Abs. 2

§ 13 ZustellG

§S 39, 138 Abs. 1 und 6

§ 66 Abs. 4 AVG

§S 10 Abs. 3, 12 a, 12a Abs. 1, 104 Abs. 1 lit. b
§ 12 Abs. 2 und 4

§ 66 Abs. 1 und 2 AVG
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2010-06-17
2010-07-16

2010-09-30

2010-10-21

2010-11-18

2010-12-16

OGH

2010-11-23

2010/07/0028-9
2007/07/0028-8

2007/07/0036-11
2008/07/0081, 0082-7
2010/07/0033-8

2007/07/0011-6
2007/07/0108-9
2008/07/0134-6

2008/07/0135-6
2008/07/0160-8
2008/07/0171-10
2008/07/0180-6

2009/07/0001-6
2009/07/0135-7

2009/07/0178-10
2007/07/0005-8
2007/07/0006-7
2008/07/0193-12
2009/07/0051-10
2008/07/0194-8
2010/07/0097-6
2010/07/0098-9
2010/07/0142-8

2008/07/0203-8
2008/07/0220-5

1 Ob 182/10m

§§ 38 Abs. 1 und 138

§ 38 Abs. 1

§ 52 Abs. 1 AVG

§ 31 Abs. 3

Art. 131 Abs. 1 Z 1 B-VG

§ 31 Abs. 3

§ 10 Abs. 1 VVG

§ 29 Abs. 1 WRG

§§ 39, 138 Abs. 1,3, 4

§§ 12 Abs. 2, 41, 50, 63, 111 Abs. 4
§ 45 Abs. 1 AVG

§ 38 Abs. 1

§§ 45 Abs. 2, 63 Abs. 5 AVG

§ 111 Abs. 4

§ 42 Abs. 1 AVG

§ 137

§ 9 VStG

§S 5 Abs. 2, 12 Abs. 2, 102 Abs. 1 lit. b
§ 122 Abs. 1

§ 73 Abs. 2 AVG

§ 138 Abs. 2

§ 28 Abs. 1 Z 4 VwGG

§ 138

§§ 138, 138 Abs. 1 lit. a, 138 Abs. 6
§§ 60, 63

§ 7 Abs. 1 AVG

§ 36 Abs. 1 WRG iVm § 3 Abs. 2 Z 1 OO WVG
iVm § 1 Abs. 1 lit. b und Abs. 3 OO IbG
§§ 15, 15 Abs. 1

§§ 96, 120

§S 12 Abs. 2, 102 Abs. 1 lit. b, 105
§§ 21 Abs. 3, 105

§ 41 Abs. 1 VwGG

§§ 138, 138 Abs. 1 und 6 WRG

§ 121

§ 58 AVG

§ 26 Abs. 2
§ 8 AVG
§S 364 Abs. 2 1. Satz, 364a ABGB
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Il. Abfallrechtliche Judikatur 2010 in Leitsatzform

Zusammengestellt von
MR Mag. Christian Glasel
Bundesministerium fiir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft

Mit der AWG-Novelle 2010 wurde das Berufsrecht fiir Sammler und Behandler von nicht ge-
fahrlichen Abfillen an jenes der Sammler und Behandler fiir gefihrliche Abfille angeglichen. Mit
dem bisherigen Regime war die Untersagung der Sammlung und Behandlung nicht gefihrlicher
Abfille — ausgenommen im Fall der dreimaligen einschligigen Bestrafung — nur schwer moglich.
Diesbeziiglich gibt es auch noch keine Judikatur der Hchstgerichte. Es sind jedoch einige Verfah-
ren betreffend § 24 AWG 2002 beim Verwaltungsgerichtshof anhingig. Auf die diesbeziiglichen

Entscheidungen darf gespannt gewartet werden.
Die Judikatur wurde folgendermafen zusammengestellt:

* Ausgewertet wurde die einschligige Rechtsprechung des VwGH, des EuGH und des Umwelt-
senates.

* Die Leitsdtze entsprechen weitgehend den Originaltexten der Entscheidungen.

* Im Einzelfall sollte zur Beurteilung der Anwendbarkeit auf den zu beurteilenden Fall auch der
Originaltext der Entscheidung herangezogen werden.

* Soweit es sich um gefestigte Judikatur handelt, wurde die Entscheidung mit dem Hinweis
,stRsp“ versehen.

* Hinweise auf die Vorjudikatur sind den Erkenntnissen selbst entnommen.

Der Inhalt der Zusammenstellung gliedert sich wie folgt:

1. Judikatur zum AWG 2002,

2. Judikatur zur VerpackVO 1996,

3. Judikatur zum ALSAG,

4. Judikatur zum UVP-G,

5. Judikatur zum VStG,

6. Judikatur zum VVG,

7. Judikatur zum Europarecht,

8. Register der ausgewerteten Judikatur.
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1. Judikatur zum AWG 2002
§ 2 AWG 2002

Fiir die Verwirklichung des objektiven Abfallbegriffs reicht die blofle Moglichkeit der
Gefihrdung der Schutzinteressen iSd § 1 Abs. 3 AWG 2002 bereits aus
Das Autowrack war nicht trocken gestellt und auf einem nicht ausreichend abgedichteten
Untergrund gelagert. Daraus ergibt sich bereits die Moglichkeit der Gefahrdung der Schutz-
interessen des § 1 Abs. 3 AWG 2002. Fiir die Verwirklichung des objektiven Abfallbegriffs
gemif§ § 2 Abs. 1 Z 2 AWG 2002 reicht aber die blofle Moglichkeit der Gefihrdung von
Schutzgiitern iSd § 1 Abs. 3 AWG 2002 aus. Angesichts dessen eriibrigte sich ein Eingehen
auf die Frage, ob auch vom Vorliegen der subjektiven Abfalleigenschaft gemifS § 2 Abs. 1
Z 2 AWG 2002 auszugehen gewesen wire.
VwGH 20.5.2010, 2008/07/0122, stRsp, Hinweise auf VwGH 28.2.1996,
95/07/0079, VwGH 22.1.2005, 2005/07/0088

Ob jemand ein Entgelt in der Héhe des Marktwertes erhalten hat, ist fiir das Vorlie-
gen des Abfallbegriffs nicht von entscheidender Bedeutung
Aus dem Vorbringen der Beschwerdefiihrerin ergibt sich nicht, dass es sich bei den in der
Anlage gesammelten Materialien — laut dem Beschwerdevorbringen finde dort neben der
Sammlung von Altkraftfahrzeugen die Sammlung und Sortierung von unlegiertem Eisen-
schrott statt, der von den Kunden des die gegenstindliche Anlage betreibenden Unter-
nehmens an dieses verkauft und geliefert werde — um ,Nebenerzeugnisse“ im Sinne der
Rechtsprechung des Europiischen Gerichtshofes gehandelt habe.
Unter Zugrundelegung des dargestellten Sachverhalts bestehen keine Anhaltspunkte dafiir,
dass sich die Lieferanten der Schrottmaterialien derer nicht entledigen wollten; ob die Lie-
feranten als Vorinhaber der Schrottmaterialien tiberdies — wie in der Beschwerde behauptet
— ein Entgelt in der Hohe des Marktwertes erhalten haben, ist nicht von entscheidender
Bedeutung.

VwGH 18.11.2010, 2008/07/0004

§ 2 Abs. 1Z 2 AWG 2002

Es fehlen Feststellungen auf sachverstindiger Ebene, welche 6ffentlichen Interessen
die Behandlung der Strommasten als Abfall erforderlich machen
Der Behandlungsauftrag bezog sich auch auf 20 Strommasten. Die belangte Behorde ging
davon aus, dass die Strommasten aus Griinden der Witterungsbestindigkeit mit Ol impri-
gniert worden und als gefidhrlicher Abfall einzustufen seien.
Um welche Masten mit welcher Qualitit es sich im vorliegenden Fall handelt, geht aber
weder aus den im Akt erliegenden Aktenvermerken noch aus sonstigen Feststellungen auf
fachkundiger Ebene hervor.
Auch hier gilt aber, dass die objektive Abfalleigenschaft der Strommasten nach § 2 Abs. 1
Z 2 AWG 2002 selbst keinesfalls feststeht, fehlen doch Feststellungen auf sachverstindiger
Ebene, welche offentlichen Interessen im Sinn des § 1 Abs. 3 AWG 2002 die Behandlung
der Strommasten als Abfall erforderlich machten.

VwGH 30.9.2010, 2008/07/0170
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§ 2 Abs. 3 AWG 2002

Keine Auflerung der belangten Behorde, ob bestimmungsgemifler Gebrauch vorliegt
In Bezug auf die beiden anderen PKW hat der Beschwerdefiihrer ihre Funktionsfihigkeit
bzw. Maglichkeit der Ingebrauchnahme im Sinne des § 2 Abs. 3 AWG 2002 behauptet,
ohne dass die belangte Behorde dem in irgendeiner Weise nachgegangen wire. Handelte
es sich bei den Autos um solche, die weiterhin im Sinne des § 2 Abs. 3 Z 2 AWG 2002 in
bestimmungsgemiflen Gebrauch stehen, so stellten diese Autos keinen Abfall dar.

VwGH 30.9.2010, 2008/07/0170

§ 2 Abs. 4Z 1 AWG 2002

Eine zulissige Verwertung liegt nur dann vor, wenn dadurch nicht dem AWG 2002
oder anderen Normen zuwidergehandelt wird
§ 2 Abs. 4 Z 1 AWG 2002 definiert den Begriff des Altstoffes und spricht dabei von einer
nachweislichen zuldssigen Verwertung von Abfillen. Eine solche zulissige Verwertung liegt
allerdings nur dann vor, wenn dadurch nicht dem AWG 2002 (oder anderen Normen)
zuwidergehandelt wird. Eine zulissige Verwertung liegt im vorliegenden Fall schon deshalb
nicht vor, weil die Ablagerung — vom Beschwerdefithrer unbestritten — ohne die natur-
schutzrechtliche und bodenschutzrechtliche Bewilligung erfolgte.
Schon im Hinblick darauf, dass das gegenstindliche Erdaushubmaterial keinen Altstoff im
Sinn der Begriffsdefinition des § 2 Abs. 4 Z 1 AWG 2002 darstellt, kann von einer Beendi-
gung der Abfalleigenschaft gemif§ § 5 Abs. 1 leg. cit. keine Rede sein. Darauf, ob die vom
Beschwerdefiihrer vorgenommene Abfallablagerung durch das Aufbringen der geplanten
Humusschiittung bereits abgeschlossen war oder nicht, kommt es daher nicht an.
VwGH 21.10.2010, 2008/07/0202, Hinweise auf VwGH 25.2.2009, 2008/07/0182
und VwGH 20.10.2010, 2008/07/0122, stRsp

§ 13a Abs. 1 Z 3 AWG 2002

Bei Verbringung von Elektroaltgeriten aus Deutschland nach Osterreich erfiillt der
osterreichische Zwischenhindler den Herstellerbegriff des § 13a Abs. 1 Z 3 AWG
2002

Im vorliegenden Fall fithrt die Beschwerdefiihrerin die Elektro- oder Elektronikgerite aus
einem Mitgliedstaat (ndmlich Deutschland) aus; diese Aktion fithrt dazu, dass der dster-
reichische Zwischenhindler, an den die Gerite geliefert werden, diese Gerite in das Gebiet
eines anderen Mitgliedstaates, nimlich nach Osterreich, einfithrt. Wie die belangte Be-
hoérde zutreffend darlegte und von der Beschwerdefiihrerin auch nicht in Abrede gestellt
wurde, erfiillt der osterreichische Zwischenhindler den Herstellerbegriff des § 13a Abs. 1
Z 3 erster Halbsatz (bzw. den Art. 3 lit. i, Unterpunke iii, erster Halbsatz der WEEE-RL),
nicht jedoch die Beschwerdefiihrerin. Die Beschwerdefiihrerin fithrt Elektro- oder Elektro-
nikgerite aus Deutschland erwerbsmiflig aus, nicht aber nach Osterreich ein. Ausgehend
vom Wortlaut der Bestimmung des § 13a Abs.1 Z 3 AWG ist die Beschwerdefiihrerin daher
keine Normadressatin dieser Bestimmung.

VwGH 18.11.2010, 2008/07/0181
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§ 15 Abs. 3 AWG 2002

Auch eine kurzfristige Lagerung unterliegt den Vorschriften des § 15 Abs. 3 AWG
2002

Das AWG 2002 unterwirft jede Lagerung von Abfillen den Vorschriften des § 15 Abs. 3
AWG 2002, auch die Lagerung von Abfillen nur tiber kurze Zeitriume. Eine Ausnahmebe-
stimmung fiir ,,besonders kurzfristige” Lagerungen von Abfillen ist dem AWG 2002 nicht
zu entnehmen. Auch fiir Lagerungen ,aus einer faktischen Notwendigkeit heraus® — wie
der Beschwerdefiihrer formuliert — gelten die allgemeinen Pflichten von Abfallbesitzern.
Ergibt sich eine solche faktische Notwendigkeit einer Abfalllagerung, so hat diese eben-
falls an einem fiir die Sammlung geeigneten Ort zu erfolgen. Entgegen der Ansicht des
Beschwerdefiihrers ist daher mit der belangten Behdrde davon auszugehen, dass auch eine
kurzfristige Lagerung von Abfillen entgegen der Vorschrift des § 15 Abs. 3 AWG 2002 den
Straftatbestand des § 79 Abs. 2 Z 3 leg. cit. verwirklichte.

VwGH 28.1.2010, 2009/07/0210

Ein Ort, bei dem es bei einer Lagerung zu einer Verletzung der 6ffentlichen Interessen
kommy, ist als ungeeignet anzusehen.
Zur Erfiillung des Tatbestandsmerkmales der Verunreinigung der Umwelt tiber das unver-
meidliche Ausmaf hinaus (§ 1 Abs. 3 Z 4 AWG 2002) ist der tatsichliche Austritt von Ol
oder sonstigen Betriebsmitteln aus Fahrzeugwracks nicht erforderlich. Es geniigt vielmehr
die Moglichkeit eines Austrittes von Betriebsmitteln aus den vorgefundenen Autowracks.
Damit ist jedenfalls der objektive Abfallbegriff erfiillt. Auch steht fest, dass die Abfille an
einem nicht im Sinne des § 15 Abs. 3 Z 2 AWG 2002 geeigneten Ort gelagert wurden;
denn ein Ort, bei dem es zu einer Verletzung von § 1 Abs. 3 Z 4 AWG 2002 kommyt, ist
als ungeeignet anzusehen.
VwGH 18.2.2010, 2009/07/0131, Hinweise auf VwGH 18.1.2000, 2000/07/0217,
VwGH 16.10.2003, 2002/07/0162, stRsp.

§ 37 AWG 2002

Die Frage der Genehmigungspflicht fiir eine Abfallbehandlungsanlage ist nicht fiir
einzelne Abfallarten gesondert zu beurteilen
Gemifs § 37 Abs. 1 AWG 2002 bediirfen die Errichtung, der Berieb und die wesent-
liche Anderung von ortsfesten Behandlungsanlagen der Genehmigung der Behérde. Davon
macht die vom Beschwerdefiithrer angesprochene Bestimmung eine Ausnahme fiir (u. a.)
Lager fiir Abfille, die der Genehmigungspflicht gemif§ den §§ 74 ff GewO 1994 unter-
liegen. Die Frage der Genehmigungspflicht einer Anlage ist jedoch nicht fiir einzelne Ab-
fallarten gesondert zu beurteilen. Dass es sich bei der gegenstindlichen Betriebsanlage nach
dem Inhalt der Bewilligungsbescheide aber insgesamt nicht um ein blofles (Zwischen-)
Lager fiir Abfille im Sinne der genannten Bestimmung handelt, wird in der Beschwerde gar
nicht in Abrede gestellt. Die noch vor dem Inkrafttreten des AWG 2002 nach der damals
geltenden Rechtslage ergangenen Bewilligungsbescheide kdnnen somit als nach § 77 Abs. 2
AWG 2002 ,iibergeleitete Bescheide qualifiziert werden.

VwGH 16.7.2010, 2007/07/0116

Anmerkung: Diese Entscheidung bedeutet ME, dass — wenn eine Anlage zur Behandlung
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mehrerer Abfallarten geplant ist und weiters geplant ist, eine weitere Abfallart in dieser An-
lage nur zwischenzulagern — dieses Zwischenlager im Antrag gemdfS § 37 AWG 2002 mit zu
beantragen ist und kein gesonderter Antrag nach GewO 1994 erforderlich ist.

Fiir die Nachbarstellung reicht die blofle Moglichkeit einer Gefihrdung oder Belasti-
gung bereits aus
Nach stindiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes reicht fiir die Nachbarstel-
lung bereits die blofle Moglichkeit einer Gefihrdung oder Belistigung. Das fiir die Nach-
barstellung wesentliche rdumliche Naheverhiltnis wird durch den — in der Regel aufgrund
einer Beweisaufnahme durch Sachverstindige festzustellenden — moglichen Immissionsbe-
reich bestimmt. Nachbarstellung kommt einer Person nicht zu, wenn fiir sie eine von der
Betriebsanlage ausgehende Gefihrdung oder Beldstigung von Vornherein auszuschlieffen
ist.
VwGH 16.12.2010, 2007/07/0045, Hinweise auf VwGH 22.4.1997, 96/04/0252,
VwGH 26.5.1998, 98/04/0028 und VwGH 23.1.2002, 2001/04/0135, stRsp

Keine Heranziehung eines Privatgutachtens bei einer nicht reprisentativen Probe-
nahme

Bereits im Verfahren vor der Behérde erster Instanz wurde auf fachkundiger Ebene dar-
auf hingewiesen, dass der Untersuchung der Fa. M. eine vom Beschwerdefiihrer gezogene
Probe zugrunde liegt, von der nicht ersichtlich sei, dass diese gemif den fiir reprisentative
Probenahmen geltenden Normen (etwa der ONORM S 2123-1) gezogen wurde. Auch
im Zuge der Beschwerde wird nicht behauptet, dass die Probe nach den fiir reprisentative
Probenahmen geltenden Normen gezogen worden sei. Damit fehlt es aber bereits an ei-
ner entscheidenden Grundlage fiir die Heranziehung des Privatgutachtens der Fa. M. als
gleichwertiges Gutachten gegeniiber jenem, das vom emissionstechnischen Amtssachver-
stindigen erstellt wurde, und welches sich insbesondere auf eine umfangreiche und norm-
gerechte Beprobung aller Brennstoffe am 24. Februar 2005 bei verschiedenen Lagerstellen
stiitzen konnte.

VwGH 16.12.2010, 2007/07/0045
§ 43 AWG 2002

Bedachtnahme auf die 6ffentlichen Interessen gemif § 1 Abs. 3 AWG 2002 stellt kein
echtes (Anlagen-) Genehmigungskriterium dar
§ 43 AWG 2002, der gemif3 § 17 Abs. 2 UVP- G 2000 im gegenstindlichen Verfahren mit
anzuwenden ist, enthilt u. a. die Voraussetzung, dass bei der Erteilung der Genehmigung
auf die sonstigen offentlichen Interessen (§ 1 Abs. 3 AWG 2002) Bedacht zu nehmen ist.
Zu diesen 6ffentlichen Interessen zihlt gemidf§ § 1 Abs. 3 AWG 2002 auch der Schutz des
Orts- und Landschaftsbildes vor erheblichen Beeintrichtigungen. Es liegt dabei kein ech-
tes Genehmigungskriterium mit Versagungsermichtigung, sondern blof§ die Verpflichtung
zur Auflagenerteilung vor (vgl. Madner/Niederhuber, Abfallbehandlungsanlagen, in Holou-
bek/Potacs, Handbuch des offentlichen Wirtschaftsrechts, 2. Auflage (2007), Seiten 923 £
mwN).

US 11.6.2010, US 1A/2009/6-142
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§ 77 AWG 2002

Ausnahme fiir unlegierten Eisenschrott in AWG 2002 nicht mehr enthalten = Uber-
leitung nach § 77 AWG 2002 gegeben

Nach den im angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen lagen fiir die Anlage be-
reits vor dem 1. Juli 1990 die erforderlichen Genehmigungen vor. Anderungen an der
Anlage wurden bis zum Inkrafttreten des AWG 2002 nicht vorgenommen. Selbst wenn auf
die gegenstindliche Betriebsanlage nicht das AWG 1990 anwendbar gewesen sein sollte,
wurde sie dennoch gemifl § 77 Abs. 2 AWG 2002 in den Geltungsbereich dieses Gesetzes
tibergeleitet, weil zum einen die bis zum Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes erforderlichen
Genehmigungen und Bewilligungen vorhanden waren und zum anderen der Entfall der
Ausnahmeregelung fiir unlegierten Eisenschrott (vgl. § 3 Abs. 3 Z 5 AWG 1990) den An-
wendungsbereich des AWG 2002 auch auf Anlagen in Bezug auf unlegierten Eisenschrott
ausdehnte.

VwGH 18.11.2010, 2007/07/0035
§ 81 Abs. 1 AWG 2002

Der Lauf der Verjihrungsfrist gemif} § 81 Abs. 1 AWG 2002 beginnt erst mit dem
Einbringen der nachtriglichen Meldung

Hersteller und Importeure von Serviceverpackungen haben bis zum Ablauf von drei Mo-
naten des entsprechenden Kalenderjahres, auf das sich die Nachweise beziehen, Zeit, diese
durch Herstellung der Aufzeichnungen nach der Anlage 3 der VerpackVO 1996 zu er-
bringen. Erst wenn nach Ablauf dieser 3-Monatsfrist die Nachweise nicht vorhanden sind,
beginnt das strafbare Verhalten. Es handelt sich beim Unterlassen des Fithrens von Nach-
weisen um ein Unterlassungsdelikt, weshalb das strafbare Verhalten so lange fortbesteht,
solange die Nachweise nicht vorhanden sind. Dass der Verpflichtete mangels entsprechen-
der Vorkehrungen nicht in der Lage gewesen ist, nach Ablauf des Zeitraums, fiir den die
Nachweise zu fithren gewesen sind, diese zu erbringen, befreit ihn nicht von seiner straf-
rechtlichen Verantwortlichkeit, denn es ist an ihm gelegen, dass die Voraussetzungen fiir
die Erbringung des Nachweises rechtzeitig geschaffen werden. Die fehlende Maglichkeit,
nach Ablauf des Zeitraums, fiir den die Nachweise zu fithren waren, diese zu erbringen, be-
freit den Verpflichteten daher nicht von seiner strafrechtlichen Verantwortlichkeit. Auch in
diesem Fall ist es an ihm gelegen, die Voraussetzungen fiir die Erbringung des Nachweises
rechtzeitig zu schaffen. Aus § 81 Abs. 1 Z 2 AWG folgt, dass eine Meldung auch nach Ab-
lauf der 3-Monatsfrist moglich ist. Der Lauf der Verjihrungsfrist beginnt diesfalls erst mit
dem Erbringen der nachtriglichen Meldung. Der unterschiedliche Lauf der Verjihrungs-
fristen, abhingig vom Zeitpunkt der nachtriglich erstatteten Meldung;, stellt auch eine iSd
EMRK gerechtfertigte Differenzierung bei Verjahrungsfristen dar.

VwGH 20.5.2010, 2008/07/0162, Hinweis auf VWGH 29.3.2007, 2004/07/0041
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2. Judikatur zur VerpackVO 1996
§ 3 Abs.6 Z 1 und Z 3 VerpackVO 1996

Maflnahmen gemif} § 3 Abs. 6 Z 1 und Z 3 VerpackVO 1996 kénnen nur im jewei-
ligen Kalenderjahr nachgeholt werden
Dem Beschwerdefiihrer wird vorgeworfen, es unterlassen zu haben, die in § 3 Abs. 6 Z 1
und Z 3 VerpackVO 1996 vorgesehenen Mafinahmen (einerseits zur Riicknahme der in
Verkehr gebrachten Verpackungen, andererseits zur Sicherstellung, dass die Letztverbrau-
cher der Verpackungen iiber die Riickgabe sowie die entsprechenden Riickgabemdglichkei-
ten informiert werden) getroffen zu haben.
Bei dieser Ubertretung handelt es sich um Unterlassungsdelikte, der Beschwerdefiihrer hat
jeweils ein ihm von der Rechtsordnung aufgetragenes Verhalten unterlassen. Demnach be-
ginnt die Verjihrungsfrist gemif § 31 Abs. 2 VStG erst ab dem Zeitpunkt zu laufen, ab
dem die Unterlassung beendet ist. Die Verjahrung beginnt daher so lange nicht, als die
Pflicht zum Handeln besteht und die Handlung noch nachgeholt werden kann.
Die Pflicht zur Vornahme der in § 3 Abs. 6 Z 1 und Z 3 VerpackVO 1996 vorgeschriebe-
nen MafSnahmen bestand fiir das Jahr 2004 im Zeitraum 1. Jinner 2004 bis 31. Dezember
2004. So lange konnten die unterlassenen Mafinahmen noch nachgeholt werden.

VwGH 20.5.2010, 2008/07/0083, Hinweis auf VwGH 29.3.2007, 2004/07/0041
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3. Judikatur zum ALSAG
§ 3 Abs. 1a Z 6 ALSAG

Beitragspflicht fiir mineralische Baurestmassen nur davon abhingig, dass sie im unbe-
dingt erforderlichen Ausmaf fiir eine Tatigkeit gemif} § 3 Abs. 1 Z 1 lit. ¢ verwendet
wurden

§ 3 Abs. 1a Z 6 ALSAG macht die Ausnahme von der Beitragspflicht fiir mineralische Bau-
restmassen — abgesehen von der Gewihrleistung gleichbleibender Qualitidt — nur davon ab-
hingig, dass sie im Zusammenhang mit einer Baumafinahme im unbedingt erforderlichen
Ausmal$ zulissigerweise fiir eine Tatigkeit gemaf§ § 3 Abs. 1 Z 1 lit. ¢ ALSAG (fallbezogen:
Vornahmen von Gelindeanpassungen durch die Errichtung von Unterbauten fiir StrafSen
und Fundamente) verwendet wurden. Dass jedoch fiir die hier zu beurteilenden Gelin-
deaufschiittungen die Verwendung von ,Recyclingmaterial“ bautechnisch unbedingt not-
wendig sein muss, also — im Sinne der von der belangten Behorde offenbar iibernommenen
Ausfiihrungen ihres Amtssachverstindigen — dass (aus bautechnischen Griinden) statt des-
sen nicht Bodenaushub zum Einsatz hitte kommen konnen, lisst sich als Voraussetzung
fur das Vorliegen des Ausnahmetatbestandes der zitierten Bestimmung nicht entnehmen.

VwGH 30.9.2010, 2007/07/0090

§ 10 ALSAG

Der tatsichliche Beitragsschuldner ist im Rahmen des Abgabenfestsetzungsverfah-
rens festzustellen

Die beschwerdefithrende Partei riigt ferner, dass die belangte Behorde nicht den tatsichli-
chen Beitragsschuldner festgestellt habe und verkennt damit das Wesen des Feststellungs-
verfahrens nach § 10 ALSAG. Es obliegt nimlich der den Altlastenbeitrag vorschreibenden
Behorde, den tatsichlichen Beitragsschuldner im Rahmen des Abgabenfestsetzungsverfah-
rens festzustellen; im Rahmen des Feststellungsverfahrens nach § 10 ALSAG ist lediglich
die Antragslegitimation zu priifen.

VwGH 18.3.2010, VwGH 2006/07/0115

Wenn der LH in einer Angelegenheit der mittelbaren Bundesverwaltung aufgrund
eines Devolutionsantrages entscheidet, ist dieser Bescheid als ein erstinstanzlicher an-
zusehen
Die Gerichtshofe des 6ffentlichen Rechts haben zur Verfassungsbestimmung des Art. 103
Abs. 4 B-VG tibereinstimmend ausgesprochen, dass dann, wenn der Landeshauptmann
aufgrund eines Devolutionsantrages in einer Angelegenheit der mittelbaren Bundesverwal-
tung entscheidet, dieser Bescheid als erstinstanzlicher Bescheid anzusehen ist, gegen den
Berufung an den zustindigen Bundesminister zuldssig ist. Gemif$ der Vollziehungsklausel
des § 24 Abs. 1 ALSAG ist im vorliegenden Fall Berufung an den Bundesminister fir Land-
und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft zu erheben.
VwGH 22.4.2010, 2010/07/0016, Hinweise auf VEGH 24.6.1985, V{Slg. Nr. 10.488,
VwGH 26.3.2009, 2009/07/0053
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4. Judikatur zum UVP-G 2000
§ 19 Abs. 1 UVP-G 2000

Dem Umweltsenat als Berufungsbehérde kommt als Berufungsbehérde keine unein-
geschrinkte Entscheidungsbefugnis zu
Auch die der Behorde durch das UVP-G 2000 auferlegte Verpflichtung zur uneinge-
schrinkten Betrachtungsweise fiithrt nicht zum Ergebnis, dem Umweltsenat komme als
Berufungsbehérde eine uneingeschrinkte Entscheidungsbefugnis zu. Dem UVP-G liegt
nimlich im Gegenteil der Standpunkt zugrunde, dass 6ffentliche Interessen im Verfahren
nur von Parteien geltend gemacht werden kénnen, denen dies als subjektives Recht aus-
driicklich zugestanden ist. Das ergibt sich daraus, dass das UVP-G zwei Arten von Parteien
vorsieht, und zwar einerseits solche Parteien, die sie betreffende subjektive Rechte im Ver-
fahren geltend machen kénnen, und andererseits solche Parteien, die 6ffentliche Interessen
als subjektive Rechte geltend machen kénnen. Die offentlichen Interessen konnen daher
nur von den letztgenannten, nicht aber von allen Parteien an die Berufungsbehérde heran-
getragen werden (vgl. § 19 Abs. 3 und 10 UVP-G). Eine Befugnis der Berufungsbehorde,
tiber die Rechtsrichtigkeit des erstinstanzlichen Bescheides abzusprechen, ist daher nur in
jenem Umfang gegeben, in dem eine Partei eine Rechtsverletzung bei der Berufungsbehor-
de geltend machen kann. Die Zulissigkeit der Wahrnehmung 6ffentlicher Interessen durch
die Berufungsbehorde hingt folglich davon ab, ob diese von einem Berufungswerber, der
dazu befugt war, geltend gemacht wurden, und zwar unabhingig davon, dass die Behorde
erster Instanz selbstverstindlich zu einer umfassenden Priifung verpflichtet ist.
Soweit sich die mitbeteiligten Parteien in der Berufung auf ihre Stellung als ,,UVP-Nach-
barn® beriefen, konnten sie damit jedenfalls keine 6ffentlichen Interessen des Forstwesens
geltend machen (vgl. § 19 Abs. 1 Z 1 UVP-G 2000). Die mitbeteiligten Parteien konnten
aber auch als — wie sie in ihrer Berufung behaupteten — ,Materiengesetznachbarn® gemaf$
§ 19 Abs. 1 Z 2 UVP-G 2000 iVm § 19 Abs. 4 Z 4 Forstgesetz 1975 gegen die von der
Beschwerdefiihrerin beantragte Rodung ein subjektives Recht (nur) insoweit geltend ma-
chen, als es um den Schutz der Waldflichen, an denen sie Eigentum haben oder dinglich
berechtigt sind, vor nachteiligen Einwirkungen geht, die durch die Rodung hervorgerufen
werden, nicht hingegen die Beeintrichtigung anderer offentlicher Interessen.

VwGH 22.12.2010, 2010/06/0262,0263, Hinweis auf VwGH 3.10.2008,

2008/10/0196 mwN

Anmerkung: Mit diesem Erkenntnis tritt der Verwaltungsgerichtshof entschieden der oft ge-

iibten Praxis des Umweltsenates entgegen, im Berufungsverfahren iiber Themen materiell zu

entscheiden, die dort nicht so zu behandeln sind.
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5. Judikatur zum VStG
§ 5 VStG

Bei Einhaltung der einem am Wirtschaftsleben Teilnehmenden obliegenden Sorg-
faltspflicht in Bezug auf einzuhaltende Vorschriften bedarf es einer Objektivierung
durch Erkundigungen
Nach der stindigen Rechtsprechung ist auch eine irrige Gesetzesauslegung ein Rechtsirr-
tum, der den Beschuldigten nicht zu entschuldigen vermag, wenn nach seinem gesamten
Verhalten nicht angenommen werden kann, dass die irrige Gesetzesauslegung unverschul-
det war und er das Unerlaubte seines Verhaltens nicht einsehen konnte (vgl. die bei Walrer/
Thienel, Verwaltungsverfahrensgesetze 11?, Seite 91 funter E 171 zu § 5 VStG angefiihrte
Judikatur).
Nun bedarf es bei der Einhaltung der einem am Wirtschaftsleben Teilnehmenden objekti-
ven Sorgfaltspflicht in Bezug auf die einzuhaltenden Rechtsvorschriften einer Objektivie-
rung durch geeignete Erkundigungen. Wer dies verabsiumt, trigt das Risiko des Rechts-
irrcumes.
Der Beschwerdefiihrer behauptet, aufgrund des Ausgangs des Verwaltungsstrafverfahrens
im Jahr 2002, das die D. GmbH und deren Geschiftsfiihrer betraf, hitte er darauf ver-
trauen diirfen, dass sein bisheriger Umgang mit den Bestimmungen der VerpackVO 1996
korrekt gewesen sei. Diese Argumentation vermag nicht zu tiberzeugen.
Abgesehen davon, dass das im Jahr 2002 anhingige Verwaltungsstrafverfahren allein wegen
Fristablaufs gemif§ § 51 Abs. 7 VStG eingestellt wurde und ihm daher kein inhaltlicher
Abspruch iiber die dem Geschiftsfithrer der D. GmbH angelastete Verwaltungsiibertre-
tung zu entnehmen ist, entspricht die Bezugnahme auf diesen Einzelfall keinesfalls einer
Objektivierung der Sorgfaltspflichten durch geeignete Mafinahmen. Dass der Beschwerde-
fiihrer konkrete Erkundigungen zu den in Rede stehenden Melde- und Nachweispflichten
in Bezug auf die im Beschwerdefall mafigeblichen Verpackungen etwa bei der fiir die Voll-
zichung des AWG zustindigen Behorde eingeholt hitte, wird von ihm nicht behauptet.
VwGH 20.5.2010, 2008/07/0162

§ 9 VStG

Der riumliche und sachliche Bereich des Unternehmens, fiir den ein verantwortlicher
Beauftragter bestellt wird, ist klar abzugrenzen
Aus dem Wortlaut des § 9 Abs. 2 VStG ist klar ersichtlich, dass der riumliche und sachliche
Bereich des Unternehmens, fiir den ein verantwortlicher Beauftragter mit dessen Zustim-
mung bestellt wird, klar abzugrenzen ist. Erfolgt eine solche klare Abgrenzung nicht, liegt
keine wirksame Bestellung eines Beauftragten im Sinne dieser Bestimmung vor. Die Ver-
waltungsstratbehorden sollen nicht in die Lage versetzt werden, Ermittlungen tiber den je-
weiligen Betrieb und seine Gliederung in riumlicher und sachlicher Hinsicht, insbesondere
tiber die Grofle, Lage und Verwendung der einzelnen Betriebsraume anstellen zu miissen.
VwGH 16.12.2010, 2009/07/0142, Hinweise auf VwGH 21.5.2003, 2002/09/0021,
VwGH 21.6.2006, 2003/11/0028, VwGH 14.12.2007, 2007/02/0277,
VwGH 28.3.2008, 2007/02/0143 und VwGH 29.5.2008, 2007/07/0063
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Kapitel 5 — Judikatur zum VStG

Eine blof} interne Aufgabenaufteilung ist gemif} § 9 VStG irrelevant
Gemifs § 9 VStG trifft jeden zur Vertretung nach auflen Berufenen die verwaltungsstraf-
rechtliche Verantwortlichkeit. Eine blof§ interne Aufgaben- und Verantwortungsaufteilung
ist irrelevant.
VwGH 16.12.2010, 2008/07/0005, Hinweise auf VwGH 15.9.2005, 2003/07/0021
und VwGH 25.5.2007, 2006/02/0322.
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6. Judikatur zum VVG
§4VVG

Keine ginzlich freie Wahlméglichkeit zwischen Verwertung und Beseitigung des Ma-
terials

Der Spruch des zu vollstreckenden Bescheides enthilt in Bezug auf das weitere Schicksal
der beseitigten Materialien somit die Mdglichkeit ihrer Entsorgung oder ihrer ordnungs-
gemiflen Verwertung. Allerdings liegt hier keine ginzlich freie Wahlmdglichkeit zwischen
mehreren Methoden der Behebung eines Missstandes vor, kann doch nicht jeder zu entsor-
gende Abfall auch zulissigerweise beseitigt werden. Der hier zur Vollstreckung gelangende
Auftrag ist vielmehr dadurch gekennzeichnet, dass erst nach Auskofferung des Materials
und Feststellung dessen Zusammensetzung entschieden werden kann, ob eine Beseitigung
notwendig oder eine Verwertung iiberhaupt méglich ist.

VwGH 18.11.2010, 2010/07/0119

Die vorgelegte Rechnung ist auch aus inhaltlichen Griinden nicht geeignet, die
Kostenschitzung der belangten Behérde zu erschiittern

Diese Rechnung hat eine Abfallanalyse zum Inhalt, welche dem Typ Bodenaushubdeponie
entspricht. Diese Einschrinkung der Materialqualitit auf Bodenaushub, welche die Vor-
aussetzung fiir die Annahme des in der Rechnung ausgewiesenen Betrages darstellt, kann
aber vor Durchfithrung der Bodenuntersuchungen nicht gesichert angenommen werden.

VwGH 18.11.2010, 2010/07/0089
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Kapitel 7 — Judikatur zum Europarecht

7. Judikatur zum Europarecht
7.1. Judikatur zum EG-Vertrag
Art. 90 EG

Sowohl die auf dem Inlandsmarkt in Verkehr gebrachten als auch die von der Partei
hergestellten, zur Ausfuhr bestimmten Produkte unterliegen dem Altlastenbeitrag
Im vorliegenden Beschwerdefall unterliegen dem Altlastenbeitrag nach § 3 Abs. 1 Z 3
ALSAG sowohl die von der Beschwerdefiihrerin hergestellten, auf dem Inlandsmarke in
Verkehr gebrachten, als auch die von ihr hergestellten, zur Ausfuhr bestimmten Brennstoff-
produkte. Die Ausfuhr stellt nicht den die Erhebung der Abgabe auslésenden Tatbestand
dar. Im Hinblick darauf steht Art. 90 EG der Altlastenbeitragspflicht der beschwerdefiih-
renden Partei gemifl § 3 Abs. 1 Z 3 ALSAG nicht entgegen.

VwGH 18.3.2010, 2008/07/0154

Anmerkung: Zweck des Art. 90 EG ist es, jegliche unterschiedliche Besteuerung zu verhin-

dern, durch welche die Einfubr oder Ausfubr erschwert wird.

7.2. Judikatur zu RL 2000/76/EG
Art. 3 RL 2000/76/EG

Ein Kraftwerk, das als Zusatzstoff ein ungereinigtes Gas verwendet, das durch Behand-
lung von Abfillen in einer Anlage gewonnen wurde, ist als Mitverbrennungsanlage
anzusehen

Ein Kraftwerk, das als Zusatzbrennstoff erginzend zu den fiir seine Energieerzeugungstitig-
keit vorwiegend verwendeten fossilen Brennstoffen ein Gas verwendet, das durch eine ther-
mische Behandlung von Abfillen in einer Anlage gewonnen wurde, ist zusammen mit die-
ser Anlage als ,Mitverbrennungsanlage® im Sinne des Art. 3 Nr. 5 der Richtlinie 2000776/
EG des Europiischen Parlaments und des Rates vom 4. Dezember 2000 {iber die Verbren-
nung von Abfillen anzusehen, wenn das Gas in der Vergaseranlage nicht gereinigt wurde.

EuGH 25.2.2010, Rs C 209/09, Lahti Energia Oy
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8. Register der ausgewerteten Judikatur

In der linken Spalte ist das Datum, in der mittleren Spalte ist die Geschiftszahl der Entscheidung
angefiihrt. In der rechten Spalte sind jene Paragrafen angefiihrt, denen die Leitsdtze der Entschei-
dungen zugeordnet wurden. Paragrafen ohne Nennung des Gesetzes bezichen sich auf das AWG

2002. Nicht ausgewertete Entscheidungen sind nicht genannt.

VwGH

28.1.2010 2009/07/0210 § 15 Abs. 3

18.2.2010 2009/07/0131 § 15 Abs. 3

18.3.2010 2006/07/0115 § 10 ALSAG
2008/07/0154 Art. 90 EG

22.4.2010 2010/07/0016 § 10 ALSAG

20.5.2010 2008/07/0083 § 3 Abs. 6 Z 1 u. Z 3 VerpackVO
2008/07/0122 §2Abs. 172
2008/07/0162 § 5 VSeG, § 81

16.7.2010 2007/07/0116 § 37

30.9.2010 2007/07/0090 § 3 Abs. 1a Z 6 ALSAG
2008/07/0170 §2Abs.1Z1,§2Abs. 3

21.10.2010 2008/07/0202 §2Abs. 471

18.11.2010 2008/07/0004 §2
2007/07/0035 §S77
2008/07/0181 §13a2Abs. 173
2010/07/0089 § 4 VVG
2010/07/0119 § 4 VVG

16.12.2010 2007/07/0045 § 37
2008/07/0005 § 9 VStG
2009/07/0142 § 9 VStG

22.12.2010 2010/06/0262 § 19 Abs. 1 UVP-G

EuGH

25.2.2010 Rs C 209/09 Art. 3 RL 2000/76/EG

Umweltsenat

11.6.2010 US 1A/2009/6-142 § 43
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Recht und Wirtschaft

Bitte beachten Sie: Die nachstehend angefithrten Preise fiir Hefte der OWAV-Schriftenreihe,
OWAV-Regelblitter und OWAV-Arbeitsbehelfe sowie fiir Folgen der Informationsreihe Betriebs-
personal Abwasseranlagen verstehen sich exkl. USt. zuziigl. Versandkosten. Mitglieder des OWAV
erhalten im Einzelverkauf 15 % Rabatt auf den Listenpreis, im Abonnement 20 % (gilt nur fir die
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OWAV-Regelblitter und -Arbeitsbehelfe ab Erscheinungsjahr 1999 sind auch als Download er-
haltich (Online-Bestellung tiber www.as-plus.at).

(Die folgende Preisliste ist giiltig bis 31. Dezember 2011. Preisinderungen und Irrtiimer vorbe-
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Erginzte und tiberarbeitete Neuauflage. 260 Seiten. Stand: Oktober 1994.Euro 39,60
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Erfahrungen. 180 Seiten. 1994. Euro 28,20
96. Heft:  Wasser- und Abfallrechtliche Judikatur 1993 in Leitsatzform. 80 Seiten. 1994.
Euro 21,20
99. Heft: Das UVP-Gesetz. 85 Seiten. 1996. Euro 36,20
102. Heft: Wasser- und Abfallrechtliche Judikatur 1994 in Leitsatzform. 108 Seiten. 1995.
Euro 24,70
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107. Heft: Wasser- und Abfallrechtliche Judikatur 1995 in Leitsatzform. 140 Seiten. 1996.
Euro 29,10
109. Heft: ,Anlagengenehmigungsverfahren — Quo vadis?“ Osterreichische Umweltrechtstage
1996. 109 Seiten. 1997. Euro 31,70
113. Heft: Wasser- und Abfallrechtliche Judikatur 1996 in Leitsatzform. 116 Seiten. 1997.
Euro 39,60
116. Heft: ,,Umweltrecht zwischen Gemeinschaftsrecht und Deregulierung®. Osterreichische
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124. Heft: ,Neues Verkehrsrecht als Instrument des Umweltschutzes“. Osterreichische Umwelt-
rechtstage 1998. 124 Seiten. 1998. Euro 35,20
130. Heft: Wasser- und Abfallrechtliche Judikatur 1998 in Leitsatzform. 100 Seiten. 1999.
Euro 21,20

133. Heft: EU-Férderungen fiir die Wasserwirtschaft. 2., iberarbeitete Auflage 2003. (Gratis-
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1999. 184 Seiten. 1999. Euro 26,70
Wasser- und Abfallrechtliche Judikatur 1999 in Leitsatzform. 152 Seiten. 2000.

Euro 24,70
,Staat und Privat im Umweltrecht”. Osterreichische Umweltrechtstage 2000. 168
Seiten. 2000. Euro 24,70
Organisationsformen der Siedlungswasserwirtschaft im Vergleich. 180 Seiten. 2001.

Euro 31,00
Wiasser- und Abfallrechtliche Judikatur 2000 in Leitsatzform. 160 Seiten. 2001.

Euro 26,70
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160 Seiten. 2001. Euro 25,80
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Euro 26,70
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tage 2002. 232 Seiten. 2002. Euro 35,20
Wiasser- und Abfallrechtliche Judikatur 2002 in Leitsatzform. 152 Seiten. 2003.

Euro 26,70
Wiasser- und Abfallrechtliche Judikatur 2003 in Leitsatzform. 152 Seiten. 2004.

Euro 26,70
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Euro 28,20

Wiasser- und Abfallrechtliche Judikatur 2005 in Leitsatzform. 150 Seiten. 2006.
(Gratisdownload von www.oewav.ar > Service > Download > Schriftenreihe)
Wiasser- und Abfallrechtliche Judikatur 2006 in Leitsatzform. 78 Seiten. 2007.
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Wiasser- und Abfallrechtliche Judikatur 2007 in Leitsatzform. 124 Seiten. 2008.
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Regelblitter des Osterreichischen
Wasser- und Abfallwirtschaftsverbandes

OWAV-Regelblatt 601 Ermittlung der Nachsorgekosten-Riickstellung bei Deponieanlagen.
1998. Euro 35,20

Arbeitsbehelfe des Osterreichischen
Wasser- und Abfallwirtschaftsverbandes

OWAV-Arbeitsbehelf Nr. 5 Mustersatzungen fiir Hochwasserschutzverbinde. 3., iiberarbeitete
Auflage. 2003. (Gratisdownload von www.oewav.at > Service >
Download > Arbeitsbehelfe)

OWWV-Arbeitsbehelf Nr. 6 Grundlagen und Organisation des Rechnungswesens von Abwasser-

verbinden. 1988. (vergriffen)
OWWV-Arbeitsbehelf Nr. 7 Grundsitze fiir die Versicherung von Abwasserentsorgungsanlagen.
1988. Euro 11,50
Erginzungsblatt: Grundsitze fir Versicherungsfragen in der Sied-
lungswasserwirtschaft. 1991. Euro 3,60
OWAV-Arbeitsbehelf Nr. 10 Betriebs- und Betreuungsgemeinschaften in der Abwasserentsor-
gung. 1993. Euro 24,70

OWAV-Arbeitsbehelf Nr. 12 Grundlagen und Organisation des Rechnungswesens von Wasser-
versorgungs- und Abfallverbinden. Erginzungsband zum Arbeits-
behelf Nr. 6. 1993. (vergriffen)

OWAV-Arbeitsbehelf Nr. 13 Mustersatzungen fiir Wasserversorgungs- und Reinhalteverbinde.
2., tberarbeitete Auflage. 2003. (Gratisdownload von
www.oewav.at > Service > Download > Arbeitsbebelfe)

OWAV-Arbeitsbehelf Nr. 15 Mustersatzungen fiir Abfallwirtschaftsverbinde. 1996.  Euro 21,20

OWAV-Arbeitsbehelf Nr. 16 Grundsitze der Gebiihrenkalkulation in der Siedlungswasser- und

Abfallwirtschaft. 1996. Euro 39,60
OWAV-Arbeitsbehelf Nr. 18 Musterbetriebskostenrechnung am Beispiel der Abwasserentsor-

gung. 1996. (vergriffen)
OWAV-Arbeitsbehelf Nr. 20 Anwendung des UVP-Gesetzes. 1996. Euro 38,10
OWAV-Arbeitsbehelf Nr. 21 Abfallgebiihrenkalkulation und Abfallgebiihrenmodelle. Ein At-

beitsbehelf fiir Gemeinden. 1997. (vergriffen)

OWAV-Arbeitsbehelf Nr. 23 Geschiftsbedingungen fiir die Indirekteinleitung in 6ffentliche
Kanalisationsanlagen. 2., iiberarbeitete Auflage. 2002.  Euro 26,70
OWAV-Arbeitsbehelf Nr. 28 Grundlagen und Organisation des Rechnungswesens von Ver- und

Entsorgungsverbinden. 2000. Euro 31,00
OWAV-Arbeitsbehelf 33 Leitfaden fiir die Vorgangsweise bei der Auftragsvergabe in der

Wasser-, Abwasser- und Abfallwirtschaft. 2004. Euro 31,00
OWAV-Arbeitsbehelf 35 Aktuelle Finanzierungsméglichkeiten fiir die Wasser-, Abwasser-

und Abfallwirtschaft. 2005. Euro 26,70

OWAV-Arbeitsbehelf 40 Grundlagen und Aufbau des Rechnungswesens in der Abwasserent-
sorgung — Buchfithrung und Jahresabschluss. 2010. Euro 31,00
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OWAV-Schriftenreihe, -Regelblitter und -Arbeitsbehelfe sind zu beziehen bei:
ON Osterreichisches Normungsinstitut, Heinestraf$e 38, 1020 Wien,
Tel.: + 43-1-21300-805, Fax: +43-1-21300-818, sales@on-norm.at, www.on-norm.at

Band 1:
Band 5:
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Band 16:

Band 18:
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Band 21:

Band 23:

Band 26:

Band 26:

Schriftenreihe ,,Recht der Umwelt”

Haftung bei Deponien. 184 Seiten. 1996. Euro 35,20
Der Umweltbeauftragte im Betrieb. 134 Seiten. 1997. Euro 25,20
Jahrbuch des osterreichischen und europiischen Umweltrechts 2004: Europarecht-
liche Planungsvorgaben und deren nationale Umsetzung. XIX / 200 Seiten. 2004.
Euro 44,00 / Euro 36,00
Jahrbuch des osterreichischen und europiischen Umweltrechts 2005: Umweltquali-
titsziele — Chancen und Risken am Beispiel Luft, Wasser und Naturschutz. XVIII /

184 Seiten. 2005. Euro 44,00 / Euro 36,007
Jahrbuch des osterreichischen und europdischen Umweltrechts 2006: Umweltrecht als
Standortfaktor. XXII / 222 Seiten. 2006. Euro 52,00 / Euro 42,00”

Réssler/Kerschner (Hrsg.): Wasserrecht und Privatrecht. XVIII / 122 Seiten. 2006.

Euro 34,00 / Euro 27,207
Jahrbuch des osterreichischen und europdischen Umweltrechts 2007: Naturkatastro-
phen und Seorfille. XXII / 162 Seiten. 2007. Euro 42,00 / Euro 34,00”
Jahrbuch des osterreichischen und europdischen Umweltrechts 2008: Globale und in-
dividuelle Umweltverantwortung. XXII / 214 Seiten. 2008. Euro 52,00/ Euro 42,00
Jahrbuch des osterreichischen und europdischen Umweltrechts 2009: Umweltmedium
Boden — Schutz und nachhaltige Nutzung. XXII / 204 Seiten. 2009.

Euro 52,00/ Euro 42,007
Jahrbuch des osterreichischen und europdischen Umweltrechts 2009: Umweltmedium
Boden — Schutz und nachhaltige Nutzung. XXII / 204 Seiten. 2009.

Euro 52,00/ Euro 42,007

") Sonderpreis fiir RAU-Abonnenten und O\VAV—Mitg[ieder

Zu beziehen bei:
Manz‘sche Verlags- und Universititsbuchhandlung, Kohlmarke 16, 1010 Wien,

Tel.: + 43-1-53161-100, bestellen@manz.at, www.manz.at
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Osterreichischer Wasser- und Abfallwirtschaftsverband
Gegrundet 1909
A-1010 Wien, Marc-Aurel-StraBBe 5
Telefon: 01/535 57 20, Telefax: 01/535 40 64, e-Mail: buero@oewav.at

Zusammenschluss aller an der Wasser- und Abfallwirtschaft
interessierten Kreise aus Wissenschaft, Verwaltung und Wirtschaft.

Veranstaltungen
Osterreichische Wasserwirtschaftstagung
Osterreichische Abfallwirtschaftstagung
Osterreichische Umweltrechtstage
Verbandstag der 6sterreichischen Wasser- und Abfallverbande
Tagung Hochwasserschutz
Gemeinsame Veranstaltungen mit in- und auslédndischen Fachorganisationen
Seminare und Fortbildungskurse zu aktuellen Themen der Wasser- und Abfallwirtschaft
Erfahrungsaustausch flr Betreiber von Abwasser- und Abfallbehandlungsanlagen
Kurse fur das Betriebspersonal von Abwasseranlagen, Praktikum auf Lehrklér- und
Lehrkanalanlagen, Kanal- und Klaranlagennachbarschaften
Kurse fur das Betriebspersonal von Abfallbehandlungsanlagen
Exkursionen im In- und Ausland
Vortrage

Fachausschiisse und Arbeitsgruppen
Ausarbeitung von Regelblattern, Arbeitsbehelfen, Merkblattern, Gutachten und Studien flr
bestimmte Fachgebiete der Wasser- und Abfallwirtschaft

Beratung und Information
Auskunfte und individuelle Beratung
Wasser- und abfallwirtschaftliche Informationsschriften und Beitrdge, Dokumentationsstelle
,Wasser — Abfall“, Offentlichkeitsarbeit

Veroffentlichungen )
Fachzeitschrift ,Osterreichische Wasser- und Abfallwirtschaft (OWAW) )
Tatigkeitsbericht des OWAV
Wasser- und Abfallrechtliche Judikatur in Leitsatzform *)

Schriftenreihe des OWAV *) )

Regelblatter *), Arbeitsbehelfe *) und Merkblatter des OWAV
OWAV-WIFI-Umweltmerkblatter fiir Gewerbebetriebe

Informationsreihe Betriebspersonal Abwasseranlagen *)

KA-Betriebsinfo 7)

Wiener Mitteilungen Wasser-Abwasser-Gewésser ')

Schriftenreihe ,,Die Talsperren Osterreichs® ")

Schriftenreihe zur Wasserwirtschaft der TU Graz ')

Verdffentlichungsreihe Konstruktiver Wasserbau/Landschaftswasserbau der TU Wien )

Verbindungsstelle (Nationalkomitee) der
e European Water Association - EWA
(vormals European Water Pollution Control Association — EWPCA)

Mitglied der 6sterreichischen Vertretung zur

¢ European Union of National Associations of Water Suppliers and Waste Water Services
- EUREAU (gem. mit OVGW)

* International Water Association — IWA (vormals International Water Services Association
- IWSA und International Association on Water Quality — IAWQ, gem. mit OVGW)

¢ International Commission on Large Dams - ICOLD

e International Commission on Irrigation and Drainage (ICID)

¢ International Solid Waste Association (ISWA)

*) im Kommissionsverlag bei ON Osterreichisches Normungsinstitut, Wien
) Mitherausgeber



	I. Wasserrechtliche Judikatur 2010 in Leitsatzform
	1. Judikatur zum WRG
	2. Judikatur zum Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetz
	3. Judikatur zu sonstigen Rechtsvorschriften
	3.1. Judikatur zum Verwaltungsgerichtshofgesetz (VwGG)
	3.2. Judikatur zum Verwaltungsvollstreckungsgesetz (VVG)
	3.3. Judikatur zum Verwaltungsstrafgesetz (VStG)
	3.4. Judikatur zum Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz (UVP-G)
	3.5. Judikatur zum Zustellgesetz (ZustellG)
	3.6. Judikatur zum Bundesverfassungsgesetz (B-VG)
	3.7. Judikatur zum Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuch (ABGB)
	4. Register der ausgewerteten Judikatur
	II. Abfallrechtliche Judikatur 2010 in Leitsatzform 
	1. Judikatur zum AWG 2002
	2. Judikatur zur VerpackVO 1996
	3. Judikatur zum ALSAG
	4. Judikatur zum UVP-G 2000
	5. Judikatur zum VStG
	6. Judikatur zum VVG
	7. Judikatur zum Europarecht
	7.1. Judikatur zum EG-Vertrag
	7.2. Judikatur zu RL 2000/76/EG
	8. Register der ausgewerteten Judikatur
	ÖWAV-Publikationen zu den Bereichen 
Recht und Wirtschaft



